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Vorerkrankungen vorhanden sind. 
Nach dem Abklingen der akuten 
Erkrankung können einzelne Sym-
ptome noch lange andauern und für 
die Betroffenen eine große Belastung 
darstellen (Long Covid). Auch wenn 
nicht exakt angegeben werden kann, 
wie groß die Letalität in den verschie-
denen Patientengruppen ist, muss 
bei den Risikogruppen von einer mit 
dem Alter ansteigenden Sterberate 
zwischen 5% und 20% ausgegangen 
werden.Wenn man dann bedenkt, 
dass der Anteil der über 65-Jährigen 
in Deutschland etwa 22% der Bevöl-

kerung ausmacht (mehr als 18 Milli-
onen Personen, über 80-Jährige mehr 
als 5 Millionen) wird offensichtlich, 
wie groß die Risikogruppen sind 
und welche Verheerungen eine un-
gebremste Ausbreitung der Epidemie 
mit sich bringen würde. 

Da es sich bei Sars-CoV-2 um ei-
nen neuen Krankheitserreger handelt, 
war bei Beginn der Pandemie in der 
Bevölkerung keinerlei Immunschutz 
vorhanden, der die Ausbreitung der 
Infektion und die Anfälligkeit für 

Seit mehr als einem Jahr wird das 
Leben durch die Sars-CoV-2 Pande-
mie beeinträchtigt. Ein Ende dieses 
Zustandes ist noch nicht wirklich 
abzusehen. Deshalb soll hier ver-
sucht werden, eine Zwischenbilanz 
zu ziehen. Ziel dieses Artikels ist es 
nicht, alle Maßnahmen, die bisher zur 
Eindämmung der Pandemie verfügt 
wurden, im einzelnen zu diskutie-
ren und nach Sinn oder Unsinn zu 
hinterfragen. Genauso wenig ist es 
die Absicht, das Agieren einzelner 
Politiker darzustellen und zu kriti-
sieren. Vielmehr geht es darum, aus 
linker Sicht, beispielhaft und ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit, einige 
wichtige Aspekte der Pandemie und 
ihrer Bekämpfung zu thematisieren. 

Die epidemiologische 
Ausgangslage

Die Basis für die pandemische 
Ausbreitung von Sars-CoV-2 ist die 
leichte Übertragung von Mensch zu 
Mensch. Die Infektion erfolgt vor 
allem durch Tröpfchen und Aeroso-
le. Das Risiko einer schweren oder 
gar tödlichen Erkrankung steigt mit 
dem Lebensalter erheblich, außerdem 
steigt das Risiko, wenn zusätzlich 
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Die Arbeiterstimme erscheint 
viermal im Jahr. Abonnement und 
Geschenkabonnement kosten 13,– € 

(einschließlich Versandkosten). Über 
Förderabonnements (ab 20,– €. aufwärts) 
sind wir sehr erfreut. Den Betrag bitten 
wir, jeweils am Jahresanfang zu über-
weisen. Rechnungserstellung erfolgt aus 
Kostengründen in der Regel nicht, son-
dern nur auf Wunsch. Die Abonnements 
können zum Jahresende gekündigt 
werden. Falls die Bezahlung des Abon-
nements eine Belastung darstellt (z. B. 
aus sozialen Gründen), schicken wir die 
Arbeiterstimme auch kostenlos zu. An 

Tausch-Abos mit anderen Zeitschriften 
sind wir interessiert, bitte schickt uns ein 
Probeexemplar. Die inhaltliche Mitarbeit 
bei der Arbeiterstimme ist erwünscht: 
Die Redaktion behält sich aber das Recht 
vor, Artikel abzulehnen, zu ändern oder 
zu kürzen. Helft mit, die Arbeiterstimme 
zu verbreiten! Schickt uns Adressen von 
politisch interessierten Menschen, denen 
wir die Arbeiterstimme probeweise zu-
schicken können.

Nachdruck nur mit Einverständnis 
der Redaktion (außer bei politisch nahe-
stehenden Organisationen) und gegen 
Zusendung von Belegexemplaren.

Nach Bidens Erfolg und dem knap-
pen Wahlsieg der „Demokratischen“ 
Partei bei den Senatswahlen hat der 
Sturm der Trump-Meute auf das Ka-
pitol der neuen Regierung eigentlich 
mehr Raum gegebenen für die ver-
sprochene „neue Politik“. Doch ange-
sichts der Spaltung der Gesellschaft, 
der 74 Millionen Republikaner-Wäh-
ler und vor allem bei der Macht des 
US-amerikanischen Großkapitals wird 
die so stark propagierte „New-Deal“- 
Politik wohl spärlich ausfallen. Sie 
wird sich mehr auf die Innenpolitik 
konzentrieren. Außenpolitisch zeigt 
man weiter die Zähne. Der Ton in Wa-
shington gegenüber den Alliierten und 
anderen botmäßigen Ländern wird 
maßvoller sein als unter dem Rüpel 
Trump, die Forderung nach Kompli-
zenschaft umso bestimmter. Die mi-
litärische und wirtschaftliche Stärke 
der USA nutzend, findet weltpolitisch 
die Politik der Macht und Gewalt 
ihre Fortsetzung: durch Kriege, gna-
denlose Wirtschaftskonkurrenz und 
durch Verdummung der Menschheit 
mittels der Meinungsmonopole. Eine 
nicht zu übersehende Rolle spielen in 
den USA, aber auch in Lateinameri-
ka, christliche Sekten, vor allem die 
Evangelikalen. Von vielen unbemerkt 
werden auch im deutschsprachigen 
Raum solche Gruppierungen immer 
stärker und einflussreicher. Dazu brin-
gen wir in dieser Nummer der ARSTI 
eine Betrachtung.

Kaum im Sattel, hat Präsident Bi-
den die Bombardierung Nordsyriens 
befohlen, bei der es viele Todesopfer 
gegeben hat. Die Hauptstrategie der 
USA und der NATO richtet sich ver-
stärkt gegen Rußland und vor allem 
gegen die VR China. 

Als vorrangiges Ziel hat sich das 
Pentagon das „Südchinesische Meer“ 
ausgesucht, im Verein mit den japa-
nischen „Friedenstruppen“. Die deut-
sche Regierung ist gerade dabei, eine 
gefährliche „Beteiligung“ anzustre-
ben. Es scheint, der Wüstenstaub im 
afrikanischen Mali hat zu wenig Pres-
tigegewinn gebracht – von der Nieder-
lage im 20jährigen Afghanistankrieg 
ganz zu schweigen. Aber der war ja 
für die „Menschenrechte“. 

Leider hat gerade Deutschland 
im letzten Jahrhundert in eigener 
Schuld mit Kriegen, Militarismus 
und Nationalismus bittere Erfahrun-
gen machen müssen. Das brachte 
Tod und Not über viele Völker. Ge-
nau vor 80 Jahren befahl die Nazi-
Führung den grausamen Angriffs-
krieg gegen die Sowjet-Union, der 
dort 28 Millionen Menschen den 
Tod und dem Land die Zerstörung 
brachte. Der Bundespräsident erin-
nerte in einer Rede daran, was von 
einigen Medien prompt als Fehltritt 
angeprangert wurde. Da darüber in 
der BRD absichtlich Erinnerungs-
bemühungen immer kleiner gehal-
ten werden, sind in den folgenden 
Generationen Schuldgefühle und 
Einsichten aus diesen Katastrophen 
immer weiter geschrumpft. Dem wol-
len wir entgegenwirken und verwei-
sen hier auf einen Beitrag von Jörg 
Wollenberg, der dazu eine längere 
Betrachtung verfasst hat. Wegen des 
großen Umfangs dieses Artikels kön-
nen wir die Thematik, die mehrfache 
Bedeutung des 9. November, der für 
Deutschland zu einem Schicksalstag 
wurde, in diesem Heft nur anreißen. 
Der ganze Artikel kann auf unserer 
homepage abgerufen werden. 

Die Corona Pandemie hat zu mas-
siven Beeinträchtigungen und Verwer-
fungen geführt. In einem Artikel dazu 
ziehen wir eine Zwischenbilanz. 

Die anhaltende Corona Pande-
mie macht die Gewerkschaftsarbeit 
schwieriger. Das betrifft auch die 
Arbeit der Betriebsräte, die durch 
Gesetzesänderungen noch zusätzlich 
erschwert werden soll.

Die LINKE hat Ende Februar eine 
neue Doppelspitze gewählt und star-
tet mit dem Entwurf eines Wahlpro-
gramms ins „Superwahljahr“. Wir 
schauen uns das etwas genauer an.

Die Bedeutung des chinesischen 
1,4 Milliarden-Volkes wird immer 
größer, nicht nur für Asien. Der wirt-
schaftliche Einfluss und auch der fi-
nanzielle wird selbst in der EU spür-
bar, vor allem in Südosteuropa. Wir 
betrachten den Werdegang Chinas 
mit einem weiteren Teil aus unserer 
China-Reihe „Wie der Kommunismus 
nach China kam“. In diesem Artikel 
legt der Autor den Fokus auf die „Re-
konstruktion revolutionärer Politik in 
China“.

Aus England erhielten wir mehre-
re Berichte über die Labour Party in 
Zeiten von Corona.

Die Massenbewegungen in Chile 
halten an. Wir hatten darüber berich-
tet. In dieser Nummer ergänzen wir 
das mit einer Besprechung des Bu-
ches „Revolte in Chile“. 

Die Besprechung einer Neuer-
scheinung über den deutschen Mi-
litarismus rundet diese Nummer ab.

Wir bedanken uns bei den ABO-
Zahler:innen und Spender:innen und 
brauchen weiterhin eure Unterstüt-
zung! Wie jedes Jahr im März legen 
wir dafür einen Überweisungsschein 
bei.

Übriges: Der 1. Mai gehört uns – 
trotz Corona – so oder so!
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schwere Erkrankungen hätte dämp-
fen können. Ohne Maßnahmen war 
und ist also mit einer schnellen und 
allgemeinen Ausbreitung zu rechnen. 
Außerdem gibt es (noch) keine Medi-
kamente, die eine wirksame, ursächli-
che Therapie der Infektion erlauben. 
Es gibt nur die Möglichkeit, durch 
eine symptomatische Therapie die 
Folgen der Infektion abzumildern.

Um was geht es? Die 
politische Ausgangslage

Die zentrale politische Frage, die 
sich für jede Gesellschaft bei der Be-
kämpfung einer Epidemie stellt, ist 
die nach der Priorität der Ziele. Ist 
Leben und Gesundheit der Bevölke-
rung das Wichtigste oder ist es etwas 
Anderes, etwa das weitgehende Auf-
rechterhalten der Wirtschaftstätig-
keit, die Unantastbarkeit von indivi-
duellen Rechten oder die Aufrechter-
haltung des gewohnten Lebensstils? 
Sind diese Ziele gleichwertig oder 
gibt es eine Rangfolge? 

Die grundsätzlichen Entscheidun-
gen über solche Prioritäten werden in 
jeder Gesellschaft im Wesentlichen 
von den gegebenen Macht- und Herr-
schaftsverhältnissen bestimmt, die 
wiederum auf den Klassenverhältnis-
sen aufbauen. In kapitalistischen Ge-
sellschaften steht die Produktion von 
Mehrwert und die darauf beruhende 
Verwertung des Kapitals im Zent-
rum. Es ist deswegen zu erwarten, 
dass Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Pandemie, wie einschneidend 
sie unter Umständen sein mögen, 
trotzdem eine weitgehend reibungs-

lose Mehrwertproduktion aufrecht 
erhalten wollen. Aber auch kapita-
listische Gesellschaften können nicht 
ausschließlich auf Profit setzen. Der 
Staat, als ideeller Gesamtkapitalist, 
kann den Gesundheitsschutz nicht 
einfach ignorieren. Eine Pandemie 
völlig außer Kontrolle, verbunden 
mit einem Zusammenbruch des Ge-
sundheitssystems, wäre nicht im 
Sinne der übergeordneten Interessen 
des Kapitals. In der Realität sind des-
wegen eher Versuche zu erwarten, ir-
gendwie beiden Belangen, Profit und 
Gesundheit, Rechnung zu tragen, 
Nicht überraschend sind dann die 
tatsächlich ergriffenen Maßnahmen 
oft von einer gewissen Inkonsequenz 
und einem Lavieren zwischen den 
beiden Zielen geprägt. 

Die konkreten Ziele im Einzelnen, 
wie sie im Handeln von Regierungen 
sichtbar werden, ergeben sich aus den 
Interessen der maßgeblichen Grup-
pen. Diese Interessen sind norma-
lerweise nicht widerspruchsfrei und 
können in Konkurrenz zueinander 
stehen. In den öffentlichen Debatten, 
die mit solchen Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozessen verbunden 
sind, wird selbstverständlich nicht 
immer mit offenen Karten gespielt. 
Die tatsächlichen Prioritäten unter-
scheiden sich oft von den nach Außen 
hin propagierten Zielen. 

Für Linke sollte klar sein, Gesund-
heitsschutz und Schutz des Lebens, 
und zwar für die ganze Bevölkerung 
inklusive der Risikogruppen, müs-
sen in der Prioritätenliste ganz oben 
stehen. Es geht um die Minimierung 
der Todesfälle und die Reduzierung 

der schweren Erkrankungen. Die 
Verhinderung eines Zusammenbruch 
des Gesundheitssystems, ausge-
drückt durch die Überbelegung der 
Betten auf den Intensivstationen, das 
häufig genannte „flatten the curve“, 
kann nur ein Zwischenziel sein. Das 
längerfristige Ziel muss bleiben, die 
Gesundheitsbedrohung durch Sars-
CoV-2 wieder (praktisch) vollständig 
zu eliminieren. 

Reale Möglichkeiten der 
Pandemiebekämpfung

Auch im 21. Jahrhundert sind die 
Möglichkeiten zur Eindämmung ei-
ner Seuche, wie der Covid-19 Epi-
demie, begrenzt. Genau genommen 
gibt es zuerst einmal nur eine wirk-
same Maßnahme: die Verhinderung 
von neuen Infektionen. Nur dadurch 
lässt sich eine Ausbreitung stoppen 
bzw., im Erfolgsfall, auch ein Rück-
gang erreichen. Ein wesentlicher 
Fortschritt zu früheren Zeiten liegt 
allein in der Möglichkeit, die Infek-
tionen durch genaue und empfind-
liche Tests nachzuweisen. Bei der 
Verhinderung von Infektionen gibt 
es einen gezielten Weg, der in der 
möglichst schnellen Entdeckung 
möglichst aller Infizierter (mittels 
eines fundierten Testkonzepts) be-
steht, mit der darauf folgenden 
Unterbrechung der Infektionskette 
durch Quarantäne für Infizierte und 
deren Kontaktpersonen. Ein zwei-
ter Weg ist das generelle Vermeiden 
aller Situationen, bei denen eine 
Ansteckung denkbar ist, und zwar 
ungezielt, ohne einen konkreten 

Quarantäne traf nicht die Reichen: Bewohner*innen einer Hochhaussiedlung in Massen-
Quarantäne in Göttingen Juni 2020...
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Verdacht. Wenn Letzteres erfolgreich 
sein soll, läuft es auf eine weitge-
hende Reduktion aller Kontakte zu 
anderen Menschen hinaus. Bei un-
vermeidlichen Kontakten kann die 
Infektionswahrscheinlichkeit durch 
Tragen von Masken, Abstand halten 
etc. verringert werden. Ein Lock-
down hat genau die Funktion, die 
Anzahl der Kontakte zu reduzieren. 
Jeder allgemeine Lockdown ist aber 
eine sehr grobe und weitgehend un-
gezielte Maßnahme. 

Es stellen sich zwei Aufgaben, ers-
tens der Schutz der Risikogruppen 
und zweitens die Verhinderung der 
schnellen allgemeinen Ausbreitung 
(schwere Verläufe und Todesfälle 
gibt es auch außerhalb der Risiko-
gruppen). Beide Ziele sind mitein-
ander verknüpft. Denn je weiter die 
Infektion verbreitet ist, desto mehr 
potentielle Kontakte von Infizierten 
zu Risikopersonen werden stattfin-
den und entsprechend schwierig bis 
unmöglich wird der Schutz dieser 
Gruppen. 

Inzwischen steht durch die Ent-
wicklung von Impfstoffen ein weite-
res Mittel zur Verfügung. Bei vielen 
durch Viren verursachten Infekti-
onskrankheiten (Pocken, Kinderläh-
mung, Masern) hat sich das Impfen 
als entscheidendes Instrument ihrer 
Eindämmung oder gar Ausrottung 
herausgestellt. Beim gegenwärtigen 
Wissensstand ist zu vermuten, dass 
auch bei Covid-19 Impfungen einen, 
vielleicht den entscheidenden Beitrag 
für die Eindämmung der Pandemie 
leisten werden. 

Diese positive Einschätzung er-
folgt im Wissen um den kapitalisti-
schen Charakter der einschlägigen 
Produzenten. Ohne Zweifel gibt es 
gute Gründe, die Pharmaindustrie 
kritisch zu betrachten. Es gab in der 
Vergangenheit durchaus Beispiele 
von hoch problematischem Verhalten 
im  Pharma- und Medizinsektor (bei 
Firmen, Behörden und Ärzten). Aber 
es gibt auch wissenschaftliche Stan-
dards für die Erprobung von Impf-
stoffen, mit deren Hilfe Leistungs-
fähigkeit und Risiken transparent 
gemacht werden können. Es war nie 
eine linke Position, kapitalistischen 
Firmen grundsätzlich die Fähigkeit 
und den Willen abzusprechen, nütz-
liche und auch sichere Medikamente 
und Impfstoffe zu produzieren. Prin-
zipiell gilt Ähnliches für die Einschät-
zung von staatlichen Zulassungsstel-
len, Impfkommissionen und ähnli-
chen Institutionen. Skepsis und kri-
tische Fragen sind angebracht, aber 
nicht grundlose Verdächtigungen. 

Das Elend des staatliche 
Krisenmanagements – einige 
Beispiele aus Deutschland

Am 28. März 2020 hat der Bun-
destag die Sars-CoV-2 Pandemie als 
„epidemische Lage von nationaler 
Tragweite“, wie das im Infektions-
schutzgesetz offiziell heißt, eingestuft. 
Bei einer solchen Lage ist es die Auf-
gabe des Staates, Maßnahmen zur 
Bekämpfung dieser epidemischen 
Notlage zu ergreifen. Aber eigent-
lich beginnt die Aufgabe schon viel 

früher. Der Staat hat, bzw. hätte, die 
Pflicht, auf Notfälle wie eine Pande-
mie vorbereitet zu sein. Diese Vorbe-
reitung war ausgesprochen schlecht, 
in Deutschland und auch anderswo. 
Es gab zwar Pandemiepläne auf dem 
Papier, aber anscheinend hat die nie-
mand so richtig ernst genommen. Das 
Einlagern von ausreichenden Vorrä-
ten an Schutzkleidung ist offensicht-
lich im Laufe der Zeit Sparmaßnah-
men zum Opfer gefallen. Am deut-
lichsten wurde das bei den Masken 
sichtbar. In der offiziellen Darstellung 
verwandelten sich diese im Laufe der 
Zeit von nutzlosen Utensilien, die so-
gar einer Ausbreitung förderlich sein 
könnten, zu einem entscheidenden 
Mittel zur Eindämmung der Pande-
mie. Der eigentliche Grund für die-
se Verwandlung war natürlich der 
anfängliche Mangel an Masken und 
nicht neue Erkenntnisse über deren 
Wirkung. Aber immerhin, man hat 
die Kurve noch gekriegt.

Die mangelnde Vorbereitung be-
zieht sich natürlich nicht nur auf die 
Einlagerung von Schutzkleidung. 
Das war und ist ein generelles Pro-
blem des auf Kostensenkung und 
(finanzieller) Effizienz getrimmten 
Gesundheitssystems. Es gab den Ab-
bau von Betten, seit 1991 um 25%, in-
klusive der Schließung ganzer Kran-
kenhäuser. Das Personal wurde so 
weit ausgedünnt, dass es permanent 
an der Grenze zur Überlastung ar-
beiten muss. Seit vielen Jahren wird 
Marktorientierung und Kommer-
zialisierung vorangetrieben. Dieser 
Zustand reicht für manche „Berater“ 

Abgesperrte Wohnblocks derArbeiter der Tönnies-Fleischfabrik in Gütersloh...
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der Regierung noch nicht aus. Für die 
Bertelsmann Stiftung und die Leopol-
dina Akademie der Wissenschaften 
ist, gemäß ihren Modellrechnungen, 
ein weiteres Drittel der Kranken-
hausbetten überflüssig. Nach etlichen 
Wellen des neoliberalen Sparens, 
genauer des Kaputtsparens, reichen 
die Kapazitäten gerade noch für die 
in normalen Zeiten anfallenden Auf-
gaben. Reserven für Notsituationen 
sind kaum mehr vorhanden. 

Das Kaputtsparen hatte in der 
Vergangenheit auch den ganzen öf-
fentlichen Gesundheitsdienst betrof-
fen. In den letzten zwei Jahrzehnten 
hat dieser ein Drittel seiner Stellen 
verloren. Und plötzlich müssen 
die personell so ausgedünnten Ge-
sundheitsämter Schlüsselfunktionen 
der Pandemiebekämpfung wie das 
Kontakt-Tracing übernehmen. Ein 
funktionierendes Nachverfolgen der 
Infektionsketten könnte zusammen 
mit einem Testkonzept eine wesent-
liche Rolle bei der Unterbrechung der 
Infektionsketten spielen. Ein solcher 
Ansatz ist viel gezielter als ein Lock-
down, aber er müsste auch flächende-
ckend funktionieren. Offensichtlich 
war das aber nicht im ausreichen-
den Maße der Fall. Nach der ersten 
Welle im Frühjahr 2020 gingen die 
Inzidenzwerte stark zurück. Es gab 
in Deutschland mehrere Wochen 
mit weniger als 500 Neuinfektionen 
täglich. Das entspricht einer 7-Tage-
Inzidenz pro 100 000 Einwohner von 
knapp unter 4. Die Zahlen wären 
also günstig gewesen, um praktisch 
alle Infizierten zu erfassen. Als dann 

mehrheitlich ohne fundierte Daten. 
Das ist generell so, aber in Deutsch-
land besonders ausgeprägt. Das dies-
bezügliche deutsche Meldewesen ist 
schwerfällig, wenig detailliert und 
kann nicht viel zur Aufklärung der In-
fektionswege beitragen. Aber dieser 
Datenmangel hat anscheinend noch 
niemanden dazu motiviert, diese Fra-
gen mit Nachdruck anzugehen. Es ist 
nicht bekannt, dass entsprechende 
Befragungen, Erhebungen und Un-
tersuchungen im größeren Ausmaß 
durchgeführt werden, was ja auch 
eine Aufgabe des Staates bzw. seiner 
wissenschaftlichen Einrichtungen 
wäre.

Das Abklingen der ersten Welle 
im Frühjahr letzten Jahres hat ein 
Zeitfenster eröffnet, um bei einer 
zweite Welle besser gerüstet zu sein. 
Diese Chance für gründliche Vorbe-
reitungen wurde vergeben, obwohl 
die Wahrscheinlichkeit einer zweiten 
Welle allgemein bekannt gewesen 
sein muss.

Besonders gravierend zeigt sich 
dies im mangelnden Schutz für die 
Risikogruppen in den Alten- und 
Pflegeheimen. Sicher ist auch richtig, 
dass ein Schutz nicht einfach zu orga-
nisieren ist, besonders wenn er nicht 
mit der völligen Isolation der Heim-
bewohner verbunden sein soll. Aber 
gerade wegen dieser Schwierigkeit 
hätte er mit Nachdruck organisiert 
werden müssen. Statt dessen wur-
de die Organisation den einzelnen 
Heimleitungen überlassen. Es gab 
weder ausgearbeitete Konzepte und 
Vorgaben, noch eine ausreichende 

im Herbst die Fallzahlen wieder an-
stiegen, konnte das Kontakt-Tracing 
diese Zunahme nicht ausbremsen. 
Die Fallzahlen stiegen kontinuierlich 
an und erreichten bald Werte, die die 
Möglichkeiten des Nachverfolgens 
dann endgültig überforderten. Das 
heißt selbstverständlich nicht, dass 
die Gesundheitsämter nicht aktiv ge-
wesen wären. Die Infizierten wurden 
kontaktiert, in Quarantäne geschickt, 
nach Kontaktpersonen befragt etc. 
Der Anstieg der Infektionen konnte 
aber trotzdem nicht verhindert wer-
den, was auch immer im Einzelnen 
die Gründe dafür waren (nur ein 
Teil der Infizierten wird erfasst, die 
Langsamkeit des Prozesses). Es ist 
deshalb verwunderlich, wenn jetzt 
immer wieder behauptet wird, bei 
einem Inzidenzwert unter 50 könnte 
die Nachverfolgung der Infektions-
ketten wieder funktionieren. Warum 
das jetzt so wesentlich besser funkti-
onieren sollte als im Sommer des ver-
gangenen Jahres, ist nicht ersichtlich.

Überhaupt steht es schlecht um 
das Wissen über die tatsächlichen 
Wege der Infektionen. Verlässliche 
Daten dazu sind Mangelware. Das ist 
ein Problem, das vielleicht nicht im 
Focus der Öffentlichkeit steht, aber 
in der Praxis von großer Bedeutung 
ist. Es sei nur an die Frage erinnert, 
welche Rolle Kindern (eventuell dif-
ferenziert nach Altersgruppen) im In-
fektionsgeschehen zukommt. Wenn 
die Infektionswege nicht bekannt 
sind, können sie auch nicht gezielt 
unterbrochen werden. Die Entschei-
der (aber auch ihre Kritiker) handeln 

gegen den Ausbruch bewacht von der Polizei
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Unterstützung, sowohl organisatori-
scher als auch finanzieller Art. Eine 
ausreichende Testung für Insassen, 
Personal, Besucher etc. war lange 
Zeit nicht gewährleistet. Die Folgen 
dieses staatlichen Nicht-Handelns 
waren desaströs, ein großer Teil der 
inzwischen über 70 000 Todesfälle 
sind Bewohner von Heimen.

Ähnliche Versäumnisse gibt es 
auch bei Schulen und Kinderbetreu-
ung. Wenn in den Sommermonaten 
ein entsprechendes Testkonzept ent-
wickelt worden wäre, wäre es wahr-
scheinlich ohne unverhältnismäßige 
Risiken möglich gewesen, Schulen 
und Kitas wesentlich länger in einem 
zumindest annähernden Normal-
betrieb offen zu halten. Es gibt Vor-
schläge, wie das Testen von großen, 
mehrheitlich negativen Gruppen or-
ganisiert werden könnte. Diese Vor-
schläge hätten aufgegriffen, erprobt 
und dann flächendeckend umgesetzt 
werden müssen. Die Kosten wären 
im Vergleich zu den Milliarden, die 
sonst für Hilfen versprochen wurden, 
gering gewesen. Aber es bräuchte 
eine Institution, die so etwas initi-
iert und organisatorisch vorantreibt. 
Anscheinend ist dazu weder das Ge-
sundheitsministerium noch das RKI, 
noch sonst jemand in der Lage.

Ein ähnliches Bild zeigt sich auch 
bei der Beschaffung des Impfstoffs. 
Spätestens als sich abzeichnete, wel-
che Hersteller als erste die Entwick-
lung abgeschlossen haben, hätte die 
Regierung (die EU etc.) beginnen 
müssen, sich intensiv um die Produk-
tion und Belieferung zu kümmern, 
wenn notwendig auch mit direkten 
Eingriffen bei den Unternehmen 
(Zwangslizenzen und ähnliches). 
Die gesetzliche Grundlage für sol-
che Eingriffe existiert. Aber man hat 
es laufen lassen. Als dann Probleme 
mit der Belieferung auftauchten, war 
man überrumpelt. Es ist richtig, auch 
der Staat kann Produktionsprobleme 
nicht einfach lösen. Aber darum geht 
es nicht. Die Kritik bezieht sich auf 
das Versäumnis, rechtzeitig geplant 
und steuernd eingegriffen zu haben. 
Eine staatliche Federführung hätte 
auch nicht auf einen nationalen Al-
leingang oder Impfnationalismus 
hinauslaufen müssen. Eine Koope-
ration mit EU und anderen Ländern 
wäre jederzeit möglich.

Das Kernstück der staatlichen 
Maßnahmen sind die diversen Lock-

downs und die sonstigen Einschrän-
kungen, die jetzt in den verschiede-
nen Variationen und Schweregraden 
über ein Jahr gelten. Wer glaubt, die 
staatlichen Verfügungen treffen vor 
allem die Bereiche, die besonders viel 
zum Infektionsgeschehen beitragen, 
liegt mit großer Wahrscheinlichkeit 
nicht richtig. Der Mangel an Daten 
wurde schon erwähnt. Niemand, 
auch die Regierung nicht, weiß, wel-
che Folgen die Verhängung (oder 
Aufhebung) von Maßnahmen wie 
Schließung von Schulen, Läden, 
Gaststätten etc. in der Realität ha-
ben. Sicher, die Lockdowns führen 
zu einer Verringerung von Kontakten 
und tragen damit zur Dämpfung des 
Infektionsgeschehens bei, das ist ein 
unbestreitbarer Effekt. Aber es wäre 
eine Illusion anzunehmen, das staat-
liche Eingreifen beträfe genau die be-
sonders relevanten Infektionswege.

Vermutlich erklärt sich die Aus-
wahl der von Schließungen betrof-
fenen oder verschonten Bereiche zu 
einem großen Teil aus der Einstufung 
ihrer ökonomischen Bedeutung. Die 
großen Betriebe, die ökonomischen 
Schwergewichte, der Kernbereich 
der Wirtschaft mit den produzieren-
den Betrieben werden offensichtlich 
geschont, im Gegensatz zu den als 
nicht so wichtig eingeschätzten Be-
reichen (Gaststätten, Läden und die 
gesamte Kultur). Die Einstufungen 
lassen sich schwerlich allein aus Er-
kenntnissen über Infektionsrisiken 
oder tatsächlich stattfindende Infek-
tionen ableiten. 

Ökonomische Folgen

Die Pandemie hat in vielen Län-
dern die stärkste Rezession der Nach-
kriegszeit verursacht. Die speziellen, 
durch die Pandemie bedingten Ef-
fekte überlagern sich mit den wirt-
schaftlichen Entwicklungen, wie sie 
auch ohne Pandemie stattgefunden 
hätten. Krisentendenzen waren schon 
vorher sichtbar. Als Beispiel dafür 
sei die Autoindustrie genannt. Diese 
zeigte schon vor Corona deutliche 
Anzeichen einer ungenügenden Ka-
pazitätsauslastung. Dazu kommt die 
Unsicherheit aufgrund des bevorste-
henden Umbaus durch den Abschied 
vom Verbrennungsmotor. Andere 
Entwicklungen, die bereits vorher 
erkennbar waren, haben durch die 
Pandemie einen erheblichen Schub 

erhalten. Zu nennen sind besonders 
der Trend zum Online-Handel und 
die damit verbundenen Strukturän-
derungen, die mit ihren Folgen für 
die Innenstätte und den dortigen Lä-
den noch gar nicht abzusehen sind, 
genauso wie der Trend zum Home-
Office. 

Aber unbestreitbar hatte und hat 
die Pandemie ganz unmittelbar starke 
Auswirkungen auf das Wirtschaftsge-
schehen. Insbesondere die staatlichen 
angeordneten Schließungen oder 
manche Verhaltensänderungen, wie 
etwa den Verzicht auf Reisen, hätte es 
ohne Pandemie nicht in dieser Weise 
gegeben. Und es gibt eine Reihe von 
indirekten Effekten wie Kaufzurück-
haltung bei Privathaushalten wegen 
der Einkommensverluste oder dem 
Verzicht auf Investitionen im Unter-
nehmensbereich wegen der unklaren 
Geschäftsaussichten. Eher selten und 
nur kurz kam es zu Produktionsaus-
fällen wegen der Unterbrechung von 
Lieferketten (wie z.B. im 1. Lockdown 
im Frühjahr, weil Zulieferungen vor 
allem aus China fehlten. Die Lie-
ferengpässe bei Mikrochips, unter 
denen viele Branchen und auch die 
Automobilindustrie leiden, sind an-
scheinend nicht durch die Pandemie 
bedingt.)

Das konkrete Ausmaß der Ein-
bußen durch die Pandemie ist aller-
dings sehr unterschiedlich. Es gibt 
Bereiche und Branchen, die fast ohne 
Einschränkungen weiter produzieren 
und verkaufen können, während an-
dere praktisch stillgelegt sind. Wiede-
rum andere haben von der Pandemie 
profitiert.

Durch dieses spezielle Muster der 
Betroffenheit zeigt sich der besondere 
Charakter der „Corona-Rezession“. 
Denn das „spezielle Muster“ kann 
nur mit den staatlichen Auflagen und 
den durch die Pandemie bedingten 
Verhaltensänderungen erklärt wer-
den und nicht aus den typischen 
Abläufen der kapitalistischen Öko-
nomie, wie etwa einer Überakkumu-
lation oder dem Zyklus von Boom 
und Krise. Die „Corona-Rezession“ 
unterscheidet sich dadurch von an-
deren Wirtschaftskrisen, wie etwa der 
Finanzkrise von 2008. Aber die Unter-
schiede sind relativ. Denn die direk-
ten Pandemiefolgen treffen auf eine 
kapitalistische Wirtschaft, die bereits 
selbst in einem mehr oder weniger 
ausgeprägten Krisenmodus war, und 
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verursacht dort weitere Turbulenzen. 
Die Beschreibung als Krisenmodus 
ist durch das Vorhandensein von 
einer ganzen Reihe von Problemen 
gerechtfertigt, die meistens schon 
seit längerer Zeit bestehen, aber nicht 
gelöst werden können. Hier nur eine 
kurze, stichpunktartige Aufzählung 
einiger dieser Probleme: Wachstums- 
und Akkumulationsschwäche in der 
Realwirtschaft, daneben ein Boom 
im Finanzbereich mit inflationsar-
tigen Preissteigerungen bei Vermö-
genswerten (Aktien, Immobilien), 
verbreitete Arbeitslosigkeit, Unter-
beschäftigung und große Jugendar-
beitslosigkeit (z.B. in Spanien), große 
Disparitäten in den Handelsbilanzen, 
hohe Verschuldung bei Privaten und 
Staaten, zunehmende Ungleichhei-
ten in der Gesellschaft. Die Proble-
me sind seit langem bekannt und 
werden in der Öffentlichkeit und bei 
Ökonomen breit diskutiert. Trotzdem 
können sie nicht gelöst werden. Im 
Wesentlichen kommt es nur zu einem 
vor sich Herschieben und mit jeder 
Krise zu einer weiteren Verschärfung. 
Jetzt kommen noch die Belastungen 
der Pandemie dazu.

In Deutschland wurden von der 
Bundesregierung mehrmals großzü-
gige staatliche Hilfen angekündigt, 
um die finanziellen Folgen der Pan-
demie abzumildern. In der Realität 
scheinen die Hilfen aber nur zäh zu 
fließen. Das wichtigste staatliche Inst-
rument aus Sicht der Beschäftigen ist 
das Kurzarbeitergeld. Dieses ist zwar 
mit Einbußen verbunden, garantiert 
aber doch ein einigermaßen verläss-
liches Einkommen. Schlimm trifft es 
viele Selbständige, besonders Solo-
selbständige und Scheinselbständi-
ge, die auch schon vor der Pandemie 
prekären Bedingungen ausgesetzt 
waren. Probleme haben auch viele, 
die sich durch einen Nebenjob noch 
etwas dazuverdient haben bzw. da-
zuverdienen mussten, denn viele die-
ser Nebenjobs fallen jetzt weg. So gibt 
es eine erhebliche Spaltung bei den 
Beziehern von Löhnen und Einkom-
men in jene, die eine Last zu tragen 
haben und jene, die auch in der Pan-
demie ein sicheres und ungekürztes 
Einkommen erhalten. Letztere haben 
sogar eine stärkere Ersparnis aufzu-
weisen, da viele Möglichkeiten, Geld 
auszugeben, eingeschränkt sind ( 
Gaststätten, Kultur, Reisen). Es lässt 
sich noch nicht endgültig abschätzen, 

was die staatlichen Hilfen langfristig 
bewirken werden. Wer wirklich ei-
nen Ausgleich für von der Pandemie 
bedingte Verluste erhält, wer leer 
ausgeht und wer vielleicht sogar pro-
fitiert (es gibt auch Berichte über Be-
trug). Zur Zeit ist noch völlig unklar, 
wie viele Konkurse noch bevorstehen 
und in welchem Ausmaß es noch zu 
dauerhaftem Arbeitsplatzabbau kom-
men wird. Die Arbeitslosigkeit ist im 
Februar, untypisch für diesen Monat, 
auf jeden Fall schon gestiegen.

Praktisch ohne Verluste ist die 
Pandemie an den Vermögen der 
Wohlhabenden und Reichen vorbei-

gegangen. Am deutlichsten ist das an 
den Aktienkursen sichtbar, die einen 
heftigen Kursrückgang im Frühjahr 
2020 schnell überwinden konnten und 
bald wieder Rekordhöhen erreichten. 
Man kann heute schon feststellen: 
die Pandemie trägt dazu bei, die Un-
gleichheit in der Gesellschaft weiter 
zu vertiefen. 

Wie schon festgestellt, zeigt sich 
bei den Lockdowns ein Verschonen 
der ökonomischen Schwergewich-
te. Die Produktion konnte weitge-
hend ungestört weiterlaufen. Sind 
trotzdem Große stark beeinträchtigt, 
werden dort schnell Hilfsmaßnah-
men organisiert (siehe Lufthansa, 
TUI, Kaufhof-Karstadt). Viele Firmen 
können auch, trotz satter Gewinne, 
Krisenkosten über die Kurzarbeit 
weitestgehend auf die Allgemeinheit 

abwälzen. Solche Erscheinungen set-
zen Forderungen nach Abschöpfung 
von Krisengewinnen oder andere 
Ausgleichsmaßnahmen, wie etwa die 
Wiedereinführung der Vermögens-
steuer, auf die Tagesordnung. 

Von offizieller Seite wird Optimis-
mus verbreitet und eine schnelle und 
starke wirtschaftliche Erholung nach 
dem Ende der Pandemie angekün-
digt. Allerdings musste der Beginn 
der Erholung schon mehrmals hin-
ausgeschoben werden. Ein gewisser 
Erholungseffekt nach dem Aufheben 
aller Maßnahmen wäre durchaus nor-
mal. Trotzdem muss man feststellen, 
die kapitalistische Ökonomie ist und 
bleibt in einem labilen Zustand, und 
das weltweit.

Vieles lässt sich noch nicht ab-
schließend beurteilen. Es ist auch 
noch offen, wie und wem einmal die 
Rechnungen mit den Pandemiekos-
ten präsentiert werden. Jetzt über-
nimmt vieles erst einmal pauschal 
der Staat. Die Abwälzungsversuche 
werden sicher erst nach der Bundes-
tagswahl erfolgen.

„Querdenker“

Durch diverse Demos wurde klar, 
es gibt bei allem, was mit der Pande-
mie zusammenhängt, eine Funda-
mentalopposition, die „Querdenker“ 
aller Art. Gemeinsam ist diesen die 
Ablehnung der Maßnahmen gegen 
die Pandemie. Darüber hinaus pro-
pagieren sie oft ganz eigene Sichtwei-
sen und Einschätzungen bezüglich 
der Infektionslage, der gesundheitli-
chen Risiken, der Art und Herkunft 
des Virus etc.. Diese Sichten sind im 
einzelnen sehr unterschiedlich und 
häufig widersprechen sie einander 
erheblich. Sie haben nur die eine Ge-
meinsamkeit, sie sind anders als die 
von Wissenschaft und Regierung ver-
tretenen Ansichten. 

Sicher ist, dass viele Rechte, von 
den Reichsbürgern über NPD und 
AFD, hier mitgemischt haben und sich 
Anschluss und Einwirkungsmöglich-
keiten auf eine breitere „Bewegung“ 
erhofften. Aber es sind nicht alle Teil-
nehmer typische Rechte. Die Zusam-
mensetzung ist ziemlich vielfältig und 
entzieht sich einer klaren Einordnung. 
Denn es gibt „Corona Leugner“, Ver-
schwörungstheoretiker, Esoteriker 
und esoterisch Angehauchte, Vertreter 
von speziellen Gesundheitslehren mit 
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eigenen Vorstellungen von einer ge-
sunden Ernährung, die auch gegen Vi-
ren schützt, Anhänger von speziellen, 
oft sozialdarwinistisch beeinflussten 
Konzepten zum „richtigen“ Umgang 
mit Krankheiten, Anthroposophen 
(aber keineswegs alle Anthroposo-
phen), Religiöse, die sich durch Beten 
gegen Infektionen schützen, Impfgeg-
ner mit den verschiedensten Begrün-
dungen für ihrer Gegnerschaft und 
noch einiges mehr. Bei vielen dieser 
Vorstellungen findet sich ein gehöri-
ger Zug zum Irrationalismus. 

Vermutlich beteiligen sich bei den 
Demos aber auch Leute, die ökono-
mische Probleme haben und deshalb 
ein schnelles Ende der Maßnahmen 
wollen. Und sicher auch Leute, die 
um ihre Freiheitsrechte besorgt sind, 
die Widerspruchsgeist gegen die Ob-
rigkeit für sich in Anspruch nehmen 
und durch echte oder vermeintliche 
Widersprüche in den „offiziellen“ 
Positionen motiviert werden. 

Auch wenn viele „Querdenker“ 
nicht direkt als Teil der rechten Szene 
angesprochen werden können, ist es 
auffallend, dass sie keine Probleme 
haben, mit dieser Szene gemeinsam 
zu demonstrieren und wenig unter-
nehmen, um sich abzugrenzen. Des-
halb muss man davon ausgehen, dass 
viele von ihnen zumindest schon mit 
einem Bein auf rechtem Boden stehen. 

Trotzdem sind Erscheinungen 
wie die „Querdenker“ auch eine He-
rausforderung für die Linke. Denn 
dadurch wird deutlich: Unzufrie-
denheit und wachsende Bereitschaft 
zum Opponieren ist nicht mit einer 
erhöhten Aufnahmebereitschaft für 
linke Argumente verbunden. Wir 
müssen zur Kenntnis nehmen, linke 
Argumente haben die Meinungsfüh-
rerschaft bei einem erheblichen Teil 
der unzufriedenen Gruppen und sich 

herausbildenden Protestströmungen 
verloren, wenn sie denn eine solche 
jemals hatten. Das ist auch deswegen 
wichtig, weil es nicht auf diese spe-
zielle Situation (Pandemie) begrenzt 
ist. Der Aufschwung von vielfältigen 
nicht linken bis rechten Protestbewe-
gungen zeigt sich auch bei anderen 
Themen und Konstellationen, auch 
außerhalb Deutschlands. 

Linke Kritik an den gesellschaftli-
chen Zuständen muss noch deutlicher 
und klarer mit linken Inhalten verbun-
den werden. Das Hoffen darauf, dass 
jeder Appell an Ressentiments (gegen 
die Mächtigen, gegen den Staat) auto-
matisch in die richtige Richtung wirkt, 
dürfte in vielen Fällen falsch und des-
halb politisch gefährlich sein. 

Eine Zero Covid Strategie?

Am 19. Dezember 2020 wurde 
ein „Internationaler Aufruf für die 
konsequente Eindämmung der Co-
vid 19 Pandemie in Europa“ lanciert, 
im Januar folgte dann die deutsche 
Entsprechung (mit inzwischen mehr 
als 100 000 Unterzeichnern). Im 
Aufruf wird als Ziel ein „gemein-
sam runter auf Null“ Infektionen 
ausgegeben. Als Hauptmittel wird 
ein umfassender Shutdown vorge-
schlagen: Deshalb ... „brauchen wir 
eine solidarische Pause von eini-
gen Wochen. Shutdown heißt: Wir 
schränken unsere direkten Kontak-
te auf ein Minimum ein – und zwar 
auch am Arbeitsplatz! Maßnahmen 
können nicht erfolgreich sein, wenn 
sie nur auf die Freizeit konzentriert 
sind, aber die Arbeitszeit ausneh-
men. Wir müssen die gesellschaftlich 
nicht dringend erforderlichen Be-
reiche der Wirtschaft für eine kurze 
Zeit stilllegen. Fabriken, Büros, Be-
triebe, Baustellen, Schulen müssen 

geschlossen und die Arbeitspflicht 
ausgesetzt werden.“

Ein solcher Shutdown müsste, 
gemäß dem Aufruf, in allen europä-
ischen Ländern gleichzeitig stattfin-
den. Entsprechend der Devise „Nie-
mand darf zurückgelassen werden“ 
werden umfangreiche Forderungen 
erhoben, um sowohl die Belastun-
gen des Shutdowns als auch die län-
gerfristigen Folgen der Pandemiebe-
kämpfung solidarisch abzufedern.

Der Aufruf „Zero Covid“, zeigt 
in etwa auf, wie eine wirksame und 
trotzdem solidarische Vorgehenswei-
se gegen Covid 19 aussehen könnte. 
Leider ist im derzeitigen politischen 
Umfeld eine solche Vorgehensweise 
unrealistisch, für Deutschland und 
für ganz Europa. Es ist auch fraglich, 
ob bei der inzwischen erreichten Ver-
breitung von Sars-CoV-2, das Null-
Infektionen-Ziel mittels eines Shut-
downs überhaupt noch möglich ist. 

Aber der Aufruf stellt richtiger-
weise in den Mittelpunkt, welche 
Ziele und Forderungen eigentlich 
gestellt werden müssten. Denn das 
staatliche Handeln gibt sich anschei-
nend mit einem „flatten the curve“ 
zufrieden. Es soll die Überforderung 
des Gesundheitswesens verhindert 
werden und insbesondere, dass diese 
durch die Notwendigkeit, die ärztli-
che Triage anzuwenden, offensicht-
lich wird. Durch die immer stärkere 
Verbreitung der besonders anstecken-
den Mutanten gerät diese Strategie 
aber in ein Dilemma. Sie schwankt 
zwischen einem Hinnehmen von gro-
ßen Infektionszahlen, einschließlich 
der damit verbundenen Risiken, und 
einem Dauer-Lockdown, der aber 
auch nur Minimalerfolge bringt und 
immer weniger akzeptiert wird. Die 
Impfungen kommen aber nur sehr 
schleppend voran.
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Auf dem Parteitag am 26. 
und 27. Februar wurden 
Janine Wissler, die hes-

sische Landtagsfraktionschefin, und 
die thüringische Landesvorsitzende 
Susanne Hennig-Wellsow zur neuen 
Doppelspitze der Partei Die LINKE 
gewählt. Auf dem coronabedingt 
mehrfach verschobenen Online-Par-
teitag erhielt Wissler 84,2 Prozent der 
Stimmen. Hennig-Wellsow brachte 
es auf 70,5 Prozent (sie musste sich 
allerdings gegen zwei Gegenkandi-
daten durchsetzen). Auch die stell-
vertretenden Vorsitzenden und der 
Parteivorstand wurden neu gewählt. 
Katja Kipping und Bernd Riexinger 
traten, entsprechend den Statuten 
der Partei, nach neun Jahren Partei-
führung zurück.

Janine Wissler ist dem linken 
Spektrum der Partei zuzurechnen. 
Sie engagierte sich in ihrer Jugend 
bei Attac, später bei der trotzkis-
tischen Gruppe Linksruck, inzwi-
schen Marx 21. Wissler ist aus dem 
trotzkistischen Netzwerk ausgetre-
ten, was sie nicht als Distanzierung 
verstanden wissen will. Aber als Par-
teichefin sei es einfach nicht üblich, 
Mitglied einer solchen Organisation 
zu sein. Einem bundesweiten Re-
gierungsbündnis aus der LINKEN, 
der SPD und den Grünen steht sie 
eher skeptisch gegenüber, wobei 

sie jedoch nicht grundsätzlich gegen 
Regierungsbeteiligungen ist. Zur 
Friedenspolitik spricht sie deutliche 
Worte und gibt sich beim Thema 
Auslandseinsätze der Bundeswehr 
kompromisslos.

Wissler ist bündnisorientiert; sie 
weiß, dass die LINKE auch außer-
parlamentarisch agieren muss. Des-
wegen sucht sie die Verbindung zu 
außerparlamentarischen Gruppen 
und Bewegungen, den Gewerkschaf-
ten und auch zu Klima-, Mieter- oder 
migrantischen Bewegungen. 

Wissler gehört zu den Politikerin-
nen, die vom sogenannten NSU 2.0 
Morddrohungen bekommen haben, 
die rechtsextremen Polizeibeamten 
zugeschrieben werden.

Susanne Hennig-Wellsow steht 
für die Bereitschaft der LINKEN zur 
Regierungsbeteiligung im Bund und 
bringt Regierungserfahrung mit. In 
einem Interview mit dem Bayeri-
schen Rundfunk sagte sie dazu am 
26. Februar: „… es lohnt sich, dass die 
Linke da mitmischt, ich möchte, dass die 
Linke darauf vorbereitet ist … Rot-Rot-
Grün hat mehr Gemeinsamkeiten als 
Schwarz-Grün.“ Erst nach mehrma-
ligem Nachfragen des Moderators, 
wie sie es denn mit der Forderung 
der LINKEN zum Austritt aus der 
NATO halte, rang sie sich zu einem 
„ich will das auch“ durch. „Aber es muss 

auch möglich sein, über neue Bündnisse 
nachzudenken, man muss es verhandeln 
können und dürfen.“

In einigen Kommentaren linker 
Zeitschriften ist zu lesen, dass vor 
allem die Wahl Hennig-Wellsows 
ein deutliches Signal dafür sei, dass 
die Weichen nun verstärkt auf „Rot-
Rot-Grün“ im Bund gestellt werden. 
Hoffnung, dass die „Basis“ das so 
nicht mitträgt, ziehen die Kommenta-
toren aus der Tatsache, dass Hennig-
Wellsow nur 70,5 Prozent der Dele-
giertenstimmen erhalten hat, wobei 
ihre beiden Gegenkandidaten häufig 
nicht erwähnt werden. 

Über die Zusammensetzung des 
neuen Parteivorstands zeigt sich die 
„Sozialistische Linke“ in der Partei 
besorgt. Wir zitieren aus der Erklä-
rung vom 4. März 2021: 

„… Denn dieser spiegelt weder die 
Pluralität der Partei noch die realen 
Kräfteverhältnisse in der Partei ad-
äquat wider. Die Strömung der ‚Bewe-
gungslinken‘, die gemeinsam mit der 
AKL und dem linksliberalen Lager der 
Partei ein paar Dutzend Stimmen mehr 
mobilisieren konnte, konnte alle ihre 20 
KandidatInnen für den Parteivorstand 
durchsetzen. Dem gegenüber sind die 
Vertreter der Sozialistischen Linken, 
der Kommunistischen Plattform oder 
der BAG Hartz IV sowie von Cuba Si 
nicht mehr in dem 44-köpfigen Gre-
mium des Parteivorstands vertreten. 
… müssen wir bedauernd feststellen, 
dass die traditionell marxistischen, 
früher linkssozialdemokratischen und 
reformkommunistischen Kräfte, die bei 
der Bildung der LINKEN eine zentrale 
Rolle spielten, im jetzigen PV weitge-
hend ausgegrenzt sind.“

In der weiblichen Führungsspit-
ze sieht die Führung der LINKEN-
Bundestagsfraktion ein Signal des 
Aufbruchs. Dietmar Bartsch sagte der 
Deutschen Presse Agentur, die Chan-
cen seien gestiegen, bei der Bundes-
tagswahl im September zweistellig zu 
werden. Amira Mohamed Ali meinte, 
man gehe geschlossen und mit neu-
em Mut in das Wahljahr. Umfragen 
sehen die LINKE derzeit bei sieben 
bis acht Prozent.

Die LINKE: mit weiblicher Doppelspitze 
zu neuen Ufern?
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Mit den Neuen in die 
Regierungsbeteiligung?

Katja Kipping gab der Partei noch 
eine deutliche Empfehlung und rief 
sie auf, die Frage einer möglichen Re-
gierungsbeteiligung auf Bundesebe-
ne zu klären. „Denn die Zeiten verlan-
gen von uns mehr, als einfach an der Sei-
tenlinie zu stehen und das schlechte Spiel 
der anderen zu kritisieren“, sagte sie. 

Die Frage ist, wie die neue Dop-
pelspitze zu einer Regierungsbeteili-
gung im Bund steht. Susanne Hennig-
Wellsow ist hier sehr deutlich, was 
kein Wunder ist, steht sie doch für das 
Thüringer Modell einer linken Regie-
rungs-„macht“. Auf dem Parteitag 
warb sie dafür mit den Worten „Lasst 
uns nicht mehr warten! Die Menschen 
haben keine Zeit, auf uns zu warten.“ Sie 
sprach auch davon, CDU und CSU 
aus der Bundesregierung zu „vertrei-
ben“ und meinte: „Ob schwarz-grün 
kommt oder rot-rot-grün, liegt auch an 
uns.“ Hennig-Wellsow agierte an der 
Seite von Bodo Ramelow, dem bis 
heute einzigen Ministerpräsidenten 
der Partei. Seit sieben Jahren führt 
Hennig-Wellsow den thüringischen 
Landesverband, seit sechs Jahren 
auch die Fraktion im Landtag.

Janine Wissler klingt in dieser Fra-
ge noch nicht so festgelegt. Sie hält 
eine Regierung aus Grünen, SPD und 
LINKEN für eher unwahrscheinlich 
und hat die Einstellung, „wir mobili-
sieren damit von uns weg.“ Beim Thema 
Auslandseinsätze der Bundeswehr – 
dem größten Streitpunkt bei etwaigen 

Koalitionsverhandlungen – gibt sie 
sich kompromisslos. In ihrem Rede-
beitrag auf dem Parteitag plädierte 
sie dafür, anstatt eines rot-rot-grünen 
Koalitionsbündnisses mit SPD und 
Grünen viel eher die Oppositionsar-
beit in den Fokus zu stellen. Grund-
sätzlich ist sie jedoch nicht gegen 
eine Regierungsbeteiligung. Sie hat 
in Hessen selber schon zweimal über 
eine rot-rosa-grüne Regierungsbetei-
ligung verhandelt. Allerdings gab es 
bei ihr dabei ganz klare Grenzlinien, 
die nicht verhandelbar waren. 

Die Redebeiträge auf dem Partei-
tag machten die Uneinigkeit der Par-
tei in dieser Frage deutlich. Es wurde 
davor gewarnt, Regierungspolitik mit 
Gestaltungsmacht zu verwechseln; 
oder wie man denn in einer Bundes-
regierung mit der SPD zusammen-
arbeiten könne, die man jetzt aus der 
Opposition heraus scharf kritisiere 
und die in dem Augenblick, in dem 
man mit ihr regiere, doch keine an-
dere Partei sei als jetzt. Die Vorstel-
lung als kleinste Regierungspartei 
Einfluss auf den Kurs einer solchen 
Regierung nehmen zu können, wurde 
als „Hochstapelei“ bezeichnet. „Wir 
werden nicht umgestalten, wir werden 
umgestaltet werden“. Andererseits gab 
es allerdings auch genügend Beiträ-
ge, die sich dafür aussprachen, diese 
Debatte zu beenden und nun zu ver-
ändern statt nur zu kritisieren.

Die alte Diskussion ist wieder die 
neue. Welchen Weg die LINKE in 
diesem „Superwahljahr“ letztlich ein-
schlägt, soll in parteiinternen, sachbe-

zogenen und hoffentlich solidarisch 
geführten Diskussionen geklärt wer-
den, ohne dass die Partei dabei allzu 
großen Schaden erleiden muss. Die 
bürgerlichen Parteien und ihre Medi-
en liegen schon auf der Lauer. 

Zum Wahlprogramm der 
LINKEN

Für den Bundestagswahlkampf 
haben die beiden Ex-Vorsitzenden 
der neuen Parteiführung ein neues 
Wahlprogramm mit auf den Weg 
gegeben. Sie hatten den maßgeblich 
von ihnen erstellten ersten Entwurf 
für ein Wahlprogramm der LINKEN 
Anfang Februar in Berlin vorgestellt. 
Er steht unter der Überschrift „Zeit zu 
handeln: Für soziale Sicherheit, Frieden 
und Klimagerechtigkeit!“. 

Dieser Entwurf soll nach einem 
genau aufgestellten „Fahrplan“ in 
den Organisationen der Partei auf 
verschiedenen Treffen und Konfe-
renzen (online) möglichst breit in der 
Partei diskutiert und weiterentwi-
ckelt werden. Nach abschließenden 
programmatischen Debatten auf ei-
ner Kreisvorsitzenden- und Aktions-
konferenz im April in Bielefeld wird 
der Entwurf als Leitantrag veröffent-
licht und damit beginnt das Antrags-
verfahren. Auf einem Bundespar-
teitag am 19./20. Juni 2021 soll das 
Wahlprogramm dann abschließend 
beraten und beschlossen werden. 

In der Einleitung zum Wahlpro-
gramm wird angekündigt, was das 
Ziel sein soll: 

In ihrem Aufsatz „Linkes Wunsch-
denken“ setzen sich Volker Külow 
und Ekkehard Lieberam mit dem 
Strategiepapier „Zukunft nach Corona. 
Vorschläge zur strategischen Positionie-
rung der LINKEN“ von Katja Kipping, 
Bernd Riexinger, Jörg Schindler und 
Harald Wolf auseinander. Dieser Text 
ist die Grundlage für die Diskussion 
in der LINKEN über eine Regierungs-
beteiligung. 

Lieberam und Külow bescheini-
gen den Verfassern „Linkes Wunsch-
denken“ und weisen ihnen „eine ober-
flächliche Krisenanalyse und erstaunliche 
Regierungsversessenheit, die die realen 
Verhältnisse ausblendet“, nach.

Der sehr empfehlenswerte Auf-
satz ist nachzulesen unter: https://
www.jungewelt.de/artikel/379357.
positionen-der-linkspartei-linkes-
wunschdenken.html

Im Folgenden einige Auszüge:
„‚Die LINKE sollte bei zukünftigen 

Bundestagswahlen offensiv das Ziel eines 
Politik- und Regierungswechsels vertre-
ten.‘ (Kipping, Riexinger, Schindler und 
Wolf) Damit soll der Partei Die LINKE 
ein abenteuerlicher Richtungswechsel 
aufgezwungen werden, der des Übergangs 
zu offensiven Bundestagswahlkämpfen für 
‚R2G‘ (rot-rot-grüne Koalition; jW). 

Die Linkspartei soll in diesem Um-
bruch ‚solidarischer Lotse‘ sein. Sie müsse 
‚für einen gesellschaftlichen Neuanfang‘ 
streiten. Gefordert werden die ‚Demo-
kratisierung des Sozialstaates‘, ‚soziale 

Garantien und Sicherheit‘, ein starker 
‚öffentlicher Sektor‘ und ‚gute Arbeit‘. 
Soweit durchaus akzeptabel.

Nicht widersprochen wird der Illusi-
on, der Staat und dessen Politik bewälti-
gen das alles. 

Der Bewertung der Krise im Sinne 
des ‚Mainstreams‘ folgt die Übernahme 
des herrschenden Politik- und Demokra-
tiebegriffs. Wie die tägliche Propaganda 
in der Bundesrepublik es suggeriert, geht 
es dabei um die ‚Herrschaft des Volkes‘ als 
politische Realität. Gesprochen wird im 
Strategiepapier von der ‚geballte(n) Macht 
der großen Konzerne‘, gegen die man 
den ‚linken Green New Deal‘, die ‚sozial-
ökologische Transformation‘ durchsetzen 
müsse. Damit hat es sich dann aber auch. 
Denn zugleich wird diese Macht in der 
‚demokratischen Republik‘ eben nicht, wie 

Linkes Wunschdenken
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Pflegeberufe sollen attraktiver 
werden. 200.000 Pflegekräfte mehr 
werden für Krankenhäuser und Pfle-
geheime gefordert. Eine gesetzliche 
Personalbemessung wird angestrebt 
sowie 500 Euro mehr Grundgehalt. 
Mit attraktiven Arbeitsbedingungen 
sollen die vielen Ausgebildeten zu-
rückgewonnen werden. Kranken-
haus- und Pflegekonzerne müssen 
von der Börse genommen und zu-
rück in die öffentliche Hand geführt 
werden.

Im gesamten Bundesgebiet soll ein 
Mietendeckel nach Berliner Vorbild 
eingeführt werden. Das Ziel ist, die 
Explosion der Mieten nicht nur zu 
bremsen, sondern zu beenden und 
rückgängig machen. Der soziale und 
gemeinnützige Wohnungsbau soll 
mit zehn Milliarden Euro im Jahr ge-
stärkt werden. Mietwucher-Konzer-
ne wie beispielsweise Vonovia und 
Deutsche Wohnen sollen vergesell-
schaftet werden.

Die LINKE will die Wirtschaft bis 
2040 klimaneutral machen. Um die-
ses Ziel zu erreichen, wird ein „linker 
Green New Deal“ propagiert, der 
die ökologische Frage mit der sozia-
len verbindet. Mit einem staatlichen 
Industrie-Transformationsfonds über 
20 Milliarden Euro/Jahr soll der not-
wendige ökologische Umbau in der 
Industrie, insbesondere in der Auto-
Zuliefererindustrie, unterstützt wer-
den. Von diesem Fonds sollen nur 
Betriebe profitieren, die Arbeitsplätze 
sichern, gute Löhne und flächende-
ckende Tarifverträge haben.

In einer „Mobilitätsrevolution“ 
soll der öffentliche Nahverkehr 
ausgebaut und stufenweise kosten-
frei werden. Dabei wird angestrebt, 
durch Investitionen von 38 Milliar-
den Euro jährlich in den öffentlichen 
Verkehr, für Radwege, Bahn und 
Stadtumbau mindestens 200.000 sinn-
volle und gut bezahlte Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Finanziert werden soll das Um-
bauprogramm durch Kreditprogram-
me der Europäischen Zentralbank, 
eine Abschaffung der Schulden-
bremse und durch einen Umbau des 
Steuersystems. Die Kosten für die 
gegenwärtige Krise und den notwen-
digen Transformationsprozess sollen 
Vermögende und Spitzenverdiener 
zahlen. Außerdem soll endlich eine 
Steuerpflicht für Digitalkonzerne 
eingeführt werden. Hinzu kommt 

„Wir gehen in die Bundestagswahl 
mit einem Plan für eine gerechte Zukunft. 
Wir haben die Ideen für eine funktionie-
rende, solidarische und klimagerechte Ge-
sellschaft. Das sind für uns die Maßstäbe, 
in eine Regierung einzutreten oder sie zu 
unterstützen. Wir kämpfen dafür, einen 
sozial-ökologischen und friedenspoliti-
schen Politikwechsel einzuleiten, statt die 
CDU weiter an der Macht zu belassen. 
Der Kampf um neue soziale Mehrheiten 
in der Gesellschaft und im Bundestag 
beginnt jetzt. Die LINKE ist bereit. Wir 
wissen, was wir ändern müssen und wie 
wir es bezahlen. Wir arbeiten mit allen, 
die Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit 
wollen. Wir machen uns auf den Weg mit 
allen, die bereit sind, für ein demokrati-
sches Land, für ein gerechtes Land, für 
ein solidarisches Land zu streiten. Für ein 
Land für alle. Auf uns kommt es an, auf 
jeden und jede. Lassen Sie uns gemein-
sam das Land verändern.“ (Einleitung 
zum Wahlprogramm)

Leitlinien des 
Programmentwurfs

Unter dem Motto „Zeit zu han-
deln“ werden Leitlinien aufgestellt, 
die eine Zukunft im Zeichen von 
„Solidarität und sozialer Sicherheit, 
von Frieden und Klimagerechtigkeit“ 
gewährleisten sollen. 

Eckpfeiler sind der Kampf gegen 
Armut und der ökologische Umbau 
der Wirtschaft, der „linke Green New 
Deal“

Dem Ausbau des Sozialstaa-
tes wird breiter Raum eingeräumt. 

Niemand in der Bundesrepublik 
soll künftig unter ein Einkommen 
von 1.200 Euro fallen. Anstelle von 
Hartz IV soll ein garantiertes Min-
desteinkommen und eine sanktions-
freie Mindestsicherung eingeführt 
werden. Hinzu kommen eine Min-
destrente und eine Kindergrundsi-
cherung.

Der Mindestlohn soll auf 13 Euro 
angehoben werden. Damit geht die 
Linke einen Euro über die Forderun-
gen von SPD und Grünen hinaus. 
Prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
sollen zurückgedrängt werden, Leih-
arbeit und sachgrundlose Befristun-
gen müssen abgeschafft werden. Die 
LINKE wirbt für ein neues Norma-
larbeitsverhältnis von 30 Wochen-
stunden mit flexibleren Arbeitszeiten.

von Lenin definiert, als ‚denkbar beste 
politische Hülle des Kapitalismus‘ ange-
sehen, von der das Kapital ‚Besitz ergrif-
fen hat‘. Die ‚Hülle‘ wird für das Eigent-
liche genommen: ‚Gesetze werden durch 
Parlamentsmehrheiten verändert.‘

Ähnlich verhält es sich dann mit 
dem ‚Zukunftspfad‘ zu einem ‚sozial-
ökologischen‘ Umbruch oder System-
wechsel… Den Pfad gibt es real nicht. 
Er ist Teil des linken Wunschdenkens. 
Ein solcher ‚Pfad‘ bedarf völlig anderer 
gesellschaftlicher und machtpolitischer 
Verhältnisse. 

Voraussetzung ist, dass ‚aus der Ge-
sellschaft Druck kommt‘. Ein wunder-
schönes Konzept! …  Aktuell bestehen 
nirgendwo in Europa die im Strategie-
papier herbeiphantasierten Verhältnisse 
gesellschaftlichen Drucks.

Eine LINKE, die sich in ‚Regie-
rungsverantwortung‘ einbinden lässt, 
wird zu solchen Verhältnissen nicht bei-
tragen können. Sie wird vielmehr blo-
ckieren. Und, wenn sie tatsächlich im 
Bund an die Regierung kommen sollte, 
wird man sie abschieben, wenn sie den 
Herrschenden im Wege ist.

Die Partei Die LINKE hat sich 
im Illusionstheater des ‚täuschenden 
Scheins‘ (Karl Marx) fest eingerichtet. 
Sie verwechselt permanent die Macht-
frage mit der Regierungsfrage. Gepflegt 
werden die Trugbilder vom ‚linken La-
ger‘ und der ‚politischen Gestaltung in 
Regierungsverantwortun‘. Ihre politi-
sche Handlungsorientierung folgt da-
mit Wunschvorstellungen, die unwei-
gerlich in die Sackgasse der Anpassung 
und politischen Zähmung führen.“
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eine Vermögensteuer, die Einkom-
men über eine Million Euro mit fünf 
Prozent belastet.

Die LINKE macht sich für eine 
„solidarische Einwanderungsgesell-
schaft“ stark. Kein Mensch ist illegal 
und Einwanderung soll solidarisch 
gestaltet werden. An der Seite zahl-
reicher Bewegungen und antirassisti-
scher Initiativen, wie Seebrücke und 
Black lives matter, steht die LINKE 
gemeinsam gegen unsoziale Spaltung 
und rechte Hetze.

Die Friedenspolitik der LINKEN 
steht unter der Leitlinie „Für Frieden 
und Abrüstung“ und einem klaren 
„Nein zum Krieg“. Als einzige im 
Bundestag vertretene Partei fordert 
sie eine deutliche Reduzierung des 
deutschen Militäretats und lehnt 
auch weiterhin Rüstungsexporte 
und bewaffnete Drohnen ab. „Die 
Bundeswehr muss aus allen Ausland-
seinsätzen zurückgeholt werden“. Die 
NATO muss, als ein „Relikt des Kal-
ten Krieges“, aufgelöst und „durch ein 
kollektives Sicherheitssystem unter Be-
teiligung Russlands“ ersetzt werden, 
welches die Abrüstung als zentrales 
Ziel verfolgt.

Soweit zum Entwurf des Wahlpro-
gramms. Er ist auf der Homepage der 
LINKEN nachzulesen.

Alles in Allem ein respektables 
Programm mit klaren linkssozialde-
mokratischen Schwerpunkten, das in 
die richtige Richtung weist. 

Die Diskussion ist eröffnet

Die Frage nach der Regierungsfä-
higkeit im Bund wird sich aber sicher-
lich nicht am „Plan für eine gerechte 
Zukunft und den Ideen für eine funktio-
nierende, solidarische und klimagerechte 
Gesellschaft“ entscheiden, sondern an 
den außenpolitischen Positionen der 
LINKEN. Wie steht sie zur NATO, 
wie steht es mit Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr und mit der Aufrüs-
tung der EU? 

Bernd Riexinger ist der festen 
Überzeugung: „Die LINKE ist und 
bleibt die Friedenspartei im Bundestag“; 
aber beim Bestreben, die LINKE re-
gierungsfähig zu machen, gibt es 
Kräfte, die sich vor lauter Anpassung 
an SPD und Grüne schier überschla-
gen und dabei bereits im Vorfeld 
wesentliche Prinzipien der Partei auf-
geben und außenpolitische Grundpo-
sitionen schleifen; dabei wird nicht 

einmal das Alleinstellungsmerkmal 
als Friedenspartei verschont. 

Der Sicherheitspolitische Sprecher 
der Bundestagsfraktion, Matthias 
Höhn, hat sich Ende Januar für ei-
nen Kurswechsel in der Außenpolitik 
ausgesprochen. So sollen die Bereit-
schaft zu Blauhelmeinsätzen, zu einer 
europäischen Armee, zu einem fes-
ten Budget für die Bundeswehr und 
gleichen Standards im Umgang mit 
allen Staaten – insbesondere Russ-
land – auf die Tagesordnung. Er hat 
damit eine breite Debatte losgetre-
ten. Sevim Dagdelen hält es für „eine 
Zumutung, unsere friedenspolitischen 
Positionen schleifen zu wollen“… „Der 
Markenkern der LINKEN steht und fällt 
mit der Friedenspolitik. Gebe man das 
auf, brächen Dämme, bald auch in der 
Sozialpolitik“.

Riexinger fühlte sich auf erste 
Kritiken am Programmentwurf hin 
zu der Aussage genötigt: „Wir sind 
gegen jegliche Auslandseinsätze der Bun-
deswehr, und wir werden uns an keiner 
Regierung beteiligen, die aufrüstet und 
auf Militarisierung setzt.“ 

Auch bei der Ausrichtung auf 
den „linken Green New Deal“ gibt 
es Diskussionsbedarf. Die grünen 
Roten, als Konkurrenz für die Grü-
nen? Manche Genoss:innen können 
dem nicht allzu viel abgewinnen. Im 
Bereich Klimaschutz hat Die LINKE 
ihrer Ansicht nach noch zu wenig 
Glaubwürdigkeit. 

Die Mitgliedschaft der LINKEN 
ist aufgerufen, sich in der weiteren 
Programmdebatte keinen Sand in 
die Augen streuen zu lassen, sondern 
auf die deutliche Benennung linker 
Grundsätze zu pochen.

Zur Umsetzung der Ziele setzt die 
LINKE auf den „Kampf um neue sozi-
ale Mehrheiten in der Gesellschaft und 
im Bundestag“ und begibt sich damit 
ins Land der Träume von einer „lin-
ken“ Regierung gemeinsam mit der 
SPD und den Grünen. In den Augen 
der Befürworter könnte die LINKE 
zum ersten Mal in ihrer Geschichte 
das ganze Land mitregieren. Trotz 
anderslautender Umfrageergebnis-
se scheint die „Macht“ im Bund so 
greifbar wie nie. Auch für die Grünen 
ist es eine Verlockung, mit Hilfe der 
Linkspartei erstmals ins Kanzleramt 
einzuziehen. 

Die schlechten Umfragewerte 
der LINKEN sind laut Kipping auch 
auf die Unklarheit in der Frage einer 
möglichen Regierungsbeteiligung 
zurückzuführen, weil eine hierin 
„unentschiedene“ Partei insgesamt 
weniger beachtet werde. 

Nach dem Maßstab von Mei-
nungsumfragen in der bundesdeut-
schen Bevölkerung ist ein solches 
Bündnis keine Option und ein grün-
rosa-rotes Bündnis ist weit von einer 
Mehrheit entfernt. 

Möglich könnte dagegen eine 
Koalition der Grünen mit der Union 
sein. Die Grünen haben dazu ihr eins-
tiges Profil bereits abgeschliffen und 
sind so sehr von dem Wunsch beseelt, 
wieder an die „Macht“ zu kommen 
und im Bund mitregieren zu dürfen, 
dass selbst einer schwarz-grünen Ko-
alition nicht mehr allzu viel im Wege 
stehen dürfte. Bedenkt man, was be-
reits eine Schröder-Fischer Regierung 
aus SPD und Grünen angerichtet hat, 
so kann einem vor einer schwarz-grü-
nen Koalition nur grausen. 

Allerdings sind solche Spekula-
tionen besonders in Corona-Zeiten 
reines Kaffeesatzlesen. Die Ergeb-
nisse der Landtagswahlen in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz 
haben Möglichkeiten für andere Re-
gierungsbündnisse eröffnet und ge-
zeigt, wie schnell sich Stimmungen 
ändern.

Die Linkspartei ist in dieser Frage 
offensichtlich tief gespalten. In der 
Partei gab und gibt es sehr unter-
schiedliche und deutlich gegensätz-
liche Meinungen zur Fokussierung 
linker Gesellschaftsstrategie auf Re-
gierungsteilhabe.

Mit der Diskussion in der LIN-
KEN werden wir uns auch in den 
nächsten Ausgaben beschäftigen. 
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Regierungsfähigkeit zu de-
monstrieren und Hürden 
zu einem Regierungsbünd-

nis mit SPD und Grünen aus dem Weg 
zu räumen, das steckt auch hinter ei-
nem Parteivorstandsbeschluss vom 
23. Januar 2021. Er trägt den Titel 
„Solidarität mit Kuba“ und war von 
der „emanzipatorischen Linke“ einge-
bracht worden, die Arnold Schölzel in 
der jungen Welt als eine „Art Katja-Kip-
ping-Stiftung“ bezeichnete. Der Antrag 
umfasste fünf Punkte, deren letzterer 
lautete: „Für die LINKE gilt, Menschen-
rechte sind universell, sie gelten für jede 
und jeden – überall! Wir treten ein für 
eine Fortsetzung des Dialogs in Kuba mit 
kritischen Künstlerinnen und Künstlern 
sowie Aktivistinnen und Aktivisten zur 
Demokratisierung der kubanischen Ge-
sellschaft.“ Er wurde von den bürger-
lichen Medien hocherfreut aufgenom-
men und als Richtungswechsel der 
Partei in ihrer Einstellung gegenüber 
Kuba gefeiert. Tenor war, die deutsche 
Linke trifft eine historische Entschei-
dung und unterstützt Kritiker des ku-
banischen kommunistischen Regimes; 
sogar im Neuen Deutschland war von 
einem „guten Tabubruch“ zu lesen. 

Ulla Jelpke hat diesen Beschluss in 
einem Gastkommentar in der jungen 
Welt zu Recht „Vergiftete Solidarität“ 
genannt. Wir geben den Kommentar 
hier wieder:

Vergiftete Solidarität 

„Solidarität mit Kuba“ lautet ein Be-
schluss des Parteivorstandes der Linken 
vom 23. Januar 2021. Die Linke verurteilt 
die Verschärfung der US-Sanktionen ge-
gen Kuba und drückt Unterstützung für 
die Kampagne »Für ein Ende der Blocka-
de gegen Kuba!« aus. Verurteilt werden 
Versuche, die Regierung Kubas durch 
Regime-Change-Aktivitäten aus dem Aus-
land zu stürzen. Doch genau darauf läuft 
der letzte Absatz des Beschlusses raus. 
Denn dort heißt es scheinbar harmlos: 
„Für Die Linke gilt, Menschenrechte sind 
universell, sie gelten für jede und jeden – 
überall! Wir treten ein für eine Fortset-
zung des Dialogs in Kuba mit kritischen 
Künstlerinnen und Künstlern sowie Ak-
tivistinnen und Aktivisten zur Demokra-
tisierung der kubanischen Gesellschaft.“

Irritierend ist die Arroganz, mit der 
der kubanischen Gesellschaft hier unter-
stellt wird, nicht demokratisch zu sein. 
Erinnert sei an die breite gesellschaftliche 
Debatte über eine neue, im Februar 2019 
in einem Referendum mit 86,8 Prozent 
der Stimmen angenommene kubanische 
Verfassung, zu der die Bevölkerung mit 

fast 800.000 Vorschlägen beitrug, aus 
denen sich schließlich 760 Änderungen 
des ursprünglichen Dokuments ergaben. 
Dass diese Verfassung, in der Menschen-
rechte und der sozialistische Rechtsstaat 
verankert sind, mit Leben gefüllt werden 
muss, dass es bürokratische Hemmnisse 
und Fehlentwicklungen gibt, dass die so-
zialistische Demokratie ausgebaut werden 
muss, dafür brauchen die Kubaner keine 
Nachhilfe aus Europa. Denn das lässt sich 
jeden Tag in der Tageszeitung der kubani-
schen Kommunistischen Partei, der Gran-
ma, nachlesen.

Ein Kommentar in der Tageszeitung 
ND unter der bezeichnenden Überschrift 
„Ein guter Tabubruch“ macht klar, wer 
die „kritischen Künstler“ sind, mit denen 
der Linke-Vorstand den Dialog einfor-
dert. Es geht um die von der abgewählten 
Trump-Regierung und dem venezolani-
schen Putschisten Juan Guaidó unter-
stützte San-Isidro-Bewegung (MSI), de-
ren Anhänger zum Teil in sozialen Netz-
werken die US-Regierung offen zu einer 
Invasion Kubas aufgerufen haben.

Als „kritischer Künstler“ gilt offen-
bar auch ein vom ND als „oppositioneller 
Rapper“ bezeichneter Trump-Anhänger 
namens Denis Solís. Ob dessen Inhaftie-
rung auf Kuba rechtsstaatlich und taktisch 
klug ist, kann von hier aus nicht beurteilt 
werden. Dass ein Dialog mit einem rabi-
aten Antikommunisten, der laut den ku-
banischen Behörden Kontakte zu terroris-
tischen Gruppen in den USA unterhalten 
soll, für die kommunistische Regierung 
wenig Sinn macht, ist dagegen offensicht-
lich. Die kubanische Regierung ist um den 
Dialog mit kritischen Künstlern bemüht 

und hat diesen bereits im November mit 
protestierenden Kulturschaffenden begon-
nen. Doch dessen Fortsetzung zwei Mona-
te später wurde durch Provokateure unter 
anderem aus der San-Isidro-Bewegung 
mit Störaktionen vereitelt, die auf medien-
wirksame Bilder für das Ausland abzielten.

Der Linke-Beschluss zur Solidarität 
mit Kuba erweist sich als Trojanisches 
Pferd des Antikommunismus. Denn es 
ist nicht möglich, gleichzeitig solidarisch 
zu sein mit dem sozialistischen Kuba und 
mit denjenigen, die einer US-Invasion das 
Wort reden. Dass nicht allen Vorstands-
mitgliedern die Hintergründe bewusst 
waren, ist anzunehmen. Doch auch der 
Vorwurf, dass es einigen weniger um 
Solidarität mit Kuba ging als darum, ge-
genüber der olivgrünen Regime-Change-
Partei und der SPD Regierungsfähigkeit 
zu demonstrieren, steht im Raum. Um 
diesen Verdacht einer vergifteten Solida-
rität zu entkräften, sollte es jetzt für die 
Partei Die Linke höchste Zeit sein, mit 
ganzer Kraft für ein Ende der Blockade 
gegen Kuba einzutreten.

Ulla Jelpke, jW vom 4.Februar 2021

Es hagelte Kritik. Die AG Cuba 
sí geißelte das Vorgehen als eine 
Abkehr von „der Solidarität mit dem 
sozialistischen Kuba“ und der Partei-
vorstand sah sich am 14. Februar zu 
einer Richtigstellung und folgendem 
Zusatzbeschluss gezwungen: „Der 
Parteivorstand weist die Interpretation 
einer Neuausrichtung der Kuba-Politik 
der Partei DIE LINKE, die aufgrund des 
Beschlusses vom 23. Januar 2021 stattge-
funden haben soll, entschieden zurück. Im 
Beschluss hat es keine Unterstützung der 
sog. San-Isidro-Bewegung, wie in einigen 
Medien kolportiert, gegeben. DIE LINKE 
unterstützt den mit der Verabschiedung 
der neuen Verfassung von 2019 ausge-
lösten breiten gesellschaftlichen Diskus-
sionsprozess zur weiteren demokratischen 
Entwicklung Kubas im Rahmen seines 
sozialistischen Gesellschaftssystems. DIE 
LINKE war, ist und bleibt solidarisch mit 
dem sozialistischen Kuba und seiner Re-
volution.“

Das zeigt, dass innerhalb DER 
LINKEN noch nicht alle Grundsätze 
geschleift und der Regierungsfähig-
keit geopfert wurden; ein Zeichen der 
Hoffnung!

Tabubruch in der Kuba-Solidarität
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che. Worin besteht das Erfolgsmodell 
von Hartl? Um es kurz zusammenzu-
fassen: Er weiß, wie man Massen mit 
Sprache und Gefühlen fesseln und 
lenken kann. Dabei vermeidet er es, 
zu konkret zu werden. „Gott ist gut“ 
und „Gott“ bzw. „Jesus ist der Herr“ 
sind zwei Standardformulierungen 
in seinen Vorträgen. Er vermeidet 
Aussagen, die im konservativen 
christlichen Spektrum umstritten 
sind und spaltend wirken könnten. 
Als Charismatiker zielt er ab auf eine 
konfessionsübergreifende Strömung, 
die als Gegenbewegung zur Aufklä-
rung entstanden ist und sich wert-
konservativ definiert. Da wird nicht 
über unterschiedliche Standpunkte 
diskutiert. Auch die Arbeitswelt wird 
ausgeklammert. Wer ununterbrochen 
dabei ist, Jesus mit Lobpreis für sich 
einzunehmen, ist ausreichend be-
schäftigt. Neben seiner Tätigkeit in 
Augsburg ist Hartl noch Dozent für 
Neuevangelisierung und Mitglied 
des Instituts für Spirituelle Theolo-
gie und Religionswissenschaft an 
der Philosophisch-Theologischen 
Hochschule Heiligenkreuz. Dort tritt 
er häufig auf. Bei einer Tagung im Ja-
nuar dieses Jahres referierte er zum 
Thema:„Brennen, um für Jesus zu ent-
zünden. Praxistipps für Brandstifter.“ 
Trotz der Wortwahl kein Grund für 
den Staatsschutz, aktiv zu werden. 
Man weiß, wie es bei Hartl und Co. 
gemeint ist.

Was macht ein bayeri-
scher Ministerpräsi-
dent, wenn er merkt, 

dass die Lage brenzlig wird und er 
mit seiner Regierung angesichts der 
entstandenen Probleme ziemlich 
nackt dasteht? Man wird‘s kaum 
glauben, er wird fromm. So gesche-
hen im April letzten Jahres. Die Pan-
demie hat auch Bayern fest im Griff. 
Man hat‘s versemmelt. Kaum Mas-
ken, zu wenig Schutzkleidung. Das 
Virus kann sich weitgehend unge-
hemmt ausbreiten. Die hektischen 
Maßnahmen halten es nicht auf. In 
dieser Situation kann nur noch Hil-
fe von ganz oben kommen. Schnell 
wird ein Bitt-Event organisiert. Nach 
den Plänen der Organisatoren soll 
es die größte Gebetsaktion werden, 
die Deutschland je gesehen hat. Als 
Schirmherr stellt sich kein geringe-
rer als der bayerische Ministerpräsi-
dent Markus Söder zur Verfügung. 
Eine ungewohnte Rolle für einen, 
der sich bisher als „harter Hund“ 
gefiel. Der fromme Söder, Wolf im 
Schafspelz? Söder sieht das anders: 
„Gemeinsam zu beten, verbindet über 
die Konfessionen, über die Religionen 
hinweg. Das Unterhaken im Glauben, 
das Bekenntnis zu den Werten des Glau-
bens, zu der Menschlichkeit, aber auch 
zur Göttlichkeit, ist das, was uns alle 
verbindet…“ und dann wird er noch 
persönlich:„Ich bete jeden Tag. Ich bete 
eigentlich immer.“ Kein Wunder, dass 
es für ihn mit diesem Bekenntnis 
im Ranking der Kanzlerkandidaten 
schnell aufwärts ging. An der Akti-
on „Deutschland betet gemeinsam“ 
sollen sich laut Veranstalter über eine 
halbe Million Menschen beteiligt ha-
ben. Der Unterstützerkreis umfasste 

viele, die man in diesem Land kennt. 
Die Bundesministerin Julia Klöckner, 
Abgeordnete fast aller Parteien, Bi-
schöfe, Prominente aus dem Showge-
schäft bis zu Samuel Rösch, Sänger, 
Gewinner von „The Voice of Germa-
ny“. „Ich kenne keine Parteien mehr…“ 
– 1914 lässt grüßen. Linke mögen 
derartige Vorgänge belächeln. Es 
lohnt sich aber, genauer hinzuschau-
en. Während einerseits Parteien, Ge-
werkschaften und Großkirchen seit 
Jahrzehnten an Bindungskraft einbü-
ßen, entwickelt sich eine Bewegung 
mit neuer, erheblicher Anziehung. Sie 
ist konservativ bis reaktionär und in 
Teilen nach ganz rechts offen. Schlau-
ere Teile dieser Bewegung geben sich 
nach außen unpolitisch, nur religiös. 
Wer die organisierenden Personen 
aber genauer unter die Lupe nimmt, 
wird sofort Zusammenhänge erken-
nen, die weit über das Religiöse hin-
ausreichen.

Hartls „Unternehmen“ in 
Augsburg

Herausragendes Zentrum der 
neuen Bewegung ist das Gebetshaus 
Augsburg mit seinem Leiter (Lea-
der) Dr. Johannes Hartl, der auch die 
Aktion „Deutschland betet gemein-
sam“ ins Leben gerufen und orga-
nisatorisch umgesetzt hat. Er ist ein 
katholischer Laientheologe, der u.a. 
in den USA bei den Evangelikalen 
das/sein Rüstzeug erworben hat. 
Hartls Augsburger „Unternehmen“ 
beschäftigt etwa 50 Hauptamtliche 
und 100 Ehrenamtliche. Die Haupt-
amtlichen werden zumeist über 
Spenden  finanziert. Seine „Mitar-
beiter“ bezeichnen sich als Jünger. 
Einer von ihnen, Simon G., ein sog. 
Gebetsleiter, stellt sich wie folgt 
vor: „Ich liebe es Reich Gottes und 
unternehmerisches Denken zu verei-
nen…“. Seit 2011 wird ununterbro-
chen 24 Stunden gebetet („We pray 
day and night.“). Höhepunkte sind 
seit Jahren die sog. ökumenischen 
MEHR-Konferenzen unter seiner 
Anleitung, zuletzt im Januar 2020 in 
der Messe Augsburg mit 12000 Teil-
nehmenden, vorwiegend Jugendli-

Die christliche Rechte im Aufwind

Johannes Hartl auf der MEHR-
Konferenz im Januar 2020
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Ein Zisterzienserstift als 
Zentrum

Wer immer sich mit dem katholi-
schen Fundamentalismus beschäftigt, 
stößt sehr schnell auf das Stift Hei-
ligenkreuz. Ein Stift ist ein Kloster. 
Heiligenkreuz liegt 15 km westlich 
von Wien, inmitten des herrlichen 
Wienerwalds. Im Unterschied zu an-
deren katholischen Klöstern, die vor-
wiegend mit Zusammenlegung und 
Auflösung beschäftigt sind, haben 
die Zisterzienser in diesem Stift diese 
Probleme nicht. Mit etwa 90 Mönchen 
und einem ziemlich günstigen Alters-
durchschnitt sind sie gut aufgestellt. 
Es lohnt sich, einen genaueren Blick 
auf Heiligenkreuz zu werfen, weil 
hier viele Fäden zusammenlaufen. So 
werden freiwerdende Bischofsstühle 
in Österreich gern mit Personen be-
setzt, die einen engen Bezug zu Hei-
ligenkreuz haben. Hier ist eine Phi-
losophisch-Theologische Hochschule 
angesiedelt, die nicht zufällig den 
Beinamen Benedikt XVI. trägt. Sie ist 
stolz darauf, die größte Priesteraus-
bildungsstätte im deutschen Sprach-
raum zu sein. Die aktuell 323 Studie-
renden kommen zu jeweils einem 
Drittel aus Österreich, aus Deutsch-
land und das letzte Drittel aus vielen 
Ländern der Welt. Nur 58 davon sind 
Frauen. Das Stift kann sich sehen las-
sen. Es besteht aus einem beeindru-
ckenden Gebäudekomplex, dessen 
Finanzierung nicht ohne erhebliche 
Geldzuflüsse möglich wäre. Heiligen-
kreuz hat einflussreiche Freunde und 
natürlich auch Freundinnen, die sich 
sehr großzügig zeigen. Nehmen wir 
nur seine Durchlaucht Hans-Adam 
II. Fürst von und zu Liechtenstein, 
Herzog von Troppau und Jägerndorf, 
Graf zu Rietberg, Regierer des Hauses 
von und zu Liechtenstein und seine 
Gemahlin Marie. Beide sind Ehrense-
natoren der Hochschule. Sie verfügen 
über Wald-und Schlossbesitz auch in 

der Umgebung. Das Stift hatte bis vor 
wenigen Jahren einen Abt, der über 

beste Verbindungen verfügt, 
einen Henckel von Donners-
marck. Die Adelsfamilie Hen-
ckel von Donnersmarck war 
durch Handel und Bergbau 
in Oberschlesien zu großem 
Reichtum gekommen. Vor sei-
nem Klostereintritt war Ulrich 
Maria Karl Graf Henckel von 
Donnersmarck als Diplomkauf-
mann Geschäftsführer der Spe-
ditionsfirma Schenker & Co. in 
Barcelona. In einer Kontroverse 

mit der Theologischen Fakultät der 
Universität Wien, grenzte er die Ten-
denz seiner Hochschule als „knieende 
Theologie“ ab. Was die Lage Europas 
anbelangt, sieht er sie pessimistisch: 
„Der Europäer hat sich durch Verhütung, 
Abtreibung, Ehescheidung, Gleichberech-
tigung anderer sexueller Lebensformen 
tatsächlich in einen Suizid gestürzt.“ 
Was will man da noch sagen? Äuße-
rungen dieser Qualität, für die der 
gebürtige Graf bekannt ist, machen 
ihn auch nach seiner Demissionie-
rung zu einem begehrten Referenten 
bei hochkarätigen Anlässen. Heili-
genkreuz sieht sich nicht nur als eine 
Institution, die sich mit religiösen 
Fragen beschäftigt. Hier werden ge-
sellschaftspolitische Entwicklungen 
beobachtet, analysiert und konkrete 
Handlungsmuster entwickelt. Die 
Dozenten an der Hochschule prä-
gen den Geist von Heiligenkreuz. 
So zum Beispiel, die in extrem kon-
servativen Kreisen hochgeschätzte 
Professorin Gerl-Falkovitz, über die 
in der Online-Ausgabe der katholi-
schen Wochenzeitung Tagespost zu 
lesen war: „Unermüdlich schreibend 
und vortragend ist Hanna-Barbara Gerl-
Falkovitz wie ein Leuchtfeuer im Nebel 
der postmodernen Landschaft.“ Seit 2011 
leitet die Philosophin an der „Philo-
sophisch-Theologischen Hochschule 
Benedikt XVI. Heiligenkreuz“ das 
„Europäische Institut für Philosophie 
und Religion“ (EUPHRat). Frau Gerl-
Falkovitz ist die Schwiegertochter des 
ehemaligen Familienministers im 
Kabinett Adenauer, Franz-Josef Wu-
ermeling, der sein Ministerium bei 
Amtsantritt 1953 zur Abwehrinstanz 
gegen die Gleichberechtigung der 
Frau erklärt hatte. Als bekennende 
Antifeministin, lehnt Frau Professor 
nicht nur Schwangerschaftsabbrüche, 
sondern auch Verhütung ab, bezeich-

net nicht-heterosexuelle Beziehungen 
als Unzucht und vertritt ihre kruden 
Vorstellungen bei einschlägigen Ver-
anstaltungen, die nach ganz rechts 
offen sind. Welches Welt-und Ge-
sellschaftsbild die Studierenden von 
Heiligenkreuz vermittelt bekommen, 
kann man sich lebhaft vorstellen. 
Frau Gerl-Falkovitz trat im Februar 
2016  in Stuttgart bei der DEMO FÜR 
ALLE (DFA) auf. Organisatorin dieser 
DFA ist die umtriebige Magdeburge-
rin Hedwig Freifrau von Beverfoer-
de. Sie kommt aus dem politischen 
Umfeld der Familie von Storch und 
betreibt das Projekt DFA offiziell ei-
genständig: „Weder die Partei AfD noch 
Beatrix von Storch“ seien „an der Or-
ganisation von DEMO FÜR ALLE be-
teiligt.“ Österreich war auf der Kund-
gebung nicht nur mit Gerl-Falkovitz 

vertreten, auch der Weihbischof An-
dreas Laun aus der Erzdiözese Salz-
burg – er gilt als deutschnational – 
ordnete die „Genderverschwörung“ 
als gesamteuropäisches Problem ein. 
Die Professorin und der Weihbischof 
trafen in Stuttgart auf einen Bruder 
im Geiste: Raphael Bonelli, ein ös-
terreichischer Psychotherapeut. Der 
vierfache Vater, verheiratet mit Vic-
toria Fender (jetzt Bonelli), die bei 
kath.net, einer rechtskatholischen 
Online-Plattform beschäftigt war, ist 
in fundamentalistischen Kirchenkrei-
sen gut vernetzt. 2009 organisierte er 
in Heiligenkreuz eine Tagung zu „Li-
turgie und Psyche“.

Hochadel, Regierung und viel 
Geld

Raphael Bonelli hat durch ver-
wandtschaftliche Beziehungen auch 
einen guten Draht zur österreichi-
schen Regierung, genauer gesagt 
zu Bernhard Bonelli, Kabinettchef 
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bei Bundeskanzler Sebastian Kurz. 
Die Frau von Bernhard Bonelli, der 
vor seiner Heirat Adamec hieß, ist 
die Cousine von Raphael Bonelli. 
Er soll mit dem Opus Dei und den 
Legionären Christi (Regnum Chris-
ti) in Verbindung stehen. Bernhard 
Bonelli zählt zum Team Kurz, also 
zum innersten Zirkel der österreichi-
schen  Regierungspartei ÖVP. Über 
dieses Team schreibt der Journalist 
und Verfasser des Buches „Inside Tür-
kis“, Klaus Knittelfelder: „Vor allem 
die inhaltlich relevanten Player haben 
teilweise erzkonservative Denkansätze 
und sind der katholischen Kirche sehr 
stark zugeneigt.“ Zu diesen relevan-
ten Playern gehört Bernhard Bonel-
li, Absolvent eines Philosophie-und 
Business-Administration-Studiums, 
der vor seiner Tätigkeit für Kurz bei 
der Boston Consulting Group be-
schäftigt war. Der überzeugte Neoli-
berale betreut auch das vom Wiener 
Kardinal Schönborn mitbegründete 
International Catholic Legislators 
Network (ICLN), das sich zur Auf-
gabe setzt, christlich engagierte Poli-
tiker international zu vernetzen. Ein 
weiterer Player im Team Kurz ist der 
1986 geborene Markus Gstöttner, Ex-
Unternehmensberater, wirtschaftsli-
beral und auch er streng katholisch. 
Er ist stellvertretender Kabinettchef. 
Bleiben wir kurz bei der österreichi-
schen Politik. Auch im Alpenland 
gibt‘s inzwischen eine Initiative, die 
als „Österreich betet gemeinsam“ auf-
tritt und von Johannes Hartl unter-
stützt wird. Eine andere Unterstüt-
zerin ist Gudrun Kugler, Theologin 
und Juristin, außerdem Nationalrats-
abgeordnete der ÖVP. Dass sie aktive 
Schützerin des ungeborenen Lebens 
ist und alles vertritt, was in diesen 
Kreisen vertreten wird, versteht sich 
von selbst. Bekannt wurde Frau Kug-
ler als Initiatorin der ersten katho-
lischen Heiratsplattform kathTreff. 
Wie kommen katholische Singles 
korrekt zusammen? KathTreff bietet 
zwei Möglichkeiten: Eine sechstägi-
ge Singlewallfahrt nach Medjugorje 
mit Lobpreis und täglicher heiliger 
Messe in deutscher Sprache. Oder 
für Katholiken, die eher Italien affin 
sind: Eine Single-Wallfahrt zum Hl. 
Antonius nach Padua. Verheiratet ist 
die Chefin mit dem Historiker Martin 
Kugler, mit dem sie vier Kinder hat. 
Kinderreichtum ist ein Markenzei-
chen dieser Bewegungen. Zusammen 

mit seiner Frau leitet Martin Kugler 
die Kairos Consulting, ein Firmenge-
flecht, das sich über mehrere Länder 
erstreckt. Sie berät und unterstützt 
z.B. die Päpstliche Hochschule Heili-
genkreuz in der Öffentlichkeitsarbeit 
und im Fundraising. Martin Kugler 
war früher Pressereferent von OPUS 
DEI. Als im Herbst 2020 die Pande-
mieentwicklung in Österreich be-
denkliche Ausmaße annahm und sich 
in Regierungskreisen eine gewisse 
Hilf-und Ratlosigkeit breitmachte, lu-
den der Parlamentspräsident Sobotka 

(ÖVP) und die Bundesratspräsiden-
tin Eder-Gitschthaler (ÖVP) zu einer 
„adventliche(n) Gebetsfeier“, moderiert 
von Gudrun Kugler. Es wurde nicht 
nur gebetet, sondern auch referiert. 
Einer der beiden Referenten war Ge-
org Mayr-Melnhof, Jugendleiter der 
Erzdiözese Salzburg und Gründer 
der sog. Loretto-Gemeinschaft. Ap-
ropos Mayr-Melnhof. Dieser from-
me Mann kommt aus nicht gerade 
ärmlichen Verhältnissen. Sein Vater 
war verheiratet mit einer Gräfin von 
Orsini-Rosenberg. Im Besitz der Fa-
milie sind 7000 ha Grund und Boden 
in Salzburg und Oberösterreich, dazu 
die Schlösser Glanegg und Kogl, An-
teile an der Mayr-Melnhof Karton AG 
und an einer Wohnungsgesellschaft. 
Da hatten die alten Mayr-Melnhofs 
einiges zu vererben. Georg, das vier-
te von den zehn Kindern, sollte die 
geistliche Laufbahn einschlagen, 
was aber dann doch nicht zustande 
kam. Heute ist er Jugendleiter der 
Erzdiözese Salzburg und Gründer 
sowie führender Kopf der Loretto-
Gemeinschaft. Diese Organisation, 
die sich charismatisch verortet, hat 
ihr geistliches Zentrum im bereits 

erwähnten Medjugorje, einem Dorf 
in Bosnien-Herzegowina, wo seit 
1981 regelmäßig Marienerschei-
nungen stattfinden sollen. Seither 
entwickelte sich ein Tourismus, der 
dem Dorf und sonstigen Beteiligten 
durch inzwischen jährlich bis zu ei-
ner Million Wallfahrern aus ganz 
Europa nicht zum Schaden gereicht. 
Eng vernetzt ist Georg Mayr-Melnhof 
mit der Home Base Salzburg, einem 
Gebetshaus, das große Ähnlichkeiten 
mit dem Augsburger Gebetshaus des 
Johannes Hartl aufweist. Allerdings 
stehen die Salzburger auf noch soli-
deren materiellen Füßen. Chef dieses 
Hauses ist nämlich der Unternehmer 
Patrick Knittelfelder. Zusammen 
mit einem Compagnon betreibt er 
die Firma „Network Touristik Ma-
nagement GmbH“ unter dem Motto: 
„Lass uns die Feste des Lebens feiern. 
Mehr Champagner braucht das Land!“ 
Sie betreiben mit 150 Angestellten 
Hotels und Resorts, Gasthäuser und 
Cafes. Insgesamt sollen es 15 Einzel-
unternehmen sein. In der Home Base 
Salzburg leben mit der Familie Knit-
telfelder 40 Jünger bzw. Jüngerinnen. 
Man mag sich fragen, wovon die alle 
leben. Vielleicht von den Einkünften 
Knittelfelders? Sicher nicht. Das Mo-
dell ist einfach. Auf der Website suche 
ich mir, sofern ich Bedarf habe, einen 
Jünger oder eine Jüngerin meiner 
Wahl aus und überweise monatlich 
für die ausgewählte Person einen Be-
trag ab 50 € aufwärts. Diese Person 
kann ich auch besuchen, sofern das 
Leitungsgremium zustimmt. Lieb-
schaften werden nicht geduldet. Was 
läuft sonst noch so? Jährlich wird von 
Loretto in Salzburg zu Pfingsten ein 
Jugendfestival organisiert, an dem 
zuletzt mehr als 8000 Jugendliche 
teilnahmen. Außerdem expandiert 
das Konzept Home Base nach Passau. 
Dort residiert der katholische Bischof 
Stefan Oster, ehemaliger Moderator 
des  Regensburger Senders Radio 
Charivari. Oster ist neben dem Re-
gensburger Bischof Voderholzer ein 
großer Freund der bisher erwähnten 
Bewegungen und fördert sie, wo im-
mer ihm das möglich ist. Er hat auch 
den in anderen katholischen Diöze-
sen unerwünschten mexikanischen 
Orden der Legionäre Christi bei sich 
aufgenommen. Marcial Maciel, der 
Gründer der Legionäre, musste vom 
Vatikan wegen diverser sexueller Ver-
fehlungen (es waren nicht wenige) 

Als Trump noch kurz nach seiner 
Wahl obenauf war, hatte er einen 

österreichischen Fan, Bernhard Bonelli
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aus dem Verkehr gezogen werden. 
Ein sicherlich schmerzlicher Akt, da 
er als militanter Antikommunist dem 
inzwischen heilig gesprochenen pol-
nischen Papst Johannes Paul II. sehr 
ans Herz gewachsen war. Ein wei-
terer Ableger der Salzburger Home 
Base soll gerade in der Steiermark 
entstehen, wo auf Schloss Kindberg 
der blaublütige Loretto-Aktivist Eu-
gen „Schani“ Waldstein (acht Kinder) 
einen Gebetskreis betreibt. 
Hauptberuflich war der 
Jurist Pressesprecher von 
Missio-Österreich („Wir 
helfen unseren Brüdern und 
Schwestern in den ärmsten 
Ländern durch Gebet und 
Spende.“) Und wer ist Chef 
von Missio Österreich? Pa-
ter Karl Wallner, vormals 
Rektor der Hochschule in 
Heiligenkreuz. Wallner ist 
omnipräsent. Wenn Hei-
ligenkreuz das geistliche 
Zentrum der neuen Bewe-
gung ist, dann ist Wallner 
das personifizierte Zentrum. 
Es würde den Rahmen des Artikels 
sprengen, auf die Aktivitäten des um-
triebigen Mönchs weiter einzugehen.

Laschets „Schatten“

Bleiben wir noch kurz bei Heili-
genkreuz. Hier befindet sich ein mo-
dernes Filmstudio. Die Leitung von 
Redaktion und Projektmanagement 
liegt in der Hand von Elisabeth Do-
czy, die auch im Sprecherteam von 
Initiative Pontifex ist. Diese Orga-
nisation hieß bis 2013 Generation 
Benedikt (!) und wurde mitgegrün-
det von Nathanael Liminski. Muss 
man sich diesen Namen merken? Ja. 
Denn Liminski (35) ist als Staatsse-
kretär Leiter der NRW-Staatskanzlei 
und könnte für den Fall, dass Armin 
Laschet Bundeskanzler wird, als La-
schets „Schatten“ Kanzleramtsmi-
nister in Berlin werden. Nathanael 
Liminski, ist Mitglied des OPUS 
DEI und war früher Redenschreiber 
für Roland Koch in der Hessischen 
Staatskanzlei. Sein Vater, der Jour-
nalist Jürgen Liminski (10 Kinder), 
schreibt in konservativen katholi-
schen Zeitungen, aber auch regel-
mäßig in der Junge Freiheit. 2008 
hielt er die Laudatio auf Ellen Ko-
sitza anlässlich der Verleihung des 
Gerhard-Löwenthal- Preises. Ellen 

Kositza ist die Lebensgefährtin des 
„gläubigen Katholiken“ Götz Kubit-
schek, der in der New York Times 
2017 als „The Prophet of Germany‘s 
New Right“ bezeichnet wurde. So 
steht vieles mit vielem in Verbindung. 
Damit soll nicht alles in einen Topf 
geworfen werden. Viele Anhänger 
konservativer religiöser Gruppierun-
gen würden sich vehement dagegen 
verwahren, als rechts bezeichnet zu 

werden. Es gibt aber – wie wir gese-
hen haben – nicht wenige inhaltliche 
und personelle Überschneidungen. 
In den USA soll es inzwischen etwa 
300.000 Religionsgemeinschaften 
geben und deren gesellschaftliche 
und politische Bedeutung nimmt zu. 
Ohne sie hätte Trump 2016 die Wahl 
nicht gewonnen. Ohne die massive 
Unterstützung durch neue religiöse 
Massenbewegungen hätte in Brasili-
en Bolsonaro nicht Präsident werden 
können. 1982 war es zwischen dem 
US-Präsidenten und dem polnischen 
Papst zu einer „Heiligen Allianz“ ge-
gen den Kommunismus gekommen. 
Bei der Gelegenheit wurde auch die 
in Lateinamerika aufkeimende Theo-
logie der Befreiung ins Visier genom-
men und weitgehend beseitigt. Mag 
auch der gegenwärtige Papst in Rom 
gelegentlich harsche Worte gegen die 
Auswirkungen des Kapitalismus von 
sich geben („Diese Wirtschaft tötet“), 
stehen die Großkirchen und sonsti-
ge religiöse Gruppierungen fest auf 
dem Boden des Dogmas von der Un-
antastbarkeit des Privateigentums an 
Produktionsmitteln. Eugen Drewer-
mann, einer der klügsten Köpfe in 
der katholischen Kirche, entwickelte 
sich vom kritischen Theologen zum 
Kapitalismuskritiker („Wie der Kapi-
talismus uns ruiniert“) und wurde aus 

seiner Kirche verdrängt. Schließen 
möchte ich mit Karl Kautsky, der 
in seiner 1908 erschienenen Schrift 
„Der Ursprung des Christentums“ das 
historische Grunddilemma treffend 
benennt: „Wir haben gesehen, dass das 
Christentum erst zum Siege gelangte, 
als es sich in das gerade Gegenteil seines 
ursprünglichen Wesens verwandelt hat-
te; dass im Christentum nicht das Pro-
letariat zum Siege gelangte, sondern der 

es ausbeutende und beherr-
schende Klerus; dass das 
Christentum siegte nicht als 
umstürzlerische, sondern als 
konservative Macht, als neue 
Stütze der Unterdrückung 
und Ausbeutung, dass es die 
kaiserliche Macht, die Skla-
verei, die Besitzlosigkeit der 
Massen und die Konzentra-
tion des Reichtums in weni-
gen Händen nicht nur nicht 
beseitigte, sondern befes-
tigte. Die Organisation des 
Christentums, die Kirche, 
siegte dadurch, dass sie ihre 
ursprünglichen Ziele preis-

gab und deren Gegenteil verfocht.“ Die 
herrschenden Klassen haben sich das 
Christentum einverleibt und daran 
hat sich bis heute nichts Wesentliches 
geändert. 

hd Stand: 26. 2. 2021

Armin Laschet und Nathanael Liminski
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Arbeitsminister Heil hat 
der Bundesregierung ei-
nen Gesetzentwurf vor-

gelegt, dessen zentraler Punkt der 
Schutz von Betriebsräten sein soll. 
Mit dem Entwurf kommt er den For-
derungen der Gewerkschaften ent-
gegen, gegen kriminelle Aktivitäten 
von Seiten mancher Unternehmer 
aktiv zu werden. Schon seit Jahren 
ist feststellbar, dass Unternehmer 
Betriebsratswahlen mit den fiesesten 
Mitteln, wie Abmahnungen, Mobbing 
und Kündigungen, zu verhindern su-
chen und oder bestehende Gremien, 
oft auch mit externen „Spezialisten“, 
Union Buster genannt, zu zerschlagen 
versuchen. 

Die Folge dieser Unternehmerpo-
litik ist, dass heute in Westdeutsch-
land nur noch 41 Prozent der abhän-
gig Beschäftigten von einem Betriebs-
rat vertreten werden und im Osten 
36 Prozent. Im Jahre 1996 lagen die 
Zahlen im Westen noch bei 50 Pro-
zent und in Ostdeutschland bei 40 
Prozent. Natürlich ist der Rückgang 
von Betriebsratsgremien nicht alleine 
den kriminellen Praktiken einzelner 
Unternehmer geschuldet, sondern 
auch dem mangelnden Bewusstsein 
der Beschäftigten über ihre Rolle im 
Betrieb und der Gesellschaft, sprich 
dem fehlenden Klassenbewusstsein. 
Sie sehen zum Teil die Notwendig-
keit der Gründung eines Betriebsra-
tes nicht. Doch handelt es sich hier 
sicherlich um eine Minderheit der 
abhängig Beschäftigten. 

Unabhängig davon aber ist fest-
zustellen, dass 15,6 Prozent der erst-
maligen Betriebsratsgründungen 
von den Unternehmern behindert 
werden. Dabei ist die Behinderung 
einer Betriebsratswahl ein Straftat-
bestand, der nach §119 des Betriebs-
verfassungsgesetzes (BVG) mit einer 
Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr 
geahndet werden kann. Allerdings ist 
diese Behinderung kein Offizialde-
likt, das heißt, die Staatsanwaltschaft 
muss nicht von sich aus bei Verstößen 
gegen das Gesetz aktiv werden. Und 
so ist auch kein Fall bekannt, wo eine 
Person aus dem Unternehmerlager 
im Knast landet oder gelandet ist.

Der Gesetzentwurf von Arbeits-
minister Heil sieht im Wesentlichen 
vor, das sogenanntes „Vereinfachte 
Wahlverfahren“ auszuweiten. Das 
vereinfachte Verfahren wird bereits 
heute  in Betrieben mit weniger als 
50 Beschäftigten angewandt. Mit ihm 
sollen KollegInnen, welche die  Initi-
ative zur Gründung eines Betriebs-
rats ergriffen haben, besser geschützt 
werden. Bislang gibt es diesen Schutz 
erst mit dem Einsetzen des Wahlvor-
standes. Mit dem neuen Gesetz sollen 
bereits Aktivisten geschützt werden, 
die eine Betriebsratswahl vorbereiten.

Das vereinfachte Wahlverfahren 
kann schneller durchgeführt werden, 
da hier die Fristen wesentlich kürzer 
sind als im normalen Wahlverfahren. 
Letzteres erstreckt sich über mindes-
tens sechs Wochen, das vereinfachte 
Wahlverfahren kann dagegen inner-

halb von zwei Wochen abgeschlos-
sen werden. Und das ist wohl auch 
der Hintergrund für die Ausweitung 
des vereinfachten Wahlverfahrens. 
Aggressive Unternehmer und die 
von ihnen beauftragte Union Busting-
Kanzleien haben weniger Zeit, ihr 
schmutziges Geschäft zu betreiben. 

Neben der Vereinfachung von 
Betriebsratsgründungen sieht der 
Heil`sche Gesetzentwurf noch wei-
tere Veränderungen des BVG vor. 
So soll bei Maßnahmen zur Berufs-
bildung die Mitbestimmung der Be-
triebsräte gestärkt werden. Dassel-
be gilt für IT-Themen. Hier soll die 
Hinzuziehung von Sachverständigen 
erleichtert werden und schließlich 
sollen bei mobiler Arbeit (Homeof-
fice) die Betriebsräte ein Mitbestim-
mungsrecht erhalten. 

Ob der Gesetzentwurf tatsächlich 
zum Gesetz wird, ist noch fraglich. In 
der CDU gibt es vor allem von Seiten 
des Wirtschaftsflügels Widerstand 
gegen den Entwurf. 

In der IG Metall-Mitgliederzei-
tung vom Februar ist man der Mei-
nung, dass der Gesetzentwurf in die 
richtige Richtung ginge, aber nicht 
weit genug. Nach Auffassung der 
Gewerkschaft hat sich die Arbeitswelt 
so stark verändert, dass die Mitbe-
stimmung eine „Runderneuerung“ 
benötige.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist 
alles andere als ein großer Wurf. In der 
betrieblichen Praxis der Betriebsräte 
wird sich kaum etwas ändern. Auch 

Kein großer Wurf
Betriebsrätestärkungsgesetz
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wird die Schwächung der Betriebsräte 
und damit auch der Gewerkschaften 
durch ein solches Gesetz kaum auf-
gehalten. Es ist in der Tat so, dass die 
Digitalisierung die Arbeitswelt dras-
tisch verändert und die Betriebsräte 
deshalb zusätzliche Mitbestimmungs-
möglichkeiten brauchen. 

Die Rolle des Betriebsrats

Es war im Jahr1972, als das BVG 
das letzte Mal novelliert wurde. Es 
war damals ein großer Fortschritt ge-
genüber dem BVG von 1952. In die-
sem waren die Rechte der Betriebs-
räte sehr beschränkt. Auch wurden 
den Gewerkschaften kaum Rechte 
eingeräumt. Selbst das Zutrittsrecht 
zum Betrieb wurde in Frage gestellt. 
Es war die sozialliberale Koalition, die 
den „sozialen Rechtsstaat“ realisieren 
wollte. Dazu sollte das unübersicht-
lich gewordene Arbeitsrecht in einem 
Arbeitsgesetzbuch zusammengefasst 
werden. Übrig blieb dann von den 
großen Plänen das Betriebsverfas-
sungsgesetz 1972, mit erweiterten 
Mitbestimmungsrechten bei sozialen 
Angelegenheiten, Personalangelegen-
heiten und wirtschaftlichen Angele-
genheiten. Auch wurden die Betriebs-
räte jetzt beteiligt bei Kündigungen.

Trotz gewisser Rechte des Be-
triebsrats ist das Gesetz weit entfernt 
davon, den Betriebsrat zu einem 
gleichberechtigten Partner einer Ge-
schäftsführung zu machen. Denn in 
den wirklich wichtigen wirtschaftli-
chen Fragen hat der Betriebsrat nichts 
mitzubestimmen. Von der viel be-
schworenen Demokratie in der Wirt-
schaft kann also keine Rede sein. Die 
Aufgabe des Betriebsrats ist in §2 des 
Gesetzes festgelegt.  Dort steht: 

„Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten 
unter Beachtung der geltenden Tarifver-
träge vertrauensvoll und im Zusammen-
wirken mit den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverei-
nigungen zum Wohl der Arbeitnehmer 
und des Betriebes zusammen.“ 

Der Betriebsrat ist also gesetzlich 
verpflichtet, mit der Kapitalseite zu-
sammenarbeiten, obwohl er in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten nichts 
zu sagen und nichts zu entscheiden 
hat. Hier werden die tatsächlichen 
Machtverhältnisse in den Betrieben 
und der Gesellschaft vernebelt. Und 
das nicht ohne Erfolg. Das zeigt die 
Politik nicht weniger Betriebsratsgre-

mien. Dort verstehen sich Betriebs-
räte als Co-Manager zu der jeweili-
gen Geschäftsführung und handeln 
im Zweifel immer pro Unternehmen. 

Doch so muss es nicht sein. Das 
Gesetz kann auch für konsequente 
Betriebsräte, die sich am Interessen- 
oder Klassengegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit orientieren, ein 
wichtiges Werkzeug sein. In jedem 
Betrieb entstehen täglich aufgrund 
der Machtverhältnisse Konflikte. Hier 
bieten sich für Betriebsräte Möglich-
keiten, mit Hilfe ihrer Rechte aus 
dem Gesetz einzugreifen und die 
Konflikte an die Betriebsöffentlich-
keit zu bringen. Nach dem BVG sind 
z.B. bis zu sechs Betriebsversamm-
lungen möglich, in der Betriebsräte 
auf eine Belegschaft einwirken und 
diese agitieren können. In den Be-
trieben, in denen ein konfliktbereiter, 
konsequenter Betriebsrat vorhanden 
ist, wird der „Herr im Hause“-Stand-
punkt einer Geschäftsführung kleiner 
und die Vorgesetzten nehmen sich 
weniger Unverschämtheiten gegen-
über einzelnen KollegInnen heraus. 
Das bleibt nicht ohne Konsequenzen. 
Eine solche Belegschaft wird selbstbe-
wusster und kämpferischer. 

Doch von alleine kommt eine 
solche Entwicklung kaum zustan-
de. Den Anstoß dazu muss die ent-
sprechende Gewerkschaft geben. 
So wurde zum Beispiel in den 70er 
und 80er Jahren des zurückliegen-
den Jahrhunderts die Bildungs- und 
Schulungsarbeit der IG Metall darauf 
ausgerichtet. In Lehrgängen für Ver-
trauensleute und Betriebsräte stand 
der Interessengegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit im Zentrum. Die 
Bildungsarbeit in der Form gehört 
heute der Vergangenheit an, wie ins-
gesamt die politische Bildungsarbeit 
rückläufig ist. Doch gerade die anlau-
fende Tarifrunde in der Metall-und 
Elektroindustrie und der Stellenab-
bau in vielen Betrieben zeigen, dass 
die Widersprüche zwischen Kapital 
und Arbeit weiter wachsen und in 
der Folge die Sozialpartnerschaft in 
den Betrieben beschädigt wird. Der 
Widerstand gegen diese Politik des 
Kapitals wird immer drängender. Da-
raus ergibt sich die Notwendigkeit, 
die Betriebspolitik der Gewerkschaf-
ten, Betriebsräte und Vertrauensleute 
dieser Situation anzupassen.

Ob das geschieht, bleibt abzu-
warten.
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Aus gegenwärtiger Sicht 
bildet das Jahr 1927 den 
entscheidenden Wende-

punkt für den Weg der chinesischen 
Revolution. Uns stellen sich die Mas-
saker an den KommunistInnen in 
Shanghai als Ende und Neubeginn 
gleichermaßen dar: Das Ende der 
Möglichkeit, die soziale Revolution 
in den Städten zu initiieren und der 
Neubeginn kommunistischer Agita-
tion „auf dem Lande“. Die Zeitge-
nossen erlebten die Ereignisse an-
ders und die Glättung der Geschichte 
durch die KP ist allzu sehr vom Ende 
her gedacht, von der Ausrufung der 
Volksrepublik durch Mao am 1. Ok-
tober 1949. 

In der Arbeiterstimme Nr. 207 
(Frühjahr 2020) wurden die Bedin-
gungen aufgezeigt, unter denen die 
erst seit wenigen Jahren bestehende 
KP, in ein feindliches Bündnis mit 
der Guomindang gezwungen, revo-
lutionäre Politik umzusetzen suchte. 
Als Chiang Kai-shek sich stark genug 
fühlte, seinen Machtanspruch in der 
GMD, und damit in der Republik 
China, durchzusetzen, entledigte er 

sich kurzerhand seines kommunisti-
schen Parteianhängsels. 

Die versprengten Reste der KP 
glaubte er in kurzer Zeit bei Ver-
nichtungsfeldzügen aufzureiben 
und schließlich auszulöschen, daraus 
machte er auch kein Geheimnis. 

Trotzdem waren die Massaker in 
den Städten noch nicht das Fanal für 
die stark dezimierten und geschlage-
nen KommunistInnen, um abzutau-
chen und neue Kräfte zu sammeln. 
Anfang April 1927, keine zwei Wo-
chen nach der Eroberung Shanghais 
durch die – offiziellen – Truppen der 
Nationalregierung unter dem Befehl 
Chiang Kai-sheks und dem folgen-
den Massaker in Nanjing, wurde eine 

gemeinsame Erklärung des „linken“ 
Führers der von der GMD gestellten 
Regierung und des Führers der KP 
veröffentlicht.¹ Danach betonten bei-
de, der Regierungschef Wang Jingwei 
und der Kommunist Chen Duxiu, die 
Notwendigkeit der „Zusammenar-
beit der revolutionären Lager“. Chen 
bezahlte diese Versicherung mit dem 
Kotau vor der GMD, wonach die KP 
„niemals vorhatte, gegen die Natio-
nale Volkspartei (GMD) zu putschen 
oder eine Diktatur des Proletariats zu 
errichten“.² Wang war selbst durch 
die eigenmächtige Militäraktion Chi-
ang Kai-sheks in die Defensive gera-
ten und es zeigte sich in der Folge, 
dass trotz aller Beschwörungen lieber 

Wie der Kommunismus nach China kam  – Teil 5
Eine Rekonstruktion revolutionärer Politik in China

¹  Dieter Kuhn: Die Republik China  von 1912 bis 1937 (Heidelberg 2007, 
   3. überarbeitete Auflage), hier: S. 386 f. Diese ausführliche Darstellung ist
   Grundlage für die ereignisgeschichtlichen Aspekte im beschriebenen Zeitraum. Er
   zeichnet die zahlreichen Wendungen, Finten, Front- und Koalitionswechsel in den
   Jahrzehnten des Bürgerkriegs, des Kampfes gegen die imperialistischen Invasoren
   des Westens und gegen den japanischen Feind sehr detailliert und auf zahlreiche
   unterschiedliche Quellen gestützt nach. Dabei stellt seine Ereignisgeschichte stark
   auf die führenden Personen der Zeit ab, der Charakter der Auseinandersetzungen,
   die Strukturen des Landes und der Gesellschaft in dieser Zeit werden nicht
   thematisiert.
²  ebd., S. 387 

Bewaffnete Demostration der Streikenden 1927 in Shangai



21Arbeiterstimme Nr. 211Frühjahr 2021

die kommunistischen Mitglieder in 
der GMD geopfert wurden, als selbst 
vom Oberbefehlshaber der Armee 
kaltgestellt zu werden. Da mögen 
die Kräfteverhältnisse in der Partei 
noch so sehr „links“ gewesen sein, 
im Zweifel hat das Militär Recht. Ma-
nabendra Nath Roy nennt in seiner 
Darstellung der Lage das Verhalten 
der Wang-Regierung 
einen „Verrat an der 
Revolution. Wäre die 
Wuhan-Clique [so ge-
nannt nach dem Re-
gierungssitz Wuhan] 
wirklich der linke Flügel 
der GMD gewesen, hät-
te sie also die Mitglied-
schaft der Partei gegen 
ihre feudal-bürgerliche 
Führung repräsentiert, 
hätte sie anders gehan-
delt (…) Dann hätte sie 
in den Kommunisten 
treue Kampfgenossen 
erkannt, statt sie und 
mit ihnen die Revolution gewaltsam an-
zugreifen“.³

Während die Truppen Chiang 
Kai-sheks im Zusammenspiel mit 
Gangsterclans und ausländischem 
militärischen und diplomatischen 
Personal kommunistische Kader und 
Gewerkschafter niedermetzeln, hält 
die Führung der KP (und die Kom-
intern) immer noch an dem formalen 
Bündnis mit der GMD und seinem 
vermeintlich linken, der Revoluti-
on (welcher?) zugeneigten Flügel 
fest. Chiang hat längst die Gunst der 
Stunde erkannt, die politische Macht 
in der GMD zu ergreifen, indem er 
Wang mit seinem Verhältnis zu den 
Kommunisten erpresst. Den Massa-
kern in Shanghai folgen weitere in 
Beijing und Nanjing mit Abertau-
senden von Toten unter den Linken. 
Spätestens mit dem offiziellen Bruch 

der Einheitsfront durch die GMD im 
Juli 1927 endet die Phase der Selbst-
täuschung einer kampfesbereiten und 
tapferen kommunistischen Partei, 
deren Strategie fast zum eigenen Un-
tergang geführt hätte. Es endet damit 
aber auch das bisherige Verständnis 
von Sozialismus, der die Zukunft 
Chinas darstellen sollte.4 

 Ein Vorschein künftiger Verhält-
nisse war fast gleichzeitig in den 
Provinzen Hunan und Hubei zu se-
hen. Bauernbewegungen in diesen 
Provinzen, die jeweils mehrere Mil-
lionen Anhänger umfassten, nutzten 
die Schwäche der offiziellen Wuhan-
Regierung und die Abwesenheit der 
Truppen Chiangs, um ihre Haupt-
forderung, die Enteignung des Groß-
grundbesitzes, auf dem Lande umzu-
setzen. Man übernahm die Verwal-
tung in den Dörfern selbst, widmete 
Tempel zu Schulen um und nahm den 
Frauen die Bandagen von den Füßen. 
Schnell führten die Maßnahmen da-
bei zu tödlichen Auseinandersetzun-
gen mit den Grundbesitzern und all 
jenen, die von den überkommenen 
Verhältnissen profitierten. Die Kern-
frage des chinesischen Weges, die 
Eigentums- und Abhängigkeitsver-

hältnisse auf dem Lande, war von der 
GMD in keiner Weise erfasst worden. 
Eine Landreform war zart angedacht, 
doch über viele Jahre nicht einmal im 
Parteiprogramm verankert. Die eige-
nen Offiziere entstammten vielfach 
dem Großgrundbesitz, die Verpfle-
gung der Armee und die Bemannung 
der Massenheere für die zahlrei-

chen Feld- und Ver-
nichtungszüge hingen 
von „stabilen“ Aus-
beutungs- und Unter-
werfungsverhältnissen 
in den Provinzen ab. 
Insofern würde eine 
Landreform unter der 
GMD nur auf dem Pa-
pier blühen. 

Mehr als 20 000 
Bauern wurden in-
nerhalb weniger Wo-
chen getötet, die Ver-
bitterung führte ein 
Vierteljahr später zum 
„Herbsternte-Auf -

stand, der ebenfalls scheiterte.“ 5 

Das Versagen der Kommunistischen 
Internationalen in der chinesischen 
Frage

Die Reaktion der Komintern auf 
diese sich umstürzenden Verhältnisse 
war für die KPCh leider keine Hilfe. 
Die Tagung des Exekutivkomitees 
der Komintern im Mai 1927 kulmi-
nierte in einem Telegramm Stalins an 
die KP, in dem die Partei verpflichtet 
wurde, weiter mit dem linken Flü-
gel der GMD zusammenzuarbeiten. 
Enteignungen sollten den Grundbe-
sitz der GMD-Offiziere ausnehmen. 
Eine neue revolutionäre Armee aus 
kommunistischen Kräften und Bau-
ern sollte gegen die reaktionären Of-
fiziere aufgestellt werden, um sie vor 
ein GMD (!) – Revolutionsgericht zu 
stellen.6

Weiter entfernt von der chine-
sischen Situation konnte man gar 
nicht sein. Das Taktieren, um Zeit zu 
schinden und die Anwesenheit der 
sowjetischen Berater bei der GMD 
nicht gefährden, brachte die Politik 
der Komintern weiter in Misskredit.

Die GMD war vom sowjetischen 
Papiertiger mehr denn je überzeugt 
und die KPCh spaltete sich (infor-
mell) mehr und mehr. Die Partei-
gänger der sowjetischen Linie domi-
nierten nur noch kurze Zeit die KP-

3 Manabendra Nath Roy: Revolution und Konterrevolution in China, Berlin 1930, S. 398f. 
Roy behandelt die Ereignisse in China zeitlich sehr nahe am Geschehen. Dazu kommt, dass 
er als Mitglied und Repräsentant der Kommunistischen Internationalen für die Politik der 
sowjetischen Beratung der Nationalregierung Mitverantwortung getragen hat. In seiner 
Darstellung schwingt große Enttäuschung über die Wendung innerhalb der GMD mit, 
dies wirft peinliche Fragen auf, was die Rolle der Sowjets im Nahbereich der militärischen 
und der politischen Führung der GMD betrifft. Der Versuch der sowjetischen Berater, ihre 
Stellung dadurch zu  behalten, indem sie gnadenlos opportunistisch gegenüber Chiang Kai-
shek operierten, misslang gründlich. Schließlich warf er sie aus dem Land.

4 Die Darlegung des Sozialismus chinesischer Prägung erfolgte zusammenhängend im 
Teil 4 der Serie (Arbeiterstimme Nr. 209 (Herbst 2020). Deshalb wird in dieser Folge 
auf seinen Inhalt, die Bedeutung und die sich daraus ergebenden Probleme nicht mehr 
eingegangen.

5 Kuhn, S. 394
6 ebd., S. 398

Shanghai: die besiegten Kommunisten werden zur Hinrichtung geführt
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Politik in den Städten. Andere gingen 
verstärkt in die Provinzen, um nicht 
verheizt zu werden, um dem Einfluss 
der eigenen Partei auszuweichen und 
nicht zuletzt, um eine neue revoluti-
onäre Strategie zu fahren.

Die Entfremdung zwischen der 
sowjetischen und der chinesischen 
KP hat eine längere Vorgeschichte. 
Der endgültige Bruch mag nach 1956 
erfolgt sein, für die Lage in China ist 
das Jahr 1927 entscheidend.

Chiang Kai-shek war entschlos-
sen, die GMD nicht nur militärisch, 
sondern auch politisch auf seine 
Person auszurichten. Deshalb 
warb er den Verbündeten der 
Wang-Regierung, Feng Yuxi-
ang7, ab, nachdem letzterer die 
Regierung zwang, die Zusam-
menarbeit mit den Kommunis-
ten abzubrechen. Es gab Ende 
Juni 1927 für die KP-Führung 
keinen Ausweg mehr, sie musste 
fliehen, als die verbündete Kon-
terrevolution die Verhältnisse in 
Hunan blutig wieder herstellte. 
Die sowjetischen Bestimmungen 
zur Zusammenarbeit wurden 
Mitte Juli offiziell von der Par-
teiführung gebrochen, das Ende 
der Einheitsfront ging einher mit der 
Flucht- und Absetzbewegung der Ka-
der. Einen Tag nach der Proklamati-
on beschimpfte die Komintern, die 
Handschrift Stalins ist überdeutlich, 
die Führung der Partei als opportu-
nistische Abweichler. Chen Duxiu 
sah nur mehr den Ausweg, von der 
Führung der KP zurückzutreten. Die 
Parteikonferenz im August setzte ihn 
dann noch einmal ab und wählte ei-
nen Mann Moskaus als Nachfolger.8

Diese Episode zeigt, welche fal-
schen und verheerenden Entschei-
dungen in Moskau, weit weg von den 
Kämpfen in China, getroffen wurden, 
um den vermeintlichen Fuß in der 
Türe, d.h. den Einfluss auf die Regie-
rung Chinas, zu behalten.

Dafür wäre die KPCh geopfert 
worden. Die Fehler sind nie ein-
gestanden worden, damit hat man 
den chinesischen GenossInnen die 
notwendige Augenhöhe verweigert. 
Dass die entstandenen Ressentiments 
gegen die sowjetische Politik ihre 
Folgen zeitigen würden, ist nicht ver-
wunderlich. Schließlich hat die politi-
sche Führung der jungen Volksrepu-
blik dieses Versagen der russischen 
Kommunisten als lebensbedrohlich 

für jeden einzelnen von ihnen erle-
ben müssen. 

Die Zeit der permanenten 
Bürgerkriege

Das Verbot der Partei und die sich 
anschließende Vernichtungsorgie 
durch die GMD forderten bis Ende 
des Jahres bis zu 200 000 Menschen-
leben, manche davon waren auch das 
Resultat innerparteilicher Kämpfe. 
Die äußere Bedrohung und der Weg-
fall jeglicher politischen Orientierung, 

die über das eigene Überleben hinaus-
ging, sorgten für erbitterte Auseinan-
dersetzungen in der KP selbst. Gera-
de in den Städten hatten Kommunis-
tInnen und ihre Verbündeten keine 
Perspektive mehr. Die sowjetischen 
Berater, die, von der Politik Moskaus 
instruiert, immer noch für einen Kom-
promiss warben, mussten schließlich 
auf abenteuerlichen Wegen und ihrer 
Würde beraubt das Land verlassen. 

Exemplarisch mag das letzte Aufbäu-
men gegen die eigene Machtlosigkeit 
stehen. Die stalinistische Vorgabe be-
stand in der Errichtung von kommu-
nistischen Basen in den Städten. In 
Kanton wurde ein verzweifelter Ver-
such im Dezember 1927 unternom-
men, der innerhalb von zwei Tagen 
niedergeschlagen wurde. Innerhalb 
weniger Stunden ließen die bisher zer-
strittenen GMD-Generäle Tausende 
Unbewaffneter ermorden, darunter 
viele Frauen und Kinder.9

Auch das Konsulat der UdSSR in 
Kanton wurde gestürmt, das Per-
sonal getötet. Die Sowjetunion 
brach endlich, aber viel zu spät, 
die diplomatischen Beziehungen 
zur Republik China ab.

Weit war Chiang Kai-shek 
inzwischen gekommen mit sei-
nem Projekt der Machtübernah-
me. Der unmittelbare Konkur-
rent, Wang Jingwei, weilte zur 
selben Zeit in Frankreich, aus 
der Schusslinie entfernt. Ohne 
den politischen Kopf des „lin-
ken“ Flügels der GMD war kein 
Widerstand mehr zu erwarten. 
Um die Partei unter Kontrolle 
zu bekommen und den natio-

nalen Anspruch seiner Strategie zu 
betonen, gab er das Ziel des Zweiten 
Nord-Feldzuges aus. Der erste muss-
te wegen der Bekämpfung der Kom-
munistInnen unterbrochen werden. 
Mit vier Armeekorps und einer Ge-
samtstärke von 700 000 Mann wollte 
er den Warlord des Nordostens, also 
im Wesentlichen den Beherrscher der 
mandschurischen Provinzen, nieder-
ringen.10

Chiang Kai-sek bei eine Parade 1940

7 Feng war ein sogenannter „Kriegsherr“, wie es mehrere zur Zeit der Republik China gab.
Der Krieg war ihr Beruf. Sie dienten sich hoch, indem sie, anfänglich, mit meist regulären 
Truppenteilen für ihre Auftraggeber politische, organisatorische oder pekuniäre Ziele 
verfolgten. Im Gegenzug wuchsen ihre Truppen in Größenordnungen, die politisch nicht 
mehr vernachlässigt werden konnten. Sie wurden zum eigenständigen Machtfaktor in 
den politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, regierten nach Gutdünken 
in eigenen Provinzen, schufen sich eigene Verwaltungen und Gesetze und betrieben eine 
eigene „Außenpolitik“, ohne sich einer Zentralgewalt unterzuordnen. Nach Angaben 
von Wikipedia hatte Fengs Heer im Jahr 1930 eine Stärke von 100 000 Mann. (https://
de.wikipedia.org/wiki/Feng_Yuxiang)                    

8  Kuhn, S. 400f.
9  Kuhn, S. 407. Eine bittere Lehre in der Geschichte wiederholt sich ein weiteres Mal: sobald es 

gilt, die Protagonisten der sozialen Revolution bis zur Vernichtung zu bekämpfen, werden 
sofort alle Unterschiede zwischen den Bewahrern der überkommenen Verhältnisse unwichtig. 
Bündnisse mit Kräften aus diesem Spektrum stehen immer unter diesem Vorbehalt.

10 Von den vier Korps wurden drei von kurzfristig verbündeten Warlords aus dem Süden und 
der Mitte geführt. Die Nationale Armee hätte die Mannstärke allein niemals aufgebracht. D.h. 
für diese Koalition musste eine riesige Summe Geld     (und mit Sicherheit eine Reihe von 
politischen Zusagen im Hinblick auf die zu erwartende Beute) erbracht werden. Der Gegner 
übrigens war zeitweise von den Japanern unterstützt. Die Kwantung-Armee Japans trieb ihre 
eigenen Interessen in China voran.
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Dieser Kriegsherr, Zhang Zuolin, 
hatte seine Macht, nachdem er von 
Japan gestützt wurde, sukzessive 
ausgebaut, die Nordprovinzen be-
setzt und „die Mauer überstiegen“, 
das bedeutet, Beijing besetzt. Beijing 
sollte zuerst „befreit“ werden, was 
auch fast ohne Blutvergießen gelang. 
Zhang war von den Japanern bei ei-
nem Eisenbahnattentat beseitigt wor-
den. Sie hatten ihre Pläne neu justiert 
und setzten statt auf Zhang jetzt auf 
den neuen „Reichseiniger“, auf Chi-
ang Kai-sek, der im Vorjahr in Tokio 
vorstellig geworden war. Zhangs 
Sohn, der Nachfolger, erklärte den 
Krieg für beendet und zog seine 
Armee aus Beijing zurück. Der po-
litische Triumph der Süd-Koalition 
war umfassend, die Idee der natio-
nalen Einheit wurde dagegen wie-
der einmal verschoben. Chiang hatte 
sein Ziel erreicht. Ihm fiel 1928 die 
höchste Macht in der GMD zu, dazu 
saß er im Militärkomitee, war Ober-
kommandierender der Armee und 
schließlich Vorsitzender im Rat der 
Nationalregierung. Die chinesische 
Republik wird zur Militärdiktatur, 
die von einem Mann ausgeht, der 
sämtliche Fäden in der Hand hält. 
Allerdings in einem Rumpfreich – 
es gibt ja zahlreiche Warlords und 
Gangstersyndikate, die auf eigene 
Rechnung und nach eigenen Regeln 
arbeiten. Die GMD legt dabei das 
Handeln der staatlichen Verwaltung 
fest, sie durchdringt personell alle 
staatlichen Ebenen.

Während also ein neuer Sonnen-
könig inthronisiert worden war, blie-
ben die Kernaufgaben in einer (an 
sich bürgerlichen) Republik China 
unerledigt: die staatliche Einheit war 
nur sehr kurze Zeit und nur formal 
erreicht, weil der Warlord der Man-
dschurei nicht entmachtet war und 
die anderen Warlords in ständigen 
Verhandlungen bei Laune gehalten 
werden mussten, damit sie die Zent-
ralmacht akzeptierten. Darüber hin-
aus gab es eine ständige, inzwischen 
über zwei Jahrzehnte anhaltende ja-
panische Besatzungsarmee, die einen 
Staat im Staate darstellte und kräftig 

die inneren Verhältnisse der Repub-
lik mitbestimmte. Es fehlte der GMD 
das Verständnis und die Kraft, die 
sozialen Beziehungen der Klassen 
untereinander auch nur auf einer 
bürgerlichen Formalebene zu regeln. 
Die Willkür in den Verhältnissen re-
gierte ohne tatsächliche Beschränkun-
gen. Die Landfrage war, wie bereits 
betont, nicht einmal angegangen 
worden, stattdessen implementierte 
die GMD ein Spitzelsystem auf dem 

Lande. Dies sollte den Einfluss der 
KP gar nicht erst entstehen lassen. 
Ausgewählte Dorfvorsteher bürgten 
persönlich für ihre Dörfer, bei Auf-
lehnung gegen die Obrigkeit waren 
sie der Staatsverwaltung und, noch 
schlimmer, der Armee verantwort-
lich. Die beständige Unterdrückung 
sollte für Ruhe sorgen, sie sorgte aber 
auch beständig für revolutionäres 
Potenzial.

Dazu kam das chronische Staats-
defizit, das wegen der riesigen 
Armeen in China explosionsartig 
anwuchs. Neben der „regulären“ 
Nationalarmee (bis 400 000 Solda-
ten) gab es die persönlichen Trup-
pen der Warlords (bis 1,8 Millionen 
Mann unter Waffen), die selbstver-
ständlich vom Staat zu alimentieren 
waren.11 

Das Wesen der chinesischen 
Republik

Die Macht dieser Zeit kam wahr-
lich aus den Gewehrläufen. Ohne 
Massenheer kein politischer Ein-
fluss. Diese Formel ließ Abrüstungs-
konferenzen scheitern und sorgte 
gleichzeitig für weitere militärische 
Abenteuer.

So war der Kriegsherr Feng, Ver-
bündeter von Chiang Kai-shek, mit 
ihm übereingekommen, die Küsten-
provinz Shandong am Gelben Meer, 
ihrerseits Ausgangspunkt für Mi-
litäraktionen gegen die nördlichen 
Warlords, zu übernehmen. Chiang 
zog kurzfristig seine Zusage zurück, 
Feng kündigte das Bündnis auf und 
war damit in die Falle gelaufen. Chi-
ang hatte zwei Generäle Fengs und 
deren 100 000 Mann-Heer gekauft. 
Feng musste sich mit seinen Leuten 
in eine Binnenprovinz zurückziehen. 
Ergebnis waren neue Koalitionen und 
Kriegsauseinandersetzungen zwi-
schen Feng und seinen Verbündeten 
sowie Chiang Kai-shek. Der Bürger-
krieg zwischen April und September 
1930 kostete etwa 300 000 Menschen 
das Leben.

Dieses Ereignis ist für diese Jahre 
nur exemplarisch zu nehmen, darin 
drücken sich die antagonistischen 
Widersprüche in dieser Gesellschaft 
aus. Eine Gesellschaft, die sich nur in-
nerhalb einer ganz schmalen Schicht 
als bürgerlich und damit den west-
lichen Vorbildern ähnlich wähnte. 
Sie vermochte es aber nicht, diese 
Bürgerlichkeit als prägende Kom-
ponente durchzusetzen. Noch im-
mer herrschten offene Gewalt, die 
höchstens formal reguliert war, und 
das persönliche Über- und Unterord-
nungsverhältnis, das feudalistische 
Züge trägt. Bezeichnend ist, dass der 
neuartige chinesische Nationalismus 
sich auf keine chinesische Bourgeoi-
sie, kein Verwaltungs- oder Bildungs-
bürgertum stützen konnte. Allein das 
Militär war in der Lage, aber häufig 
nicht willens, die Nation als Prinzip 
für sich zu reklamieren. Natürlich ist 
es der nationalen Armee nicht mög-
lich, bürgerlichen Prinzipien und Re-
gularien im Staat zum Durchbruch zu 
verhelfen. Und so funktionieren zur 
gleichen Zeit antagonistische Ord-
nungsmuster in einem Staatswesen, 
das für sich kein eigenes Ordnungs-
muster durchzusetzen weiß. Oder, 

11 Kuhn, S. 432f. Was der Staat für den Unterhalt der nationalen Truppen wie 
der Privatarmeen nicht leistete oder leisten konnte, das holten sich die Militärs 
eigeninitiativ von der Bevölkerung. Erpressung, Raub, Rauschgifthandel besserten 
auf allen Seiten die Einkünfte auf. Der Staat erfüllte seine Funktion nicht, Recht und 
Sicherheit nach innen zu garantieren, er war nur Selbstbedienungsladen nationaler wie 
regionaler Usurpatoren. Die Erbitterung darüber wuchs und sorgte für immer wieder 
aufflackernde Unruhen und Auflehnung. 

Feng vor dem Lenin-Mausoleum in 
Moskau, 1926, Bild: Wikipedia



24 Frühjahr 2021Arbeiterstimme Nr. 211

besser gesagt: sie funktionieren eben 
nicht. Daraus resultieren die ständi-
gen Auseinandersetzungen, die nicht 
nur zwischen verschiedenen Klassen 
sofort eskalieren, weil sie von vorn-
eherein auf Eskalation angelegt sind. 
Auch innerhalb der herrschenden 
Klasse steht bei einem Konflikt die 
gegenseitige Vernichtung ins Haus, 
die stellvertretend für ihre Herren 
die jeweiligen Befehlsempfänger zu 
erleiden haben. 

Bezeichnend für die Republik-
zeit Chinas ist, dass konstituierende, 
ordnende Staatsideen existieren, aber 
nur zur Außendarstellung dienen. 
Der „Reichseiniger“ Chiang Kai-
shek trägt diesen Anspruch zwar 
vor sich her, seine Politik ist aber 
nicht daran orientiert. Die Beru-
fung auf die Einheit Chinas dient 
seiner persönlichen Machtpositi-
on. Ebenso verhält es sich mit den 
„Drei Volksprinzipien“ Sun Yat 
Sens. Kein Regierungsbeamter, 
nicht einmal Chiang, könnte es 
sich leisten, diese Prinzipien abzu-
lehnen, nicht auf ihrem Boden zu 
stehen. Volksgemeinschaft, Volks-
rechte und Volkswohlfahrt stehen 
für die Republik. Sucht man aber 
nach stringenten und anhaltenden 
Schritten zu ihrer Durchsetzung in 
der Republik, sucht man stets ver-
geblich. Dort, wo es ansatzweise 
eine Implementierung gibt, öffnen 
sich sogleich neue Türen zu ihrem 
Missbrauch. 12

Konsolidierung und Krise der 
KP Chinas

Nach dem offiziellen Ende des 
Bündnisses zwischen der KP und der 
GMD im Sommer 1927 bedarf es wei-
terer Niederlagen der revolutionären 
Kräfte, bis ein substanzieller Strate-
giewechsel erfolgen kann. Die Vor-
gaben aus Moskau, der Wechsel der 
Parteispitze hin zu einer stalinistisch 
beeinflussten Leitung verzögern die 
Umorientierung. Beinahe überflüssig 
zu sagen, dass die von vorneherein 
verlorenen Kämpfe in Nanchang13, 
Changsha und in Guangzhou (Kan-
ton) Abertausenden von Aufständi-
schen das Leben kosten. Die Absicht, 
mit einer Kette von lokalen Erhebun-
gen eine kritische Masse zu schaffen, 
um den immer noch ersehnten „lin-
ken“ Flügel von den Reaktionären in 
der GMD zu spalten und die Kräfte 

zu vereinen, erweist sich stets als die 
Illusion, die sie von Anfang an war. 
Was sich in diesen blutigen Monaten 
1927 allerdings durchsetzt, ist die 
fraktionsübergreifende Überzeugung 
in der KP, eigene Truppen aufzubau-
en und zu organisieren. Der Versuch, 
militärische Kräfte der GMD, selbst 
wenn sie links orientiert waren, mit 
eigenen, eher spontan entstandenen 
und schwach armierten Verbänden 
zu vereinigen, wird aufgegeben. Dies 
unterhöhlt die bisherige Taktik, den 
Aufstand von den Städten auf das 
Land zu tragen.

Mao Zedong verliert im Gefolge 
der Stalinisierung der Partei seinen 
Sitz im Politbüro. Für ihn das Sig-
nal, endgültig mit der städtisch ori-
entierten Führung zu brechen und 
seine politische Arbeit vollständig 
in die Provinzen zu verlegen. Da-
bei gehen manche Pläne nicht auf. 
Der „Herbsternte-Aufstand“ 1927 
scheitert. Zum einen gelingt es Mao, 
der dafür die Verantwortung trägt, 
nicht, die Gegenkräfte der GMD im 
Gebiet zumindest zur Neutralität zu 
bewegen, um den Kampf gegen die 
Milizen der Großgrundbesitzer mit 
größeren Erfolgsaussichten zu füh-

ren, zum anderen fehlen den eigenen 
Verbänden vergleichbare Bewaffnung 
und Erfahrung. Dieser sich durchzie-
hende Schwachpunkt, der defacto erst 
mit dem vollendeten Sieg im Bürger-
krieg 1949 beseitigt werden kann, ist 
Grundlage der speziellen Taktik der 
Revolutionären Bauerntruppen, die 
Mao und Zhu De, der Gründer der 
Roten Armee, im Lauf der Folgejahre 
entwerfen und ausüben.

Die letzten 1000 Kämpfenden ent-
kommen aus der Aufstandsprovinz 
Hunan in das gebirgige Hinterland, 
wechseln über die Provinzgrenze 

nach Jiangxi und schaffen sich dort 
im Jinggangshan-Gebirge einen 
neuen Stützpunkt. Kleinbauern, Ta-
gelöhner und MinenarbeiterInnen 
bilden die Basis der neuen lokalen 
Truppen.

Zhu De führt seine Verbände 
Anfang 1928 mit diesen Kräften 
zusammen, sie bilden künftig den 
Kern der Roten Vierten Armee, der 
ersten Revolutionären Arbeiter- 
und Bauernarmee Chinas. Abseits 
vom Interesse Chiang Kai-sheks 
und seiner wechselnden Koaliti-
onen, aber nicht abseits von der 
Kernfrage des Landes, der Landver-
teilung und der daran gebundenen 
Unterdrückung einer großen Mehr-
heit des Volkes, beginnen die Kom-
munistInnen ihre Organisierungs- 
und Bildungsarbeit. Im Juli des Jah-
res wird das Zentrale Sowjetgebiet 
im Süden der Provinz proklamiert, 
das größere Provinzdorf Ruijin zum 

Hauptquartier ausgewählt. Mehrere, 
wenn auch zumeist kurzlebige, Sow-
jetgebiete entstehen in rascher Folge. 
Die Forderungen der KommunistIn-
nen auf dem Lande bekommen nach 
und nach eine größere Verbreitung, 
sie gewinnen an Popularität. 

Wenngleich die (dort erneut ge-
stürzten und ausgetauschten) Führer 
der KP 1928 auf einem Auslandspar-
teitag in Moskau an den Neuansät-
zen im Hinterland nicht vorbeigehen 
können, wird betont, dieses Vorgehen 
sei kein Strategiewechsel der Partei, 
deshalb könne man Maos Aktivitä-
ten nicht als Modell nehmen. Mao 

Eine kommunistische Einheit um 1935 im 
Jinggangshan-Gebirge

12 So setzt Chiang das Prinzip der Volksrechte in seiner Regierung um, indem er nach den 
Forderungen Sun Yat Sens fünf „Behörden“ bildet (zuständig für Exekutive, Legislative, 
Rechtsprechung, Prüfung und Kontrolle). Nicht einmal die Kräfteverhältnisse der 
Regierungspartei GMD spiegeln sich wider, Chiang platziert seine Getreuen in den 
Schlüsselpositionen. (vgl. Kuhn, S. 427f.) 

13 Der 1. August wird im Gedenken an die „Rebellion vom 1. August 1927“ in der VR 
China als Tag der Chinesischen Volksbefreiungsarmee begangen. 
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erhält seinen Platz im Politbüro nicht 
zurück. Nochmals versucht die Kom-
intern die bekannte Strategie durch-
zudrücken und scheitert bei der Ein-
nahme Changshas, der Hauptstadt 
Hunans, nach drei Tagen. Die nach 
Moskau orientierte Parteispitze wird 
schuldig gesprochen, abgesetzt und 
durch Genossen ersetzt, die in der 
UdSSR ausgebildet waren.14

Mao, der nach dem Parteitag 
kein Blatt vor den Mund nahm und 
der Führung vorwarf, ihr fehle „das 
tiefe Verständnis“ für die richtige re-
volutionäre Strategie, bleibt unbe-
eindruckt und wird von der Partei 
auch nicht diszipliniert. Dafür ist 
er wohl auch zu weit ab von den 
internen Kämpfen und kann auf 
einige Erfolge verweisen. 

Die Grundlagen seiner Strategie 
in diesen Jahren nach den großen 
Niederlagen in den Städten wur-
den bereits in der Arbeiterstimme 
Nr. 209 (Herbst 2020) ausführlich 
dargelegt und bewertet. In seinem 
Brief (Titel: Aus einem Funken kann 
ein Steppen-brand entstehen) vom 
Januar 1930 an das ZK der Partei 
wird die revolutionäre Klassenfra-
ge deutlich gestellt und trotz einiger 
ideologischer Zugeständnisse an 
das Vorgehen der KP schließlich 
eindeutig (und nicht gerade zur 
Freude des ZK) beantwortet.15

Die Existenz dieser „roten Ge-
biete“ gab Mao Recht, denn nach 
seinem Konzept wuchs der kom-
munistische Einfluss im Süden der 
Provinz weiter an. Selbst Chiang 
Kai-shek sah die soziale Bedrohung 
seiner Regierung und startete in ra-
scher Folge fünf Vernichtungszüge 
gegen die Sowjetgebiete. Nach dem 
Hinauswurf der sowjetischen Berater 
1927 holte sich Chiang deutsche Mili-

tärexperten in seinen Stab. Seit 1928 
wirkten deutsche Militärberater un-
unterbrochen, über zehn Jahre lang, 
daran mit, den kommunistischen Ein-
fluss in den chinesischen Provinzen 
zu zerschlagen. Der Wechsel der Re-
gierung im Deutschen Reich schlug 
sich erst langfristig, mit der sich 
anbahnenden Achse Berlin – Tokio, 
nieder. Ob Weimarer Republik oder 
NS-Deutschland, beide Staatsformen 
hatten ein dringendes Interesse dar-
an, jede Sozialrevolution, auch am an-
deren Ende der Erde, auszumerzen.

In rascher Folge überzog Chiang 
seit Dezember 1930 bis März 1933 in 
vier Vernichtungsfeldzügen den Sü-
den der Provinz Jiangxi mit Krieg. 
Die roten Militäreinheiten und loka-
len Sowjetgebiete holten sich aber ih-

ren Einfluss wieder, sobald der Druck 
der Nationalisten nachließ.

Aus Fluchtpunkten für verspreng-
te KommunistInnen in den unzu-
gänglichen Bergen einer Agrarpro-
vinz waren nach 1927 erste zusam-
menhängende Gebiete mit revolu-
tionären „Regierungen“ geworden. 
Unterdrückte auf dem Lande, die mit 
ihren Befreiern gemeinsam arbeiten 
und leben und zum ersten Mal gesell-
schaftliche und politische Aufklärung 
erhalten, machen die ersten Schritte, 
um ihre Angelegenheiten selbstän-

dig zu lösen. Die Verteilungsfra-
ge, was den landwirtschaftlichen 
Boden betrifft, wird zum Schlüssel 
für den Einfluss der KommunistIn-
nen. Was liegt deshalb näher, als 
im November 1931 in den eigenen 
Einflusszonen ein Landgesetz der 
chinesischen Sowjet-Regierung zu 
verabschieden? Konfiszierung und 
Umverteilung von Land, das Groß-
grundbesitzern, Militärs und reli-
giösen Institutionen gehört, wird 
darin geregelt.16

Über 1000 Sowjet-Kooperativen, 
die bereits existierten, werden da-
mit legalisiert. Strukturen einer So-
wjet-Regierung nehmen nach dem 
Ersten Gesamt-China-Sowjet-Kon-
gress der KPCh Gestalt an, zu dem 
Mao Zedong selbst Delegierte und 
die Parteiführung nach Ruijin ein-
geladen hatte.17 Mao selbst wird auf 
diesem Kongress zum Vorsitzen-
den der Sowjet-Regierung gewählt. 
In die entscheidenden Gremien der 
Gesamtpartei rückt er aber immer 

noch nicht auf, die Parteiführung leis-
tet beharrlichen Widerstand. 

Nach dem Waffenstillstandsab-
kommen mit der japanischen Ar-
mee in China konzentriert Chiang 
Kai-shek ein weiteres Mal alle Kräfte 
darauf, die Chinesische Sowjet-Re-
gierung zu beseitigen und rüstet zur 
Fünften Einkreisungs- und Vernich-
tungskampagne. Seit August 1933 
verhängt er eine Wirtschaftsblockade 
über die Region, im Oktober setzt er 
mehrere Armeen ein, die aus unter-
schiedlichen Richtungen auf die So-
wjetgebiete zumarschieren. Zwischen 
250 000 und 700 000 Mann, Panzer 
und Hunderte von Bombern und 
Aufklärungsflugzeuge sollen einge-
setzt worden sein, um die revoluti-
onären Gebiete einzukreisen und zu 
„säubern“. Diesmal werden Städte 
und Dörfer einzeln durchkämmt, alle 

14  Kuhn, S. 546
15  Der Briefauszug wird zitiert nach  Günter Kleinknecht: „Theorien der chinesischen 

Revolution“, S. 452f. (in: Richard Lorenz (Hg.): Umwälzung einer Gesellschaft. 
Frankfurt/Main 1977, S. 405 - 492) „Der Schlüssel zum Sieg der Revolution ist einzig 
und allein die proletarische Führung. Die Schaffung einer proletarischen Basis der Partei 
(…) – das ist augenblicklich eine (!) wichtige organisatorische Aufgabe der Partei; aber 
gleichzeitig sind besonders die Entfaltung des Kampfes auf dem Lande, die Errichtung 
der roten Macht in kleinen Gebieten, die Aufstellung und Erweiterung der Roten Armee 
jene Hauptvoraussetzungen, die (…) den Aufschwung der Revolution beschleunigen. 
Deshalb ist der Verzicht auf den Kampf in den Städten ein Fehler; aber die Entwicklung 
der Kräfte der Bauern zu fürchten und zu glauben, es würde für die Revolution von 
Nachteil sein, wenn die Kräfte der Bauern die der Arbeiter übertreffen werden, halten wir 
(…) ebenfalls für falsch. (…) es kann niemals ungünstig für die Revolution selbst sein, 
wenn im Laufe des Kampfes die Kräfte der Bauern die der Arbeiter übertreffen.“ 

16 Kuhn, S. 548
17 1933 waren „Kerngebiete in Süd-Jiangxi, in Teilen von Sichuan und Anhui mit insgesamt 

25 Millionen Einwohnern noch fest in kommunistischer Hand“ (Kuhn, S. 549)

Mao und Zhu De im Norden Chinas 1937
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Wird alles wieder so, wie 
es schon einmal war?

„Ein Albtraum droht 
mir das Herz zuzuschnüren: es kann 
doch nicht sein, dass sich alles noch ein-
mal wiederholt“. So begann ein am 9. 
November 1992 verfasster Brief. Er 
erreichte mich in meiner damaligen 
Wohnung in Nürnberg am Kaulbach-
platz, verfasst von einem Freund und 
politischen Mitstreiter. Er fuhr fort:

„Genau vor 54 Jahren hatte ich das 
schrecklichste Erlebnis meiner Kindheit. 
In jenem November 1938 lief ich durch 
die Nachbarschaft, bis ich zufällig zum 
Nürnberger Kaulbachplatz kam. In die-
sem Viertel waren die großräumigen Ju-
gendstilhäuser meist von wohlhabenden 
Juden bewohnt. Aber nun, nach dieser 
furchtbaren Nacht, in der die SA-Horden 
gewütet hatten, bot sich mir Neunjäh-
rigem ein Bild des Schreckens. Auf den 
Straßen lagen aufgeschlitzte Betten, zer-
störter Hausrat und auf den zerschlage-
nen Möbeln saßen jüdische Frauen und 
heulten ihren Männern nach, die von 
den braunen Schergen abgeholt worden 
waren, manche auf Nimmerwiedersehen. 
Überall lagen Glassplitter. Ich stand da 
wie gelähmt, das Elend, dass sich mir klei-
nem Buben auftat, war so erschütternd, 
dass momentan aller Nazieinfluss durch 
Schule und Jungvolk einfach in den Hin-
tergrund trat. Was ich am Kaulbachplatz 
nicht angetroffen hatte, waren die den 
Schergen Beifall klatschenden Nachbarn 
(wie es woanders leider durchaus gewe-
sen war). Das entsetzliche Geschehen hat 
mich nie wieder vergessen lassen, was 
Menschen Menschen antun können.“

Mit dieser Erinnerung an den Ju-
denpogrom von 1938 drückte am 9. 
November 1992 Hans Steiger seine 
Betroffenheit darüber aus, was sich 
nur eine Generation später in anderer 

Feinde getötet, die Bevölkerung mit 
Terror und Hunger überzogen und 
gefügig gemacht.

Die Nationalisten hatten aus der 
Erfolglosigkeit der letzten Vernich-
tungszüge gelernt und sich an die 
Taktik der militärischen Berater ge-
halten. Die eroberten Gebiete werden 
nicht sich selbst überlassen, weil sie 
damit der kommunistischen Gue-
rilla die Möglichkeit eröffnen, die 
Usurpatoren einzukreisen und zu-
rückzuschlagen. Jetzt werden die 
Eroberungen mit Wachttürmen, Be-
festigungen, Unterständen und Bun-
kern langfristig gegen die Befreier 
abgesichert, ein Einsickern sowie 
rasche Befreiungsattacken sind nicht 
mehr möglich. Die Bevölkerung wird 
als Anti-Guerillamaßnahme fak-
tisch in Geiselhaft genommen. Was 
verloren geht, bleibt verloren und 
verengt zunehmend die taktischen 
Möglichkeiten der KommunistInnen. 
Dazu kommt, dass Chiang diesen 
Vernichtungszug als den entschei-
denden angelegt und die Ressourcen 
für einen längerfristigen Krieg einge-
plant hat. Aus den ungemein harten 
Kriegszügen der letzten Jahre, die je-
weils „nur“ einige Monate dauerten, 
wird jetzt ein gründlich geplantes, 
mit Bedacht voran getriebenes Ver-
nichtungs-unternehmen, das über 
ein Jahr lang den Druck beständig 
erhöht. Ruijin, das Zentrum der So-
wjetmacht, wird im April 1934 von 
zwei nationalistischen Divisionen 
besetzt. Die Verluste an Toten und 
Verwundeten steigen schnell an, so 
dass der Jiangxi-Sowjet eine grund-
sätzliche Entscheidung treffen muss: 
zehntausende junger Männer wer-
den, freiwillig oder nicht, rekrutiert, 
Reis wird beschlagnahmt, Kleidung 
und Schuhwerk angefertigt. (Schein-) 
Durchbruchsversuche sollen den 
Feind ablenken, manche gelingen, 
andere scheitern und bedeuten da-
mit die sichere Vernichtung.18 Die 
Sowjetmacht schwindet zusehends, 
bis im Oktober 1934 der letzte große 
Versuch beginnt, der Erdrosselung 
durch Chiang Kai-shek zu entkom-
men. 80 000 bis 100 000 Personen 
brechen in mehreren Kolonnen auf 
und werden, so sie denn durchhal-
ten, die nächsten drei Jahre unter 
Lebensgefahr und in großer Not auf 
der Flucht sein.

Weise noch einmal zu wiederholen 
drohte und 1938 den Auftakt für den 
Holocaust lieferte:

1992 zogen grölende Rechts-
radikale mit Nazisymbolen unge-
straft durch die Straßen, brannten 
Häuser nieder, schmähten Minder-
heiten, schändeten jüdische Fried-
höfe und verbrannten Menschen. 
Hoyerswerda, Rostock, Mölln und 
Solingen stehen für den im geein-
ten Deutschland gewaltsam wieder 
aufbrechenden Rechtsextremismus 
und Rassismus. Und anders als bei 
ähnlichen Ausschreitungen in der 
alten Bundesrepublik konnten die 
Täter mit dem Beifall des gaffenden 
Publikums rechnen. Für alle sicht-
bar ist ein Tabu gebrochen. Man darf 
sich im neuen Deutschland als frem-
denfeindlich bekennen. Die Medien-
wirksamkeit dieser Ereignisse trägt 
dazu bei, dass die Gewalt der Straße 
sich durch die Politik bestätigt fin-
det. Wurde z.B. noch im Jahre 1991 
in den sogenannten neuen Ländern 
die Asylantenfrage erst an 11. Stelle 
der dringenden politischen Probleme 
genannt, weit hinter Arbeitslosigkeit, 
Umweltschutz und Wohnungsnot, so 
ist durch die von den politisch Ver-
antwortlichen bewusst gesteuerte 
Diskussion um die Neuordnung des 
Asylrechts der Ausländerhass und 
die Furcht vor einer angeblichen Asy-
lantenschwemme immer mehr geför-
dert worden. Deutschland im Herbst 
1992, das bedeutete das Brennen von 
Flüchtlingsunterkünften. Deutsche 
Helden warfen schlafenden Kindern 
Brandbomben in die Betten. Und weil 
so viele normale Bürger diesem Mas-
senmord applaudierend beiwohnten, 
verbreitete sich die Parole: „Don‘t 
worry, be Nazi“.18  Kuhn, S. 555

Der 9. November – ein 
nationaler Gedenktag
Nicht nur die Synagogen brannten – Der 9. 
November und die deutsche Geschichte

Im November des letzten Jahres hat Prof. Jörg Wollenberg uns und anderen 
politischen Freunden eine längere Rede zugesandt, die er zum Thema „der 9. 
November in der deutschen Geschichte“ halten wollte; dies war aber wegen 
der Corona-Einschränkungen nicht möglich. 

Um diese dennoch einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
drucken wir an dieser Stelle den Beginn des Textes ab. Der gesamte Text wird 
auf unserer homepage veröffentlicht: www.arbeiterstimme.org
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Der neue Vorsitzende von 
Labour, Sir Keir Starmer, 
hat sich daran gemacht, 

das Image der Partei zu ändern und sie 
dahin zurückzubringen, wo sie nicht 
den Status Quo gefährdet. Er feuer-
te Rebecca Long-Bailey vom linken 
Flügel, die für eine Fortsetzung des 
Corbyn-Kurses bei den Wahlen zur 
Parteiführung stand. Ihr Vergehen 
war es, eine Nachricht weitergeleitet 
zu haben, die ihr von ihrer Freun-
din, einer linken Filmschauspielerin, 
zugeschickt worden war. In dieser 
wurde behauptet, die Polizisten, 
die sich auf den Nacken von Geor-
ge Floyd gekniet hatten und ihn da-
durch töteten, seien darin von isra-
elischen Spezialkräften ausgebildet 
worden. Das stellte sich als unwahr 
heraus. Heutzutage ist eine kritische 
Haltung gegenüber Israel und dem 
Zionismus in großen Teilen Europas 
nicht erlaubt und wird als „Antise-
mitismus“ etikettiert. Long-Bailey 
wurde aus dem Schattenkabinett 
entfernt. Als ein Rechter eine wirk-
lich antisemitische Nachricht über 
einen prominenten jüdischen Medi-
enbesitzer twitterte, entschuldigte er 
sich und behielt daraufhin seinen Job. 
Ganz offensichtlich hatte die Entlas-
sung parteiinterne Gründe; sie war auf 
war die Labour-Linke gezielt.

Starmer unterstützte die Black-
Lives-Matter-Kampagne hierzulande 
nicht; er kritisierte auch die Polizei 
nicht. Tatsächlich prahlte er später, um 
seinen Patriotismus zu unterstreichen, 
im Gegensatz zu Corbyns bekannter 
Unterstützung für Befreiungsbewe-
gungen, besonders den Kampf für 
ein vereinigtes Irland, mit seiner ak-
tiven Unterstützung der Polizei, des 
Militärs und der Geheimdienste bei 
ihrem Vorgehen in dem 6-County-
“Staat“. Er erwähnte in keiner Weise 
die Folterungen, Tötungen oder die 
Todesschwadronen, die gekannte iri-

sche Republikaner ermordeten. (Die 
Verwicklung staatlicher Stellen in die 
Ermordung des Bürgerrechtsanwalts 
Pat Finucane durch Loyalisten 1989 ist 
eine erwiesene Tatsache, aber am 30. 
November weigerte sich die britische 
Regierung, derzeit eine öffentliche 
Untersuchung darüber zuzulassen.)

Mitte Oktober gab der letzte Linke 

in Starmers Schattenkabinett auf. Ne-
ben Dan Carden, einem Parlament-
sabgeordneter aus Liverpool, verlie-
ßen auch Margaret Greenwood, die 
Schattenministerin für das Schulwe-
sen und fünf weitere MP´s ihre Jobs 
als Mitarbeiter von Schattenminis-
tern. Der Grund war Starmers Ent-
scheidung, nicht dem Vorschlag der 
Regierung entgegenzutreten, der der 
Polizei erlaubt, Verbrechen zu bege-
hen, während sie kriminelle Gangs 
unterwandert. (Seit Jahren läuft eine 
Untersuchung über eine Unterwan-
derung der Polizei von verschiedenen 
Protestbewegungen, wobei männliche 
Polizisten unter falscher Identität Be-
ziehungen mit Aktivistinnen eingin-
gen und daraus sogar Kinder entstan-
den. Vermutlich heißt Starmer solche 
Aktivitäten gut.)

Der Bericht der EHRC (Kommis-
sion für Gleichberechtigung und 
Menschenrechte) über den Umgang 
mit behaupteten Fällen von Antise-
mitismus in der Labour-Party, der 
Ende Oktober veröffentlicht wurde, 
stellt fest, dass die Partei bei etlichen 
Verfahren darin gescheitert war, sich 
damit angemessen auseinanderzu-

setzen. Corbyn gab zu, dass es das 
Problem gab, dass es aber aus po-
litischen Gründen außerordentlich 
übertrieben wurde. Karie Murphy, 
seine Stabschefin, sagte, dass die 
„dysfunktionale“ Parteimaschine 
und ein „offener Bürgerkrieg“ gegen 
Corbyns Führerschaft verhinderten, 
zum Kern des Problems vorzudrin-
gen. Corbyn wurde daraufhin vom 
neuen Generalsekretär der Partei, ei-
nem Rechten aus der Zeit von Blair, 
von der Labour-Party suspendiert, 
weil er das Problem herunterge-
spielt habe. Das Exekutivkomitee 
widerrief die Suspendierung kurz 
darauf, aber Corbyn wurde von 
Starmer von der Gruppe der Parla-
mentarier ferngehalten.

Es gibt ein Anwachsen des Anti-
semitismus, wie allgemein in Europa, 
aber der findet auf der Rechten statt. 
Wenige Individuen auf der Linken er-
weitern ihre kritische Haltung gegen-
über Israel auf Juden im Allgemeinen 
und neue Verschwörungstheorien 
über Juden, die es jahrhundertelang 
gab, tauchen wieder auf. Was mich 
stutzig macht, ist, dass, seit Corbyn er-
setzt wurde, ich nichts mehr über An-
schuldigungen wegen Antisemitismus 
unter den Mitgliedern von Labour in 
den Medien gehört habe. Ich schließe 
daraus, dass es nicht mehr notwendig 
ist, da die Gefahr einer von Corbyn ge-
führten Regierung beseitigt ist.

Die Labour-Party hat offensichtlich 
10 Prozent ihrer Mitglieder verloren, 
seit Starmer Corbyn ersetzte. (In den 
Blair-Jahren traten viele Mitglieder 

Labour ist wieder in gemäßigten Händen

Unsere Kontakte zu einen befreundeten Genossen aus England beschrän-
ken sich in Zeiten der Pandemie weitgehend auf Briefe. Diese erhalten 
zwar keine generelle Analyse der politischen Situation in UK, bringen 
aber einige interessante Informationen über die Vorgänge bei Labour, 
die so in Deutschland nicht ohne weiteres zugänglich sind. Deshalb dru-
cken wir einige Auszüge aus diesen Briefe ab. 

Sir Keir Starmer, der neue Vorsitzende von Labour
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… Ich habe einen kurzen Bericht 
von zwei Autoren gelesen über die 
Parlamentswahlen im Dezember 
2019. Corbyn war nicht beteiligt; er 
wurde kaltgestellt, obwohl er noch 
Parteiführer war und er wusste 
nicht, was bei der Wahl geschah. Der 
Rundfunk und die „Financial Times“ 
berichteten, dass Corbyn durch ei-
nen Coup von einigen seiner linken 
Abgeordneten aus London aufs Ab-
stellgleis geschoben wurde. Seine 
beiden Genossen Karie Murphy und 
Seamus Milne, die sein Büro leiteten, 
wurden entlassen, weil sie für den 
Brexit waren. Diejenigen, die gegen 
den Brexit waren, hatten Corbyn aus 
der Wahlkampagne entfernt – ein 

aus, aber unter Corbyn verdreifachte 
sich ihre Anzahl.) Zwei linke Parla-
mentsabgeordnete, Ian Lavery, der 
frühere Vorsitzende der Bergarbei-
tergewerkschaft und Chairman von 
Labour, und John Trickett, veröffent-
lichten ein Dokument, in dem gefor-
dert wird, die Partei solle sich bei den 
Pro-Brexit-Wählern dafür entschul-
digen, dass sie die Idee für ein neues 
Referendum mit einer Option für einen 
Verbleib in der EU übernommen habe 
und somit das Ergebnis der Abstim-
mung von 2016 aufhebe, und bei den 
Anti-Brexit-Wählern, weil sie bei die-
sen eine falsche Hoffnung geweckt ha-
ben. (Die Idee stammte von Starmer.) 
Beide verwiesen auch darauf, dass die 
Mitgliedschaft von Labour jetzt zu sehr 
aus dem Mittelstand stamme und zu 
sehr im Süden verankert sei (d.h. aus 
der Gegend von London). Wegen des 
Coronavirus gibt es nicht viel politi-
sches Leben neben den Problemen, die 
mit der Pandemie zusammenhängen. 
Daher ist es schwierig, zu erfahren, 
was unter der Oberfläche in der La-
bour-Party vor sich geht. Letzte Woche 
haben die Linken in der Labour-Exe-
kutive „die Versammlung verlassen“ 
(die Teilnehmer waren nicht persönlich 
anwesend, sondern via Technologie), 
weil nämlich ein Rechter Chairman ge-
worden war statt des vorherigen Stell-
vertreters, wie es eigentlich Tradition 
ist. Starmer bringt seine Verbündeten 
in Schlüsselpositionen unter. Im alten 
kommunistischen Jargon wäre er als 
„Lakai der Bourgeoisie“ bezeichnet 
worden, was ich heute für sehr ange-
messen halte.

m.j.   (2.12.20)

befremdlicher Vorgang. Diese Leute 
halfen, dass Labour die Wahl wegen 
des Brexit verlor. Es war Starmer, der 
die Idee hatte, ein neues Referendum 
abzuhalten mit der Möglichkeit, für 
einen Verbleib zu stimmen. Trotz-
dem nominierte Corbyns Wahlkreis 
in Islington North Starmer als Par-
teichef, nachdem Corbyn zurückge-
treten war. London ist wie ein ande-
res Land; die Mitglieder von Labour 
stammen hauptsächlich aus der Mit-
telklasse und sind daher überwie-
gend gegen den Brexit…

19/1/21

… Auf dem Feld der Politik kann 
man nichts Gutes über Labour be-
richten. Starmer wird kritisiert, weil 
er völlig blass ist; er hat keine klare 
Alternative zur Regierung. Die Regie-
rung hat in den Meinungsumfragen 
bessere Werte als jemals zuvor, wahr-
scheinlich, weil das Impfprogramm 
so gut läuft. Zuvor war sie nicht be-
liebt, weil sie viele Fehler beging und 
zu langsam war, als im März 2020 das 
Corona-Virus auftauchte und auch, 
als sich dieses nach dem ersten Lock-
down wieder verbreitete. Auch das 
Testen funktionierte nicht wirklich.

Starmer und sein Team haben 
sich entschlossen, ultra-patriotisch 
zu sein. Sie zeigen die Flagge wie die 
Tory Party, loben das Militär und die 
Monarchie etc. Sie wollen eine Anti-
Corbyn-Partei sein. Diese Taktik mag 
Eindruck machen auf Wähler, die 
zwischen den beiden großen Partei-
en schwanken, aber sie wird einen 
großen Prozentsatz der traditionellen 
Wähler und der Mitglieder von La-
bour vor den Kopf stoßen. Ich weiß 
nicht, ob inzwischen mehr als 10 Pro-
zent der Abgeordneten ausgetreten 
sind, über die schon früher berichtet 
worden war.

Starmer hat Peter Mandelson re-
aktiviert, der ihm helfen soll. Dieser 
war bei den Labour-Abgeordneten 
auf der Linken als Fürst der Fins-
ternis (Prince of Darkness) bekannt, 
weil er in den Medien Instruktionen 
gegen sie erließ. Er war eine Schlüs-
selfigur von New Labour gewesen. 
Wie Blair war er nach seinem Rück-
zug aus dem Parlament Millionär 
geworden, weil er für verschiedene 
Politiker gearbeitet hatte, häufig für 
autoritäre...

29/2/21
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Rezension
Dieses Buch ist ein Ärger-

nis. Das liegt sowohl an 
der Autorin wie am Seg-

ment der chilenischen Opposition, 
das sie beschreibt. Sophia Bodden-
berg ist eine freie Journalistin,1 die 
für deutsch- und englischsprachige 
Medien aus Chile und Lateinameri-
ka berichtet. In Deutschland finden 
sich ihre Beiträge im Spektrum von 
der Zeit bis zur jungen Welt.

Beim Lesen hat man den Ein-
druck, dass sie sich beim Verfassen 
des Buches an den Vorgaben deut-
scher Fördereinrichtungen orientiert 
hat. Kommunisten werden nur dann 
erwähnt, wenn es sich nicht vermei-
den lässt. So ist Camila Vallejo das 
einzige Parteimitglied, das nament-
lich genannt wird. Als tendenziell 
negatives Beispiel einer ehemaligen 
Studentenführerin, die sich ins Parla-
ment hat wählen lassen. Ihre Organi-
sationszugehörigkeit fällt aber unter 
den Tisch. Vallejo verdankt ihre An-
wesenheit in dieser Arbeit der inter-
nationalen Öffentlichkeit. Schließlich 
war sie die erste Kommunistin, die 
nach dem Fall der Mauer von einer 
Massenbewegung auf die Titelseiten 
der internationalen Medien gehievt 
wurde. Ihr Fehlen wäre dem an Chile 
interessierten Leser aufgefallen.

Die KP, sie ist inzwischen wieder 
ein fester Bestandteil des politischen 
Panoramas des Landes, wird ein ein-
ziges Mal genannt in einem Rückblick 
auf das Sicherheitsgesetz, mit dem sie 
in den 50er Jahren verboten wurde. 
Dieser Umgang mit einer Kraft, die 
in jahrelanger Arbeit den politischen 
Raum geöffnet hat, in dem die aktu-
elle Bewegung agieren kann, ist, ge-
linde gesagt, unprofessionell.

Auch antikommunistische Schrif-
ten können interessant sein. Doch lei-
der fehlt es dieser Arbeit an der dazu 
notwendigen Qualität. Häufig möch-
te man die Autorin zur Ordnung ru-
fen. So, wenn sie sich die Aussagen 
von zwei chilenischen Akademikern 
zu eigen macht. Tatsächlich habe „der 
Neoliberalismus Chile weder Modernisie-
rung noch Entwicklung gebracht, da er 
die nationale Industrie zerstört und das 
Land vom Rohstoffexport abhängig ge-

macht“ habe. (S. 36) Abgesehen von 
der Frage, wie man Modernisierung 
und Entwicklung definiert, möchte 
man alle drei fragen: Wann war Chile 
nicht vom Rohstoffexport abhängig?

Oder im Zusammenhang mit ei-
nem versuchten Amtsenthebungsver-
fahren gegen Präsident Piñera: „Ein 
historischer Vorgang, denn eine solche 
Klage gab es in Chiles Geschichte zuvor 
nur ein einziges Mal, im Jahr 1956 ge-
gen den damaligen Diktator Ibáñez del 
Campo.“ (S. 73) An dieser Stelle hätte 
der Autorin der Widersinn ihrer Aus-
sage auffallen können. Einen Diktator 
kann man nicht mit einem Amtsent-
hebungsverfahren abzusetzen. Rich-
tig ist, dass Ibáñez zwei Mal in demo-
kratischen Wahlen zum Präsidenten 
Chiles gewählt worden ist.

Der Erfahrungshorizont der 
Autorin

Wie kommt es, dass Boddenberg 
so etwas zu Papier bringt? Laut ihrer 
Homepage machte die junge Frau 
in Deutschland ihren Bachelor in 
Journalistik. Dem folgte ein Master 
in Sozial- und Politikwissenschaf-
ten an einer privaten Universität in 
Santiago. Sie lebt daher seit 2014 in 
Chile, arbeitet aber erst seit 2016 als 
Journalistin.

Was konnte man in dieser Zeit in 
Chile erleben? Das letzte wichtige 
Ereignis vor der sozialen Explosion, 
die Studentenbewegung von 2011, 
war da schon Geschichte. Vor dieser 
Bewegung konnte sich der Neolibe-
ralismus fast ungestört entwickeln. 
Die wirtschaftliche Reformpolitik der 
KP Chinas führte in den 90er Jahren 
zu einem deutlichen Ansteigen der 
Rohstoffpreise. Das brachte Geld in 
Chiles Kassen. Diesen Zusammen-
hang sahen die Menschen nicht. Sie 
hielten das ökonomische Wachstum 
in Chile für ein Resultat der neolibe-
ralen Politik.

Kritik konnte man damals nur 
noch gegenüber Angehörigen der 
antikapitalistischen Linken äußern. 
Alle anderen ließen solche Gedan-
kengänge, aus Furcht vor der Rück-
kehr der Militärs oder weil die Rea-

lität scheinbar das Gegenteil bewies, 
nicht mehr zu. Die traditionelle Linke 
war fast vollständig aus dem öffent-
lichen Bewusstsein verschwunden. 
Das Wahlrecht machte sie zu einer 
außerparlamentarischen Kraft, über 
die man nicht berichtete. In der Con-
certación warteten viele bereits auf 
das biologisch bedingte Aussterben 
der KP.

Diesen Zustand hat die Studen-
tenbewegung 2011 zerstört. Danach 
gab es wieder Spielraum für antika-
pitalistische Fragestellungen. Die KP 
konnte mit einer geschickten Bünd-
nispolitik und profilierten Köpfen 
wie Camila Vallejo ihre Isolierung 
aufbrechen. Dieser Linksruck führ-
te zu den Reformen während der 
zweiten Regierung Bachelet. Wichti-
ge Gesetze wurden aber vom Verfas-
sungsgericht einkassiert. Das zeigte, 
dass grundsätzliche Änderungen im 
Rahmen der bestehenden Verfassung 
nicht möglich sind. Somit hat eine 
erfolgreiche Arbeit der Concertaci-
ón unter Bachelet, und damit auch 
der KP, die sie mit ihrer Politik nach 
links bugsierte, die Basis für die aktu-
elle Revolte geschaffen. Das wird im 
Buch aber nicht so beschrieben. Dort 
geht es nur um die enttäuschten Hoff-
nungen, die sich mit ihrer Regierung 
verbinden.

Trotz der von den Studenten ange-
stoßenen Veränderungen waren po-
litische Themen in großen Teilen der 
Gesellschaft immer noch ein Tabu. 
Doch die Universitäten waren auf 
eine unvorstellbare Weise politisiert. 
Die dort vertretenen Positionen gin-
gen ins Extreme. Das darf man aber 
nicht mit Links gleichsetzen. Realis-
tische Positionen wie die der KP hat-
ten es dort schwer. In diesem Umfeld 
sind die Organisationen entstanden, 
die sich später zur Frente Amplio zu-
sammengeschlossen haben.

In diesem intellektuellen Milieu 
ist die Autorin mit ihrem Studium in 
Chile gelandet. Als Folge davon stellt 
sie in ihrer Veröffentlichung nur einen 
Ausschnitt der sozialen Kräfte der Re-
volte dar. Die Einordnung dieser Be-
wegung in das Beziehungsgeflecht der 
unterschiedlichen Akteure unterbleibt.

Revolte in Chile
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Ein Rückblick in die Geschichte

Im Zuge ihrer Integration in die 
chilenische Gesellschaft scheint sie 
an Teile der familia Mirista geraten 
zu sein. Das ist ein Netzwerk von 
Menschen, die früher in einer Bezie-
hung zum historischen MIR, der Be-
wegung der Revolutionären Linken, 
gestanden haben. Der MIR und ein 
nicht unerheblicher Teil der Sozialis-
tischen Partei haben eine gerüttelte 
Mitschuld an den Zuständen, gegen 
die sich die aktuelle Revolte richtet.

Avanzar sin tranzar, was man mit 
Voranschreiten ohne zu verhandeln 
übersetzen kann, war ihre Parole. Sie 
glaubten tatsächlich, dass ein sozialis-
tischer Präsident, dem die Christde-
mokraten das Tor zum Regierungs-
sitz aufgesperrt hatten, zusammen 
mit ca. 40% der Bevölkerung eine 
sozialistische Gesellschaft aufbauen 
kann. Wegen dieser Illusion verhin-
derten sie, dass Allende beizeiten 
zurücktreten konnte. Damit wäre er 
dem Militärputsch zuvor gekommen 
und man hätte Chile dann nicht so 
einfach in ein neoliberales Versuchs-
labor umwandeln können.

Ihr Kontakt zur familia Mirista 
ergibt sich aus der Beschreibung von 
Gesprächspartnern und Zitaten aus 
Interviews mit Gabriel Salazar. Diese 
Aussagen durchziehen das Buch wie 
ein Roter Faden. Salazar ist ein ernst 
zu nehmender Historiker, chileni-
scher Nationalpreisträger und war 
Anfang der 70er Jahre Mitglied des 
MIR. Der Rezensent schätzt seine Bü-
cher, man muss aber seine Analysen 
von seinen ideologischen Träumen 
unterscheiden können.

Offensichtlich glaubt Salazar noch 
immer, dass unter Allende eine sozi-
alistische Revolution möglich gewe-
sen wäre. „Wenn Allende in Chile mit 
seinem Modell der sozialistischen Revo-
lution triumphiert hätte, hätte sich das 
Experiment von Allende in Lateiname-
rika ausgebreitet …“ (S. 42) In diesen 
wenigen Worten stecken gleich zwei 
Irrtümer.

Erstens, auch ohne Militärputsch 
hätte es keine sozialistische Revo-
lution gegeben. Allende wäre dann 
drei Jahre später von einem Einheits-
kandidaten der Opposition abgelöst 
worden.

Zweitens, das Experiment Allende 
hat sich in Lateinamerika verbreitet. 
Lässt man den Sonderfall Venezuela 

beiseite, ist das bekannteste Beispiel 
Bolivien. Dort beschränkt man sich 
aber auf Allendes politische Agenda. 
Revolutionäre Träume, wie sie der 
MIR kultivierte, fehlen dort.

Salazar kann sich wahrschein-
lich aus psychologischen Gründen 
nicht von seinen alten Gewissheiten 
lösen. Sind doch wegen dieser Über-
zeugung hunderte von Genossen 
gestorben, darunter sicher auch enge 
Freunde. Kann sich jemand eingeste-
hen, dass die eigene, falsche, Linie der 
Grund für den Tod dieser geliebten 
Menschen ist? Ich denke, nicht. In 
diesem Fall ist es den Betroffenen 
nicht möglich, die alten Ansichten zu 
revidieren. Durch diesen mentalen 
Mechanismus klebt an der chileni-
schen Gesellschaft ein Fluch der bö-
sen Tat. Das eigene Verhalten in der 
Vergangenheit kann nicht wirklich 
kritisch hinterfragt werden. Als Fol-
ge kommt es zur Wiederholung der 
begangenen Fehler.

Eigentlich wäre es gerade die Auf-
gabe von Historikern wie Salazar, 
den Nachgeborenen die damaligen 
Vorgänge zu erklären. Dazu gehört 
auch folgender Punkt: Warum hat 
sich in der revolutionären Linken 
niemand die Frage gestellt, warum 
die Christdemokraten Allende zum 
Präsidenten gewählt haben. Wegen 
der Abwesenheit dieser Fragestel-
lung blieb die gesellschaftliche Rea-
lität außerhalb des Sichtfeldes dieser 
Strömung, mit den bekannten drama-
tischen Konsequenzen.

Das Abkommen zwischen der 
Regierung und der Opposition

Dieses Defizit wiederholt sich 
heute. Jetzt nicht von radikalen Lin-
ken, sondern von radikalen Linksli-
beralen.  „Um die nachbarschaftlichen 
Versammlungen, die sich während der 
Revolte in ganz Chile gegründet haben, 
geht es in diesem Kapitel. Sie sind der 
Ausgangspunkt des verfassungsgebenden 
Prozesses, den die Chilen*innen fernab 
der staatlichen Institutionen in ihren 
Stadtvierteln begonnen haben.“ (S. 119)

Glaubt die Autorin wirklich, was 
sie da schreibt? Dass eine Gruppe 
von Menschen auf einem öffentli-
chen Platz einen verfassungsgeben-
den Prozess anstoßen kann? Ohne 
jeden Marsch durch die staatlichen 
Institutionen? Und nach Fertigstel-
lung des neuen Grundgesetzes halten 

sich alle gesellschaftlichen Akteure 
daran, auch Unternehmer, Polizei 
und Armee?

Das ist eine Illusion. Ihre Aufgabe 
als Berichterstatterin wäre es, diese 
Vorstellungen als Träume einiger 
Akteure einzuordnen. Schließlich 
hat der tatsächlich stattfindende ver-
fassungsgebende Prozess mit dem 
Abkommen zwischen Regierung und 
Opposition begonnen. Nach allem, 
was man inzwischen aus Chile hört, 
spielte für dieses Zugeständnis der 
Regierung auch ein eintägiger Solida-
ritätsstreik der Gewerkschaften eine 
wichtige Rolle.

Für das Segment der Opposition, 
aus dem sie berichtet, geschieht damit 
etwas Unerwartetes. Doch lassen wir 
sie etwas ausführlicher zu Wort kom-
men. „Auch Gabriel Boric, ein Abgeord-
neter der Frente Amplio, nimmt an den 
Verhandlungen teil, was viele ihm nicht 
verzeihen werden und was zu einer Kri-
se des linken Bündnisses führt, das einst 
Hoffnungsträger war. Mit einer krimi-
nellen Regierung, die Menschenrechte 
verletzt, sollte nicht verhandelt werden, 
meinen Gegner des Abkommens.“ Und 
etwas weiter im Text:

„Das Abkommen sorgt zunächst für 
Verwirrung. Auf den Straßen wird seit 
Wochen eine Asamblea Constituyente, 
eine verfassungsgebende Versammlung 
gefordert und auch schon in den Ver-
sammlungen in den Stadtvierteln vor-
bereitet. Diese steht aber nicht zur Wahl. 
Manche sagen, die Convención Consti-
tuyente sei dasselbe wie eine Asamblea 
Constituyente. Andere sprechen von ei-
nem Betrug durch die Politikerinnen, die 
den Prozess, der bereits in den Asambleas 
in den Stadtvierteln begonnen hat, ins-
titutionalisieren wollen. In vielen Ver-
sammlungen wird darüber gestritten, ob 
beim Referendum abgestimmt oder ob es 
besser boykottiert werden sollte.“ (S. 123)

Hier finden wir ähnliche Illusio-
nen wie damals bei den Linksradi-
kalen. Als Folge sieht man nicht, was 
gerade erreicht werden könnte und 
lässt den historischen Moment unge-
nutzt. Die Verbindung der damaligen 
Vorgänge mit heute stellt die Autorin, 
natürlich positiv gesehen, selber her. 
Sie fasst dafür eine aktuelle Broschüre 
von Salazar zusammen.

„Diese Art der Organisation wird 
auch Poder Popular genannt, die Macht 
des Volks. Während der Regierung der 
Unidad Popular in den 1970er Jahren 
riefen die Menschen auf den Straßen 
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‚Crear Poder Popular‘. Auch damals gab 
es Nachbarschaftsversammlungen und 
sogenannte cordones industriales oder 
comandos comunales, in denen sich die 
Arbeiterinnen und Bewohnerinnen der 
Stadtviertel organisierten. Sie waren 
es, die während der Militärdiktatur so-
lidarische Suppenküchen und Proteste 
organisierten, um Widerstand gegen die 
Diktatur zu leisten.“ (S. 124/125)

Sie zitiert auch Salazar direkt: 
„Die Entwicklung der politischen Auto-
nomie und des Poder Popular der neuen 
‚sozialen Bewegungen‘ wurde nicht von 
der Diktatur unterdrückt, sondern im 
Gegenteil verstärkt und vervielfältigt.“ 
(S. 125)

Man glaubt nicht, was man da 
liest! Eine direkte Linie von den Cor-
dones Industriales zu den Suppenkü-
chen in der Endphase der Diktatur. 
So als ob dazwischen nichts gewesen 
wäre, keine Toten, keine Verschwun-
denen und Tausende, die ins Exil ge-
zwungen wurden. Und die Diktatur 
hat die Volksmacht (Poder Popular) 
nicht unterdrückt, sondern gefördert! 
Das zeigt den Sieg des neoliberalen, 
individualistischen Denkens nicht 
nur im Kopf von Gabriel Salazar.

Leider sind diese Einstellungen 
keine Minorität. Das, was Salazar als 
Entwicklung der politischen Autono-
mie feiert, führt dazu, dass gegenwär-
tig fast jedes soziale Segment Chiles 
an seiner Kandidatur, manchmal 
auch mehreren, für die Verfassungs-
gebende Versammlung arbeitet. Da-
durch werden viele Stimmen verloren 
gehen. Das nützt dem geschlossen 
auftretenden Block der Anhänger 
der Diktatur und ihres ökonomischen 
Modells. Daher besteht die große Ge-
fahr, dass der mit der sozialen Explo-
sion hoffnungsvoll gestartete Zyklus 
des politischen Kampfes in einem Fi-
asko enden wird. Hoffentlich bedeu-
tet die dann folgende Entmutigung 
keinen Rückschritt zu Verhältnissen, 
wie man sie aus den Zeiten vor der 
großen Studentenbewegung kennt.

Den Grund für die Mängel des Bu-
ches findet man am Schluss. „Bei der 
chilenischen Revolte geht es um viel mehr 
als um den Rücktritt der Regierung oder 
um soziale Reformen. Es geht darum, eine 
Gesellschaft aufzubauen, die nicht durch 
Individualismus, Konkurrenzdenken und 
Konsum geprägt ist, sondern durch Ge-
meinschaft, Solidarität und Respekt.“ (S. 
129) Das mögen viele Aktivisten so 
sehen, ist aber trotzdem falsch. In Chi-

le geht es im Moment bestenfalls um 
einen Zwitter zwischen Neoliberalis-
mus und Sozialstaat. Etwas ähnliches, 
wie wir es in Deutschland haben. Die 
Illusionen der Aktivisten sind wahr-
scheinlich zu ihrer Selbstmotivation 
notwendig. Doch eine ausländische 
Berichterstatterin sollte die Realität 
erkennen und ihren Lesern auch ver-
mitteln. Es ist schade, dass sie es nicht 
tut, da sich in dem Buch durchaus 
auch interessante Beschreibungen 
der neoliberalen Normalität finden.

Dass der von Boddenberg ge-
feierte Politikansatz zum Scheitern 
verurteilt ist, ahnt sie selber. Die Au-
torin hält eine internationale Unter-
stützung der Revolte für notwendig. 
Doch fehlt der Adressat, an den die-
se Forderung gerichtet sein könnte. 
Die westlichen Regierungen, die ihre 
Länder weiterhin Schritt für Schritt 
nach dem Vorbild Chile umbauen? 
Eher nicht! Die Bevölkerungen dieser 
Länder, die ihre Regierungen dabei 
nicht wirklich hindern? Wohl auch 
nicht. Letzteres wird erst geschehen, 
wenn hier die gleichen unerträglichen 
Zustände herrschen wie dort. Daher 
bleibt den in Chile gegen den Neo-
liberalismus arbeitenden Akteuren 
nichts anderes übrig, als zu Vernunft 
und zur Einheit zu finden.

Emil Berger
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In Deutschland heute von Krieg 
und Kriegertum zu sprechen, 
ist nicht ganz einfach. Propa-

gandamäßig geht es schon gar nicht 
und politisch sind solchen Reden 
enge Grenzen auferlegt, zu Recht! 
Erstmals tat es im Klartext der we-
gen dreister Schummeleien bei seiner 
Doktorarbeit gestrauchelte CSU-Ver-
teidigungsminister Freiherr zu Gut-
tenberg, der 2011 von den deutschen 
Truppen in Afghanistan als im An-
titerror-Krieg befindlich sprach und 
prompt dafür parteiübergreifend ge-
scholten wurde. Man hat gleichwohl 
aus Deutschland in der Geschich-
te des 20. Jahrhunderts zwei große 
Kriege angezettelt und sie verloren 
mit verheerenden, jahrzehntelangen 
Folgen. Man hat dabei fremde Länder 
besetzt und verwüstet, Völker zu Ar-
beitssklaven unterjocht, ausgebeutet 
und Menschen industriell vernichtet. 
Gehorsame deutsche Soldaten, „deut-
sche Krieger“, haben dieses Werk er-
möglicht und mit angerichtet. 

In seinem neuen Buch mit schril-
lem Obertitel „Deutsche Krieger“  Vom 
Kaiserreich zur Berliner Republik 
– eine Militärgeschichte, versucht 
sich der versierte Professor für Mi-
litärgeschichte/Kulturgeschichte der 
Gewalt an der Universität Potsdam, 
Sönke Neitzel (Jg. 1968), an einer ver-
gleichenden Militärgeschichte und 
spannt den Bogen vom Deutschen 
Kaiserreich ab 1871, nachdem man 
bis dahin deutsche Kriege noch ge-
wonnen hatte (und damit das neue 
Reich in Blut und Eisen „schmiede-
te“), durchs 20. Jahrhundert hindurch 
und schließlich bis zur Bundeswehr 
heute. Ohne Zweifel ein im Kontext 
von absolutem Kaisertum, Demo-
kratie, faschistischer Diktatur und 
erneuter Demokratie irritierender 
Spagat. Ein Kapitel widmet sich auch 
den Kriegern der größten staatlichen 
deutschen „Friedensbewegung“ in 
Gestalt der Nationalen Volksarmee 
der DDR. Was für ein Orwellscher 
Konstrukt: Krieg ist Frieden.

Das ist an sich schon nicht unpro-
blematisch, weil der Kriegervergleich 
durch die Epochen zwangsläufig hef-
tig hinkt und differiert. Auch wenn 

der DDR-Sängerbarde Biermann in 
seinem Soldat, Soldat-Song feststellte, 
Soldaten sehn sich alle gleich, leben-
dig und als Leich‘. Das deutsche An-
griffs-Heer vor 1914 war des Kaisers 
ganzer Stolz und ein schierer Hort 
des Militarismus und Nationalismus. 
Die zur 100.000 Mann-Reichswehr 
in der Weimarer Republik zwangs-
gestutzte deutsche Militärmaschi-
ne war es in revanchistischem Sinn 
nicht minder. In ihr bildeten sich 
rechtsextrem-nationalistische Fort-
sätze aus, die als „schwarze Reichs-
wehr“ mitbeteiligt das Geschäft der 
Niederschlagung der deutschen 
Revolution 1918/19 besorgte, linke 
Räterepubliken niederschlug und 
unliebsame, republikanisch, pazifis-
tisch oder kommunistisch gesinnte 
Männer und Frauen liquidierte. Auf 
solche „Krieger“, man muss sie viel-
mehr feige, ehrlose Meuchelmörder 
nennen, war für die extrem natio-
nale Rechte Verlass. Erinnert sei nur 
an die Ermordung der Kommunis-
tenführer Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg 1919, das Schicksal des 
Kapitänleutnants a. D., Hans Paasche, 
des libertären Sozialisten und Räte-
ministers Gustav Landauer oder des 
1922 ermordeten nationalliberalen 
Politikers und Reichsaußenministers 
Walther Rathenau. Paasche (Schriften 
u. a.: „Das verlorene Afrika“; „Meine 
Mitschuld am Weltkriege“) war ein 
zum Pazifisten gewandelter Ostaf-
rika-Kolonialoffizier, den die Kai-
serarmee 1916 unehrenhaft entließ 
und der sich von Matrosen und Ar-
beitern gewählt 1918/19 im Berliner 
Arbeiter- und Soldatenrat betätigte. 
Er war schon im Begriff, die wahren 
Verantwortlichen in höchsten Mili-
tärrängen für den begonnenen Krieg 
festzunehmen, zwei Lastwagen mit 
bewaffnetem Kommando standen 
schon bereit, das Vorhaben umzuset-
zen, als ihn die neue Ebert-Regierung 
davon abhielt. Rechte Freikorps spür-
ten Paasche dann 1920 auf seinem Gut 
Waldfrieden in der Neumark östlich 
der Oder auf und haben ihn, wie es 
hieß, „auf der Flucht“ erschossen. 

Pasche kam da gerade vom Baden 
in einem See mit seinen Kindern. 
Angeblich soll der Friedensfreund, 
Reform-Vegetarier und Tierschützer 
Paasche zuhause Waffen versteckt 
haben. Kurt Tucholsky widmete 
dem heimtückisch Ermordeten ein 
lyrisches Gedenken und der Bremer 
Historiker und Verleger Helmut Do-
nat entdeckte Paasche für die Nach-
welt neu. Es entstanden ab 1980 im 
eigenen Verlag Bücher von und über 
ihn, insbesondere gesammelte Origi-
nalschriften („Ändert euren Sinn!“), 
eine Biografie und die satirische Per-
siflage aus afrikanischer Sicht auf die 
(Un-)Kultur der „Wasungu“ [d. s. die 
Weißen], „Lukanga Mukara“.  

 Doch es kam noch weitaus schlim-
mer. Das einzig auf Krieg, Eroberung 
und Vernichtung zusteuernde  „Drit-
te Reich“ der Nazis bediente sich 
des deutschen Kriegers von Jugend 
an „hart wie Kruppstahl“ in mehr-
facher Millionenzahl, um seine Er-
oberungsziele von Rache, Raum und 
Rohstoff umzusetzen. Hinter den 
Frontlinien beteiligten sich reguläre 
Einheiten der deutschen Wehrmacht 
im Verbund mit SS-Einsatzgruppen 
an Massenerschießungen von Polen, 
Juden, Balten, Russen –, im Zweifel 
waren alle „Partisanen“, auch Kin-
der, Mütter und Alte. Auch die Flug-
blätter der Widerstandsgruppe der 
Weißen Rose berichteten über den 
Massenmord an der Ostfront, deren 
einzelne ihrer männlichen Mitglieder 
im Sanitätshilfseinsatz Augenzeugen 
wurden. Die heftig umstrittene, kri-
tische Wehrmachts-ausstellung des 
Hamburger Reemstma-Instituts ab 
Mitte der 1990er Jahre – und nicht 
Neitzels diesbezügliche Nachfor-
schungen, wie es in seiner offiziel-
len Personenlegende heißt –, machte 
erstmals Schluss mit dem Mythos der 
„sauberen“ Wehrmacht-Krieger und 
nur die SS-Schergen seien die Ver-
derber gewesen. Das weiß natürlich 
auch der beflissene Historiker Neitzel 
und widmet ihnen kurze Abschnitte 
in seiner opulenten Militärgeschichte 
von gut 800 Seiten, davon allein ein 

Rezension
Die Revision des „Ernstfalls Krieg“
Zu Sönke Neitzels Krieger-Allotria
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gescheitert. Das bemerkt auch Neitzel 
durchaus kritisch. Zur grundsätzli-
chen Infragestellung des Soldatischen 
reicht es allerdings bei Neitzel nicht. 
Soldaten seien als gezielt auf Tötung 
trainierte Krieger „potenzielle Mör-
der“, mahnte einst entschieden die 
Friedensbewegung. Man lernt in der 
Ausbildung der Bundeswehr nicht 
nur zu schießen und zu treffen, son-
dern auch den Griff, wie man mit 
einem Kopfruck einem Feind im 
Nahkampf das Genick bricht oder 
in welche Körperbereiche man ein 
Sturmmesser bevorzugt stoßen muss, 
um mit dem Exitus des Gegenübers 
sicheren Erfolg zu haben. Denn mo-
derne Sturmgewehre kommen ohne 
Bajonett an der Spitze aus. 

Natürlich widmet sich der Autor 
Neitzel, Mitglied und Beirat in einer 
Reihe Militärge-schichtlicher Gesell-
schaften, Kommissionen und Arbeits-
kreise, auch den sonstigen Skandalen 
in der Bundeswehr, z. B. der Star-
fighter-Affäre. Über 200 Maschinen 
des technisch anspruchsvollen, aber 
mit Mängeln behafteten, Kampfjets 
stürzten aus technischen Gründen 
ab, dabei kamen über 100 Piloten 
ums Leben. Das Pannen-Flugzeug 
erhielt bald den Beinamen „Witwen-
macher“. Für den Auftrag über mehr 
als 900 Exemplare des Atombombers 
für die deutsche Luftwaffe sollen von 
der US-Flugzeugfirma Lockheed 
Schmiergelder in beträchtlicher Mil-
lionenhöhe an höchste deutsche Ver-
teidigungspolitiker geflossen sein. 
Nie wurden die Verantwortlichen 
dafür zur Rechenschaft gezogen. Zu 
erwähnen ist auch der Spiegel-Skan-
dal. Spiegel-Redakteure hatten den 
im Grunde allgemein bekannten Um-
stand, die deutsche Nato-Armee sei 
aufgrund gravierender Struktur- und 
Materialmängel (ähnlich übrigens 
wie heute) nur „bedingt einsatzbe-
reit“ problematisiert, übten dabei 
nicht einmal generelle Militärkritik. 
Dies nahm die Adenauer-Regierung 
zum Anlass für eine scharfe Attacke 
gegen das missliebige Augstein-Ma-
gazin mit Landesverratsvorwürfen, 
Verhaftungen und teils monatelan-
ger Untersuchungshaft der Haupt-
beschuldigten, darunter der Verleger 
selbst. Die (kalten) Krieger saßen in 
diesem Fall in den Parlamentarier-
Rängen, Ministerien und staatsan-
waltlichen Ermittlerreihen, darunter 
der später von einem Kommando der 

sachdienlicher Anhang von rund 200 
Seiten. Da werden sogar Dienstgrade 
von Wehrmacht und Bundeswehr 
aufgelistet und die Bundestagsab-
geordneten genannt, die Wehrdienst 
geleistet haben. Jene Parlamentarier, 
die den Kriegsdienst verweigerten 
und Zivildienst leisteten, darunter 
immerhin ein SPD-Wehrbeauftrag-
ter, bleiben dagegen ungenannt. So 
wie es Neitzel auch unterlässt, dem 
Thema Kriegsdienst-verweigerung 
ein gebührendes Kapitel zu widmen. 
Seit Bundeswehr-Bestehen 1956 dürf-
te die Zahl der Verweigerer bis zur 
Aussetzung der Wehrpflicht 2011 ca. 
2,5 Millionen betragen, davon laut 
Statistik über 500.000 bis zum Jahr 
1991 und 1,2 Millionen zwischen 2002 
und 2012. Der eine Zahlenblock mar-
kiert die Dauer des Kalten Kriegs und 
entspricht in etwa der Bundeswehr-
stärke in jenen Jahren, der andere die 
Zeit seit Beteiligung der Bundeswehr 
am Krieg in Afghanistan. Hier dürfte 
Neitzel auch die Beweggründe finden 
für einen verbreiteten Wehrunwillen 
in der deutschen Nachkriegsjugend 
sowie eine Antikriegshaltung in der 
Bevölkerung, die er  beklagt.

Das Kardinalproblem des Buches 
ist seine Einreihung und Einord-
nung unter dem Krieger-Aspekt in 
eine vergleichende Betrachtung von 
Kaiserarmee, Reichswehr und Wehr-
macht mit der Gegenwart der Bun-
deswehr, mit dem „Bürger-Krieger“ 
in Uniform. Dieser sollte nach den Er-
fahrungen der Vergangenheit durch 
„Innere Führung“ zum Demokraten 
im Kampfanzug angehalten und er-
zogen werden. Nachdem es grobe 
Auswüchse von Befehlsmissbrauch 
und wüsten Soldatenschikanen ge-
geben hatte, man denke etwa an den 
Skandal der Drill-Misshandlungen 
von Nagold in den frühen sechziger 
Jahren oder die durch fahrlässige 
Befehle verursachten Ertrunkenen ei-
ner Kompanie im Fluss Iller in Ober-
schwaben bei einem Manöver. Das 
Konzept von General Wolf Graf von 
Baudissin, Miturheber der Himmero-
der Denkschrift 1950 zur Abklärung 
einer deutschen Wiederbewaffnung, 
Graf Kielmannsegg, Ulrich de Mai-
zière und anderen mit Wehrmachts-
Vergangenheit und teils Verbindun-
gen zum militärischen Widerstand 
des 20. Juli, konnte sich in der lange 
demokratieresistenten Bundeswehr 
nicht durchsetzen und galt bald als 

terroristischen Rote Armee Fraktion 
(RAF) ermordete Siegfried Buback.

Was Neitzel hingegen außer in 
Randnotizen so gut wie völlig aus-
blendet und offensichtlich nicht der 
Militärgeschichtsforschung Wert fin-
det, sind die geschätzt mehr als 30.000 
Verfahren gegen sog. Wehrkraftzer-
setzer und Deserteure und ergange-
nen über 20.000 Todesurteile gegen 
sie durch die NS-Militärjustiz. Selbst 
nach der offiziellen Kapitulation ver-
hängten linientreue NS-Marinerich-
ter noch Erschießungsurteile gegen 
Matrosen, die kurz vor Kriegsende 
auf Kriegsschiffen gemeutert hatten. 
Der Schriftsteller Siegfried Lenz schil-
dert in seiner Erzählung „Ein Kriegs-
ende“ entsprechende Vorfälle, deren 
Zeuge er als einfacher Marineangehö-
riger wurde. Ab etwa 1980 nahmen 
die wenigen Hundert überlebenden 
deutschen Deserteure des Zweiten 
Weltkriegs einen zähen politischen 
Kampf um Rehabilitierung, Entschä-
digung und Wiederherstellung ihrer 
Ehre auf, der mehr als zwanzig Jah-
re bis zu einem parlamentarischen 
Durchbruch und Erfolg im Deutschen 
Bundestag dauern sollte. Da waren 
nicht mehr viele von ihnen am Leben. 
Der Bremer Deserteur Ludwig Bau-
mann (+2018) hatte sich dabei als Vor-
sitzender der Bundesvereinigung der 
Opfer der NS-Militärjustiz besondere 
Verdienste erworben und ließ bis zu-
letzt in seinen hartnäckigen Bestre-
bungen nicht nach. Krieger schauten 
auf Deserteure nur mit Unverständ-
nis und Verachtung als „Vaterlands-
verräter“ und „Kameradenschweine“ 
herab, die ihnen angeblich in den Rü-
cken fielen. Erst allmählich ergab sich 
über Jahre ein Meinungsumschwung 
in der Öffentlichkeit hinsichtlich der 
Bewertung von Desertion als riskan-
tem persönlichem Protest gegen ein 
mörderisches Unrechtsregime und 
individuellen Ausstieg aus der Ver-
nichtungsmaschinerie. Als es 2008 im 
Bundestag in der Frage von „Kriegs-
verrat“ noch um die pauschale Auf-
hebung von NS-Unrechtsurteilen 
wegen Desertion und Fahnenflucht 
ohne Einzelfallprüfung ging, sprach 
sich Neitzel als einer der Gutachter 
und Fachberater der Unions- und 
FDP-Fraktion dagegen aus. Mit der 
Begründung, es könnte dabei viel-
leicht noch unbekannte Urteile geben, 
die kein Unrecht gewesen wären. Ein 
Jahr später votierte die schwarz-rote 
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Regierungskoalition dennoch für die 
generelle Aufhebung.       

Deutsche Krieger – ein Thema 
von gewiss epischer Breite, siehe 
etwa Hermann Löns‘ erst spät wie-
derentdecktes Kriegstagebuch von 
1914, Ernst von Salomon: „Der Fra-
gebogen“ oder Joseph Roth: „Das 
Spinnennetz“. Der Frontmilitär und 
Schriftsteller Ernst Jünger suchte als 
blutjunger Leutnant im Ersten Welt-
krieg Krieger-Bewährung als drauf-
gängerischer Stoßtrupp-Führer und 
hielt seine Landser-Fronterlebnisse in 
einem von Soldaten meist und noch 
heute gern gelesenen Kampf-Roman 
„In Stahlgewittern“ fest. Dagegen 
kam antimilitärisch inspirierte Litera-
tur jener Zeit wie „Im Westen nichts 
Neues“ (E. M. Remarque) oder Edlef 
Köppens „Heeresbericht“ nicht wirk-
lich an. Im Nazikrieg gönnte Jünger 
sich nach Teilnahme am Blitzkrieg ge-
gen Frankreich mit Ausnahme eines 
Abstechers in den Kaukasus die äs-
thetischen Freuden des Besatzungsof-
fiziers in der Etappe. Er schrieb eifrig 
an seinen Pariser Tagebüchern und 
streckte seine frankophilen Fühler 
ins französische Kulturleben aus, ver-

kehrte „fraternisierend“ mit Picasso 
und meist konservativen Größen der 
Literaturwelt wie Henry de Monther-
lant und André Gide. Hitler, der Jün-
ger lange protegierte, und Goebbels 
& Co. wurde er dadurch zunehmend 
suspekt. Im Inneren blieb Jünger aber 
trotz seiner Läuterungs-Schrift „Der 
Friede. Wort an die Jugend Europas 
– Wort an die Jugend der Welt“ 1945 
mit ihrem kryptisch-utopischen Ent-
wurf einer neuen Friedensordnung 
der Eliten auch weiter ein Krieger, 
subtiler Jäger (jetzt nur noch auf Kä-
fer) und Sonderling. Unfähig zu de-
mokratischem Geist und Empfinden. 
Dabei nichtsdestotrotz an runden 
Geburtstagen hofiert in seinem süd-
deutschen „Dorf-Exil“ auf der Schwä-
bischen Alb von Politikergrößen wie 
Helmut Kohl und Francois Mitterand.

Das Titelbild des Neitzel-Buches 
suggeriert Kontinuität. In einer Reihe 
sind schemenhaft Soldatenkopf-Um-
risse mit den typischen Bedeckungen 
Pickelhaube, Republik- und Nazi-
Stahlhelm und Bundeswehr-Helm 
abgebildet. Soll dies nun im Bruch 
mit solcher Vergangenheit dezen-
te Läuterung und Revision in der 

Nachfolge andeuten oder vielmehr 
das ewig Soldatische im Fortgang 
unterstreichen? Das wesenhaft Krie-
gerische ist für Neitzel zu kämpfen, 
zu töten und zu sterben. Da kennt 
er als gedienter Zivilist kein Pardon. 
Das sei – so Neitzel – in allen unter-
suchten Epochen gleich, besonders 
was die Protagonisten betrifft. Auch 
geltend für die Bundeswehr? Dort 
hieß es am wiedervereinten Beginn 
der erweiterten Auslandseinsätze, 
sie geschähen als Interventionen zu 
„humanitären Zwecken“. Oder auch 
bemüht sinngebend, um unsere Frei-
heit am Hindukusch zu verteidigen. 
Das Wort des SPD-Krieger-Ministers 
Peter Struck fiel jenseits der Grund-
gesetz-Definition des klaren Defen-
sivauftrags der „Verfassungsarmee“ 
Bundeswehr schon deutlicher, wenn 
auch für einen Sozialdemokraten 
umso befremdlich aus.

Wirksam abschrecken, um nicht 
kämpfen zu müssen, war immer 
die vorgeschobene Schein-Devise. 
Gleichzeitig war man hochgerüstet 
kriegsvorbereitet. Wenn du den Krieg 
verhindern willst, bereite den Krieg 
vor. So die groteske Formel. Die nu-
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klear gestützten Kriegs-Strategien 
hießen erst massive Vergeltung, dann 
flexible Reaktion. Sogar drohen mit 
taktischen Atomwaffen schloss dies 
ein und tut es noch. Noch immer ist 
die Luftwaffe „atomarer Teilhaber“ 
ohne eigene Nuklearwaffen, aber mit 
der Option des Zugriffs auf moderns-
te amerikanische Atomsprengköpfe. 
Dabei führt ein atomarer Einsatz jedes 
Kriegertum ad absurdum. Man ver-
seucht radioaktiv die Schlachtfelder, 
zerstört, was man vorgibt schützen 
zu wollen, indem dies der Gegner 
im Vergeltungsschlag übernimmt. 
Die heutigen Manöver der Nato-
Ost-Krieger sind gegenüber dem re-
animierten „Feind Russland“ gemäß 
der Nato-Doktrin wieder nach vor-
ne orientiert (Stichwort: „Vorneprä-
senz“) ausgerichtet. Zu Kalten Kriegs 
Zeiten hieß das kaum anders Vorne-
verteidigung. Neitzel problematisiert 
dies nicht ernsthaft. Der nicht minder 
renommierte Militärhistoriker von 
der kritischen Gegenfraktion, Wolf-
ram Wette, bezeichnet Neitzel in sei-
ner Besprechung des Buches für die 
„Badische Zeitung“ (26.1.) als „Bel-
lizisten“. Das Kunstunwort, das ei-
ner genauen politischen Zuordnung 
entbehrt, meint salopp den getarnten 
Krieger im pazifistischen Schafspelz. 
Neitzels Diktionen und Sichtweisen 
reihen sich problemlos ein unter ver-
gleichbare Buch-Ergüsse wie „Wofür 
Deutschland Krieg führen darf. Und 
muss: Eine Streitschrift“ des stell-
vertretenden ZEIT-Chefredakteurs, 
ehemaligen Friedens- und Graswur-
zelbewegten und jetzt Kriegs- und 
Kriegerapologeten, Bernd Ulrich. 
Schreibtischtäter, die Soldaten und 
Soldatinnen für angeblich humani-
täre Ziele und um mehr militärisch-
politische „Verantwortung“ in der 
Welt zu exekutieren, in neue Kriegs-
abenteuer schicken wollen.

Jeder moderne Krieg ist, so der 
Friedensdenker und Philosoph, Ni-
kolaus Koch, ein „Fünfkrieg“, ein to-
taler, d. h. militärischer, politischer, 
wirtschaftlicher, psychologischer 
und ideologischer Krieg und hat 
vormilitärische, zivile Ursachen. Die 
einzig wahre Art, heute noch „Krieg 
zu führen“, sei demnach die zivile, 
so Koch, als Kampf gegen Armut, 
Elend, Ausbeutung, Ungerechtig-
keit, Feindbilder oder ideologische 
Kriegsvorbereitung. Als militäri-
scher Krieg-und-Frieden-Forscher 

dürften Neitzel solche Töne fremd 
sein. Er plädiert als ein Fazit dafür, 
den Krieg wieder mehr vom Krieg 
her zu sehen, als vom Frieden. Lan-
ge habe solches die friedensgewöhn-
te Haltung der Deutschen in einem 
strukturellen Sinn verhindert. Dass 
damit vielleicht historische Lernpro-
zesse einer ganzen Generation ver-
bunden sein könnten, käme Neitzel 
nicht in den Sinn, kritisiert sein Zunft-
Kollege Wolfram Wette. Das sind 
echte Zurückschraubungen auf einen 
unwissenschaftlichen, ideologischen 
Standpunkt des Kalten Kriegs, der 
dem notfalls militärischen Austrag 
von Konflikten den Vorzug gibt. Da 
ist die kritische Friedensforschung 
aktuell und eine lebhafte Diskussion 
etwa in den Kirchen viel weiter in ih-
rem Streben, Sicherheit in friedvoll-
friedensfördernden Szenarien neu zu 
überdenken. (Siehe z. B. die vieldis-
kutierte Konzept-Studie „Sicherheit 
neu denken – Von der militärischen 
zur zivilen Sicherheitspolitik“ in der 
Evangelischen Landeskirche von 
Baden mit Perspektive bis 2040). Die 
letzte Friedensdenkschrift der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland von 
2007 räumt allenfalls noch „Recht 
schaffender Gewalt“ eine gewisse 
militärische Daseinsberechtigung ein, 
was noch diskussionswürdig genug 
ist. Bei Neitzel kommt der Einbezug 
solcher Alternativen nicht vor. Eine 
Militärhistorie, die dem hoffnungslos 
hinterherhinkt, kann heute freilich 
nur noch am Frieden orientierte Ge-
schichtsbetrachtung und -schreibung 
sein, wenn sie einen Lernertrag ha-
ben soll. Alles andere – soweit müss-
te das auch dem Krieger-Experten 
Neitzel klar sein – führt gedanklich 
nicht aus der Quadratur des Gewalt- 
und Kriegerkreises heraus, die dieses 
Buch reichlich bedient. Aber nicht der 
Krieg, sondern „der Frieden ist der 
Ernstfall“ (Gustav W. Heinemann). 

Elmar Klink,Bremen, 7. Februar 2021.   
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ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin„ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern“
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.
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